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L iebe Leserin, lieber Leser,

in die sem Jahr wäre der kurz vor Kriegsende im KZ
Flo ssenbürg ermordete Dietrich B onho effer 1 0 0 Jah-
re alt gworden . »Eine Affinität zum Soldatentum wird
man bei den B onho effers vergeblich suchen . Politi-
sche s und militärisches Denken wurde b ei ihnen ent-
schieden auseinander gehalten . Ohne zu verkennen,
dass sich in der Führung der Wehrmacht eine durch-
au s respektable Reb ellion gegen Hitler formiert hat,
mit der B onho effer das Komplott nicht scheute , hatte
er grundlegend andere Ansätze und Ziele . Anstelle der
Tapferkeit, die auf dem Soldatenfriedhof endet, setzte
er auf Zivilcourage : auf Verantwortung statt Unterord-
nung, auf Mündigkeit statt auf B efehlsempfang, auf
Einspruch statt auf Mitläufertum . Ein Mensch, der von
b erufswegen gezwungen ist, nur zu gehorchen, und
der außerstande ist, den Gehorsam zu verweigern, ist
ein Sklave . « D as sagte H ans Jürgen Schultz in einem
Vortrag üb er Dietrich B onho effer, den wir in diesem
Heft dokumentieren . Wäre Dietrich B onho effer nicht
von den Nazis ermordet worden und hätte nach dem
Krieg eine wichtige Rolle in der evangelischen Kirche
spielen können, dann wäre deren Haltung zu Militär
und Krieg vielleicht eine deutlich andere und ent-
schieden oppo sitionelle ?

» . . . der außerstande ist, den Gehorsam zu verwei-
gern, ist ein Sklave . « Üb er den Fall des Maj ors Pfaff, der
als einziger Bundeswehroffizier B efehle zur Unter-
stützung des völkerrechtswidrigen Angriffskrieges
der USA gegen den Irak verweigerte , hab en wir von
B eginn an b erichtet. Nun erhielt Florian Pfaff von der
Internationalen Liga für Menschenrechte die C arl-
von-O ssietzky-Medaille verliehen . Wir dokumentie-
ren seine D ankesrede . B ei der Preisverleihung für
Pfaff sprach Rolf Gö ssner als Präsident der Liga das
merkwürdige Gefühl der Jury an, erstmals einen akti-
ven Soldaten zu ehren − mit einer Medaille , die den Na-
men eines b edeutenden Pazifisten trägt. Die Liga be-
trete damit »Neuland« , auch damit, dass die Laudatio
Oberstleutnant Jürgen Ro se hielt, den Le serInnen
wohlbekannt und mit einem B eitrag auch in diesem
Heft vertreten . Neuland betreten wir also nicht mehr,
das merkwürdige Gefühl bleibt. Vielleicht muss das so
sein in Zeiten, in denen »viele von ihnen [ gemeint sind
die Kriegsdienstverweigerer ] , wenn nicht die meis-
ten, das Militär für notwendig und gut [ halten ] , nur
au s verschiedenen persönlichen Gründen nicht in ei-
ne Kaserne gehen [ wollen ] « , wie Ullrich Hahn in sei-
ner D arstellung der Ge schichte der Friedensb ewe-
gung und des Versöhnungsbundes schreibt?

Stefan K. Ph ilipp
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eit dem Frühj ahr 2 0 0 5 hat sich durch eine
Reihe von Faktoren die Situ ation im Nahen

und Mittleren O sten dramatisch verschärft, was
auch erhebliche Rückwirkungen auf den Iran-Kon-
flikt hat.

Die Kriege in Afghanistan und be sonders im
Irak stellen für Iran durch die Umzingelung mit US-
Truppen ein erhebliches Risikopotenzial für das
Üb erleb en der Regierung in Teheran dar.

Durch die US-Invasion 2 0 0 3 im Irak wurde die
Po sition Irans in der Region erheblich ge stärkt, da
inzwischen 60 Prozent Schiiten im Irak nicht nur
die Regierung stellen, sondern auch der gesamte
Süden Iraks weitgehend von Iran au s kontrolliert
wird .

Durch die schweren Kämpfe im Süden Afghanis-
tans, wo die Talib an wiedererstarkt sind , werden
US-Truppen no ch auf längere Zeit gebunden blei-
ben und stehen nicht für einen neuen Kriegsschau-
platz im Iran zur Verfügung.

Trotz Abzugs der israelischen Truppen au s dem
Gazastreifen 2 0 0 5 hat sich die Situ ation in Israel
und Palästina u . a. wegen des fortgesetzten Sied-
lungs-, Mauer- und Trennungszaunb au s im West-
j ordanland und der Perspektivlo sigkeit für die p a-
lästinensische Seite weiter verschärft, nicht zuletzt
durch die jüngsten Militäraktionen im Gazastrei-
fen . Durch den Wahlsieg der Hamas und den Ein-
tritt Avidgor Lieb ermanns als »Minister für strategi-
sche B edrohungen« in die israelische Regierung
wird eine dauerhafter Naho st-Lö sung, wie sie etwa
in Tab a 2 0 0 1 o der in der Genfer Friedensinitiative
vom D ezemb er 2 0 0 3 entworfen wurde , kurz- o der
mittelfristig kaum re alisierb ar. Lieb ermann, der
dem p alästinensischen Volk die Exitenzb erechti-
gung ab spricht, einen judenreinen Staat Israel pro-
p agiert und für die B omb ardierung Irans plädiert,
könnte no ch zur strategischen B edrohung für Isra-
el selb st werden .

Nach der Ermordung des lib ane sischen Premi-
ers Rafik Hariri im Frühj ahr 2 0 0 5 hat der deutsche
UN-Sonderermittler D etlev Mehlis in seinem B e-
richt an den UNO-Sicherheitsrat engste Verwandte
des syrischen Regierungschefs Assad als Drahtzie-
her hinter dem Attentat stark belastet. Die Ermor-
dung de s lib ane sischen Ministers Pierre Gemayel
Ende Novemb er 2 0 0 6 , der zum antisyrischen Lager
zählte , wurde eb enfalls der Regierung in Syrien an-
gelastet und könnte den Lib anon no ch an den Rand
eine s Bürgerkrieges bringen . Durch die Morde im
Lib anon kam ein für Iran wichtiger Verbündeter in
der unmittelb aren Region enorm unter Druck.

D er Lib anonkrieg im Sommer 2 0 0 6 wurde , wie
der US-Journalist Seymour Hersh recherchierte ,
von den Regierungen der USA und Israels als eine
Art Testlauf für einen Krieg gegen Iran b etrachtet.
US-Außenministerin Rice lehnte einen Waffenstill-
stand zu B eginn der B omb ardierungen mit der B e-
gründung ab , es handele sich b ei die sem Krieg um
» Geburtswehen eine s neuen Nahen O stens« .

Die Zerstörung der von iranischen Ingenieuren
mitgeb auten Tunnelanlagen der Hisb ollah im Lib a-
non wurde inzwischen ausgewertet, um darau s
Rückschlüsse für die B omb ardierung der Bunker-
anlagen im Iran zu ziehen . Iran kann nicht angegrif-
fen werden, ohne das Risiko für Israel durch His-
b ollah-Raketen zuvor auszuschalten .

Allerdings ist der Lib anon-Krieg völlig anders
gelaufen, als von Israel und den USA geplant.

D er Eins atz von israelischen B o dentruppen war
nicht vorgesehen − und weil diese im Falle Irans
von US-Seite nicht zur Verfügung stehen, warnten
eine Reihe hoher US-Militärs bereits vor einer B om-
b ardierung Irans .

Israel hat sich frühzeitig deutsche Truppen für
einen Lib anoneinsatz gewünscht, weil sich welt-
weit kein anderes Land israelfreundlicher verhalte
als D eutschland . Die Bundesregierung kann daher
nicht neutral sein, was allerdings eine wichtige Vo-
raussetzung für UN-Truppen in Krisenregionen
überhaupt ist. Die deutsche Bundesregierung hat
b ereits von einem Kampfeinsatz der Marine zu ei-
nem Zeitpunkt gespro chen, als no ch gar keine An-
frage der lib anesischen Regierung vorlag. D er pro

Jahr mit knapp 2 0 0 Millionen Euro teure Einsatz ist
zudem von der Aufgab enstellung her mehr als frag-
lich, weil in den vergangenen Jahren keine Waffen
auf dem Seeweg an die Hisbollah geliefert worden
sind . Sollte e s zu einem Krieg gegen Iran kommen,
b e steht die große Gefahr, dass die deutsche Politik
als Kriegsp artei an der Seite Jerusalems und Wa-
shingtons in der muslimischen Welt wahrgenom-
men wird und kaum no ch Spielräume für eine dip-
lomatische Vermittlung b esitzt.

Die genehmigte Lieferung von zwei deutschen
U-B o oten an Israel, von deutschen Steuerzahlern
mit 3 3 3 Millionen Euro subventioniert, die in Israel
atomar umgerü stet werden sollen und damit Iran
b edrohen könnten, gießt eb enso Öl ins Feuer de s
Naho stkonflikts wie die in Aussicht gestellte Liefe-
rung von Dingo-Truppentransportern . E s wäre ein
Akt der Vernunft und Verantwortung, alle weiteren
Rü stungsexporte in die Region umgehend zu ver-
hindern .

Clemens Ronnefeldt

Der Iran-Konflikt
Interessen und Lösungs-Ansätze
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Eine dee skalierende Wirkung b ezüglich Iran
könnten die US-Zwischenwahlen vom 7. November
2 0 0 6 hab en, die als eindeutige Ab sage an die Irak-
Politik der US-Regierung interpretiert wurden . Mit
Verteidigungsminister D onald Rumsfeld verlor
Präsident George W. Bush einen der vehemente s-
ten Iran-Kriegsbefürworter. D enno ch b esteht die
Gefahr eines Angriffes innerhalb der Amtszeit von
Präsident Bu sh fort, da sich in der US-Außenpolitik
Republikaner und D emokraten nur wenig unter-
scheiden und zudem die katastrophalen ökonomi-
schen D aten der US-Wirtschaft (Außenhandelsbi-
lanzdefizit, Haushaltsdefizit, D ollarschwäche ,
Ölabhängigkeit . . . ) weiter b estehen bleib en .

B ei einem israelischen Angriff auf die irani-
schen Atomanlagen würden sich die US-Streitkräf-
te nicht aus einem Iran-Krieg herau shalten .

Im Iran selb st hat die Wahl von Präsident Mah-
mud Ahmadinedschad seit dem Sommer 2 0 0 5 zu
erheblichen innen- und außenpolitischen Verän-
derungen geführt. Insbe sondere das Militär wurde
ge stärkt, die Sp annungen mit der EU und den USA
nahmen wegen der israel-feindlichen Äußerungen
de s iranischen Präsidenten zu , oppo sitionelle Zei-
tungen wurden verb oten .

D a Iran, derzeit viertgrößter Erdölproduzent
der Erde , üb er die drittgrößten Erdöl- und zweit-
größten Erdgasvorkommen weltweit verfügt und
mit China und Indien langfristige Lieferverträge
ge schlo ssen hat, b esitzt der aktuelle Irankonflikt
eine ernorme geopolitische Dimension .

Zur Politik Irans

Die Wahlen Mitte Juni 2 0 0 5 führten zu einschnei-
denden Veränderungen im Iran . D er als Favorit gel-
tende Ex-Präsident Ali Akb ar Haschemi Rafsand-
schani lag im ersten Wahlgang no ch mit 6 , 1 Millio-
nen Stimmen (2 1 %) knapp vor dem Überra-
schungskandidaten Mahmud Ahmadinedschad
mit 5 , 7 Millionen ( 1 9 , 5 %) . D er reformfreundliche
Ex-Parlamentspräsident Mehdi Karrubi kam auf ca.
5 Millionen, der b ekannte ste Reformkandidat
Mustafa Moin auf ca. 4 Millionen Stimmen .

B ei der Stichwahl siegte Ahmadinedschad mit
62 Prozent überraschend klar gegen Rafsandscha-
ni, der nur 3 6 Prozent erhielt. Die Wahlb eteiligung
lag in b eiden Durchgängen b ei rund 60 Prozent.
Die Wahlkampfslogans von Rafsandschani »D as
Land steht am Abgrund« und Ahmadinedschad »E s
geht − und wir können e s« hätten kaum unter-
schiedlicher ausfallen können .

Am Tag der Stimmauszählung, dem 1 8 . Juni
2 0 0 5 , lag Karrubi lange Zeit vor Ahmadinedschad ,
b evor sich dieser erst gegen Ende des Tage s no ch
vor ihn schob und damit nur knapp die Stichwahl
erreichte . Mehdi Karrubi forderte wegen de s Ver-
dachts massiver Unregelmäßigkeiten, an denen vor
allem Anhänger des Militärs − Revolutionsgarden
und Freiwilligencorp s − b eteiligt gewesen sein sol-

len, eine Üb erprüfung der Ergebnisse . Ali Akb ar
Haschemi Rafsandschani sprach offen von Wahlfäl-
schung, Präsident Khatami wollte den ob ersten Re-
präsentanten des Staates D okumente üb er Wahlfäl-
schungen üb ergeb en .

Seit seiner Wahl ersetzt Ahmadinedschad viele
Schlüsselpo sitionen neu mit treuen Gefolgsleuten :
4 0 B otschafter werden abgelö st, die Direktoren
der sechs staatlichen B anken abgelö st, 1 2 Provinz-
Gouverneure und einige Vizeminister entlassen .
D enno ch erlebte er im Parlament heftigen Gegen-
wind : Für die B e setzung des für seine Korruptions-
skandale b ekannten Erdölministeriums brauchte
Ahmadinedschad vier Kandidatenanläufe .

Im D ezemb er 2 0 0 5 standen durch einen Busfah-
rerstreik nach der Verhaftung des Gewerkschafts-
führers M ansur Astanlu sowie einem weiteren Dut-
zend iranischer Gewerkschafter rund die Hälfte
der etwa 6 . 0 0 0 Teheraner öffentlichen Busse still .

Bis auf die Freilassung Astanlus wurden nach
kurzer Zeit alle Forderungen der Streikenden er-
füllt. Als Präsident, der die Verb e sserung der sozia-
len Situation im Lande zur zentralen Wahlkampf-
aussage machte , war Ahmadinedschad von die sem
Streik, b ei dem e s um die Verb esserung der Leb ens-
b edingungen ging, b esonders herausgefordert.

Durch Rüstungslieferungen von Russland − u . a.
Tor-M- 1 Raketenabwehrsysteme im Wert von rund
einer Milliarde US-D ollar, die die iranischen Atom-
anlagen schützen sollen − eb enso durch Rüstungs-
güter au s China und Indien, weiß die iranische Füh-
rung um starke Partner im Rücken . International ist
Iran inzwischen im Shanghai-Co operations-Ab-
kommen fe st eingebunden und b egeehrter Ko ope-
rationsp artner mehrerer asiatischer Staaten .

Zur Politik der US-Regierung

Zur aktuellen Sch wäche der US-Regierung: Nicht
nur bei den Umfragewerten b ezüglich der Zustim-
mung zur Fortsetzung des Irak-Krieges steht Geor-
ge W. Bush mit dem Rücken an der Wand . D er Krieg
mit bisher rund 3 . 0 0 0 toten US-Soldaten dürfte bis
Ende 2 0 0 6 mehrere hundert Milliarden US-D ollar
geko sten hab en . Die weitere Finanzierung der
Kriege im Irak und in Afghanistan, die b ei einem
Haushaltslo ch und einem Außenhandelsbilanzde-
fizit, die b eide j eweils in den letzten Jahren im ho-
hen dreistelligen Milliarden US-D ollar-B ereich la-
gen, dürfte der Regierung no ch einige Kopfzerbre-
chen b ereiten und sind nicht − wie erhofft − durch
Ölverkäufe aus Irak kompensierb ar.

Nach etlichen Skandalen und Rücktritten, u . a.
von Lewis Libby, dem äußerst einflussreichen
Stab schef des US-Vizepräsidenten Cheney, finden
derzeit rund Zweidrittel der US-Wählerschaft die
Leistungen der Regierung Bush unzureichend .

Eine Mehrheit der US-Wählerschaft lehnt der-
zeit einen neuen Krieg gegen Iran ab und fordert ei-
nen Rückzug der US-Truppen aus Irak.
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Einbettung der US-Politik in größere stra tegi-

sche Plan ungen: Die Hintergrundfolie der US-Au-
ßenpolitik b estimmte maßgeblich bis in die jüngs-
te Vergangenheit − wenn auch seit dem Irak-D esas-
ter erheblich ge schwächt − eine äußerst einfluss-
reiche Gruppe von Neokonservativen, die ihre
weltweiten Zukunftsvisionen unter dem Titel »Re-
buildung Americas D efense s . Strategy, Forces and
Resource s For a New Century« im September 2 0 0 0
verfasst hat. D em Autorente am, der 1 9 97 gegrün-
deten Gruppe »Proj ect for the New American Cen-
tury« gehör(t) en u . a. Paul Wolfowitz, Lewis Libby,

Jeb Bush , Gouverneur in Florida und B ruder von
George W. Bu sh, William Kristol, Rob ert Kagan und
John R. B olton an . D as D okument kann inzwischen
als Blaup ause für die US-Außenpolitik der ersten
fünfJahre des neuen Jahrtausends b ezeichnet wer-
den . Ein weiteres Mitglied der Gruppe , Francis Fu-
kuyama, hat sich von den Irak-Kriegsb efürwortern
lo sge sagt und ist inzwischen einer der für die Bush-
Regierung gefährlichsten Kritiker geworden .

1 )

Ein wesentlicher Kernpunkt von »Rebuildung
America ´ s D efense s . Strategy, Forces and Re sour-
ce s For a New Century« ist folgender: »D erzeit se-
hen sich die USA keinem glob alen Rivalen ausge-
setzt. Die Grand Strategy der USA sollte darauf ab-
zielen, diese vorteilhafte Po sition so weit wie mög-
lich in die Zukunft zu b ewahren und auszuweiten« .

Inzwischen wurde das »Proj ekt für das neue
amerikanische Jahrhundert« angeblich aus Geld-
mangel eingestellt − eine weitere Niederlage de s
neokonservativen Lagers .

Um allein ihr Außenhandelsbilanzdefizit auszu-
gleichen, das 2 0 0 5 b ei 79 2 Milliarden US-D ollar lag,
brauchen die USA einen täglichen Kapitalzufluss
von mehr als zwei Milliarden US-D ollar. Von den
großen Mächten USA, Europ a, China, Indien o der
Jap an sind lediglich die vier letztgenannten in der
Lage , die Waren, die sie konsumieren, auch zu b e-
zahlen .

China verfügte im Mai 2 0 0 6 üb er 9 2 5 Milliarden
US-D ollar Währungsreserven, Jap an üb er 84 3 , alle
Länder der Eurozone zusammen üb er 1 73 und die
USA üb er 4 1 . Würden Jap an und China nicht einen
Großteil der US-Staatsanleihen kaufen, mit denen
die US-Regierung ihre Finanzlö cher zu stopfen ver-
sucht, wäre die immer no ch mächtige US-Wirt-
schaft kaum mehr in der Lage , ihre Pro dukte au s
dem Fernen O sten o der auch aus der EU zu bezah-
len .

Knapp 60 Jahre wirtschaftlicher Aufstieg Euro-
p as und Jap ans , dazu ein sich wirtschaftlich lang-
sam erholende s Ru ssland und ein immer stärkerer
werdende s China, lassen die US-Regierung offen-
b ar immer häufiger auf Schwächere lo sgehen : »Die
be schränkten wirtschaftlichen, militärischen und
ideologischen Re ssourcen lassen den Vereinigten

Staaten, wenn sie ihre Rolle als Weltmacht behaup-
ten wollen, keine andere Möglichkeit, als den klei-
nen M ächten üb el mitzuspielen . In dem an einen
Alkoholiker erinnernden B enehmen der amerika-
nischen Diplomatie steckt durchau s eine Logik.
D as wahre Amerika ist so schwach, dass es nur mit
militärischen Zwergen eine Konfrontation suchen
kann . (. . . ) Seine wirtschaftliche Abhängigkeit von
der Welt macht auf die eine o der andere Art univer-
selle Präsenz notwendig«

2)

, so der franzö sische Poli-
tikwissenschaftler Emmanuel To dd , de ssen scharf-
sinnige Analyse ich teile :

»Wagen wir e s, stark zu sein, indem wir den Mili-
tarismu s ablehnen und b ereit sind , uns auf die inne-
ren wirtschaftlichen und sozialen Probleme unse-
rer Ge sellschaften zu konzentrieren . Schauen wir
zu , wie das gegenwärtige Amerika seine verblieb e-
nen Kräfte im >Kampf gegen den Terrorismus < ver-
geudet als Ersatz für den Kampf zur Verteidigung
einer Hegemonie , die nicht mehr existiert. Wenn
Amerika weiter darauf b eharrt, seine Allmacht zu
demonstrieren, wird e s schließlich der Welt nur
seine Ohnmacht enthüllen« .

3 )

An einem Punkt mö chte ich Emmanuel To dd wi-
dersprechen : Im Sinne der Menschlichkeit und zur
Vermeidung weiterer Opfer − möglicherweise im
Iran − genügt das Zu schauen nicht. Die Menschheit
steht im Zu sammenhang mit dem Iran-Konflikt vor
gewaltigen ökonomischen, ökologischen und auch
geistigen Herausforderungen, die nach dem ent-
schiedenen Engagement j eder und j edes Einzelnen
für eine gerechtere Welt verlangt.

In den letzten Monaten hab en die Realisten in
den USA wieder erheblich an Einflu ss gewonnen .
Viele re alistische US-Außenpolitiker und auch re-
nommierte Politik-Institute raten dem US-Präsi-
denten inzwischen zu einer diplomatischen Lö-
sung des Iran-Konflikte s, was auch direkte Ver-
handlungen mit Iran und Syrien einschließt.

Zur Rolle des Dollar-Euro-Konfliktes

Seit dem Jahr 2 0 0 0 hatte Irak seine Ölrechnungen
im Rahmen des Erdöl-für-Leb ensmittel-Programms
nicht mehr in D ollar, sondern in Euro b erechnet.
Zwei Monate nach dem Einmarsch der US-Truppen
im Irak wurde 2 0 0 3 die Fakturierung wieder auf
D ollar umgestellt. Iran verkauft b ereits seit einigen

Jahren Öl in Euro .
China kündigte im Novemb er 2 0 0 1 an, seine da-

mals schon b e achtlichen 2 0 0 Milliarden D ollar-D e-
visen-Reserven zu einem Teil in Euro umzutau-
schen .

So lange der US-D ollar als Weltleitwährung ak-
zeptiert ist, kann die US-Wirtschaft dank des Dru-
cke s von ständig neuen Geldscheinen ohne Ängste
vor einer instabilen Währung funktionieren . Mit

1 ) Francis Fukuyam a, S cheite rt Amerika? Sup ermacht am S cheide-
weg, B e rlin 2 0 0 6 . Fukuyam a b eke nnt o ffen : »I ch b in zu de m
S chluss gel angt, d as s ich de n N e oko ns ervatismus nicht l änge r un-
ters tütz en kann . « (S . 9)

2 ) Emmanu el To dd, Weltmacht U SA. E in N achruf, München 2 0 0 3 ,
S . 1 6 8

3) E mmanu el To d d, a. a. O . , S . 2 52 f.
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j ährlichen Ölimporte , wie der Cheney-Report au s-
führt, von vier auf etwa 7 Mrd . B arrel im Jahr 2 02 0
steigen, sind b ei einem Preis von rund 5 0 US-D ollar
pro B arrel derzeit 2 0 0 Mrd . US-D ollar für die B ezah-
lung der Öl-Rechnung nötig; 2 02 0 wären e s schon
3 5 0 Mrd . «

4)

Zur Rolle von Öl und Gas

Iran hatte 2 0 0 5 einen Erdöl-Weltmarktanteil von
4 , 6 Prozent. Die Zahl der B ohrtürme ging im Iran
von 4 1 im Jahre 2 0 04 auf 3 8 im November 2 0 0 5
leicht zurück. Einige we stliche Öl-Konzerne wie
Shell, ENI o der Total machen seit längerem Ölge-
schäfte im Iran . Weil die US-Regierung Investitio-
nen von mehr als 2 0 Millionen US-D ollar in die ira-
nische Ölindustrie untersagt, halten sich große US-
und auch europ äische Konzerne mit Investitionen
zurück. D erzeit schöpft Iran nicht einmal seine
OPE C-Förderquote von täglich 4 , 1 Millionen B arrel
aus . Wegen seiner weltweit drittgrößten Erdgas-
und zweitgrößten Erdöl-Reserven ist Iran ein b e-
gehrter Energielieferant, der für die nächsten Jahr-
zehnte mit darüb er entscheiden wird , welche der
großen Verbrauchernationen das zunehmend
knappere Erdöl zugeteilt bekommt.

D er frühere Shell-Mitarb eiter, Erdölspezialist
und Professor an der Princeton University, Ken-
neth S . D effeye s , erklärte Anfang 2 0 0 6 den 2 4 .
Novemb er 2 0 0 5 rückwirkend zum »World Oil Peak
D ay« . Nach seinen B erechnungen sei an diesem Tag
− mit einer Toleranzsp anne von einigen Wo chen −
der Höhepunkt der weltweiten Ölförderung er-
reicht worden (vgl . Energiedepe sche , März 2 0 0 6 ,
S . 4) .

Etwa die Hälfte der weltweit b ekannten Erdöl-
vorräte ist verbraucht, neue Erdölfelder werden
kaum no ch gefunden . S audi-Arabien als Land mit
den größten Reserven gibt seit Jahren seine Vorrä-
te nach Einschätzung von B ranchenkennern b e-
wusst zu ho ch an, um seine Geldanlagen in we stli-
chen Ländern nicht zu gefährden .

Für j edes Fass Öl, das die US-Regierung aus dem
Mittleren O sten bezieht, kommen pro B arrel ( 1 5 9
Liter) no ch einmal Militärstationierungsko sten
von ge schätzten 70 bis 1 0 0 D ollar hinzu . Die ser B e-
trag enthält nicht die Ko sten der Kriegsführung in
der Region .

9 0 Prozent der iranischen Erdölvorkommen lie-
gen in der südiranischen Provinz Khuzistan, die
mehrheitlich von Arab ern b ewohnt ist. In die ser
Region wurden b ereits in der letzten Zeit etliche
B ombenanschläge verübt, die offensichtlich ein
Klima der Instabilität erzeugen sollen – und die von
we stlichen Geheimdiensten für einen Regime-
wechsel no ch weiter intensiviert und instrumenta-
lisiert werden könnten . US-Spezialeinheiten im
Iran versuchen seit einiger Zeit, Angehörige ethni-

diesem Mechanismus schöpfen die US-Verantwort-
lichen seit Jahrzehnten nicht unerhebliche Reich-
tümer anderer Volkswirtschaften ab , deren Geld-
anlagen – vor allem verstärkt aus dem asiatischen
Raum – die Lö cher der US-Ökonomie stopfen .

Für die US-Wirtschaft war in den vergangenen
Jahrzehnten von großem Vorteil, dass die zur B e-
gleichung von Ölrechnungen im Mittleren O sten
eingesetzten US-D ollars zu einem nicht unerhebli-
chen Teil wieder in US-Rüstungsgeschäfte inve s-
tiert wurden .

B ereits im Jahre 2 0 0 3 ließ die damalige Regie-
rung Khatami verkünden, eine eigene Öl-Handels-
B örse zu gründen . D eren Start auf der kleinen Insel
und Freihandelszone Kish im persischen Golf soll-
te eigentlich am 2 0 . M ärz 2 0 0 6 erfolgen, wurde
dann allerdings verschob en .

Am 1 8 . Januar 2 0 0 6 veröffentlichte der US-M a-
kro ökonom Krassimir Petrov von der Amerikani-
schen Universität in Sofia, Bulgarien, einen B eitrag
mit dem Titel »The Propo sed Iranian Oil B ourse«
(www. EnergyBulletin. net) , der international wei-
te Kreise zog . D arin behauptete er, eb enso wie der
US-Autor William Clark, der Streit um Teherans
Atomprogramm sei ein vorgeschobener Grund –
die eigentliche Herau sforderung Washingtons sei
die neue iranische Energieb örse .

» Spiegel online« versuchte am 1 0 . März 2 0 0 6
»Die Legende vom Petro-Euro-Krieg« (www. spie-

gel. de/wirtschaft/0, 1518, 4051 60, 00. h tml) zu wi-
derlegen . Die gesamten iranischen Ölexporte hät-
ten sich im Jahre 2 0 0 5 auf 5 5 Milliarden US-D ollar
b elaufen, der Öl-Multi ExxonMobil hab e im glei-
chen Jahr alleine 3 3 0 Milliarden US-D ollar umge-
setzt. »Die Menge der iranischen Ölexporte ist welt-
wirtschaftlich marginal – wenn sie künftig in Euro
fakturiert werden, wird die s keine nennenswerte
Auswirkung auf die Finanzkraft des D ollars hab en«
wurde der Volkswirt Enno Harks zitiert; sein Kolle-
ge b ei der regierungsnahen >Stiftung Wissenschaft
und Politik < in B erlin, der Iran-Experte Johannes
Reissner ergänzte : »D as Thema wird üb erschätzt« .

D a für viele o stasiatischen Staaten die USA in-
zwischen der wichtigste Ab satzmarkt geworden
sind , werden z . B . China o der Jap an allein schon
de swegen weiterhin neue US-Staatsanleihen kau-
fen, damit die Kreditzinsen in den USA niedrig blei-
b en und die US-Verbraucher die (asiatischen) Wa-
ren auch konsumieren können . D amit dürfte auch
die Rolle des US-D ollars zumindest vorerst weiter-
hin b e stehen bleib en, auch wenn sein Wert weiter
sinken dürfte .

D enno ch ist die B edeutung der Entscheidung
Teherans zu einer Öl-B örse in Euro abrechnung
nicht zu unterschätzen . Elmar Altvater sieht in der
D ollar-Euro-Konkurrenz insgesamt ein erhebli-
che s Konfliktpotenzial :

»Die USA b ekämen ein riesige s Problem, wenn
sie die steigenden Ölimporte nicht mehr in US-D ol-
lar, sondern in Euro b ezahlen mü ssten . Wenn die

4) Elmar Altvater, D as E nde des Kap italis mus , in : Blätter für deuts che
und internatio nale Politik, 2/2 0 0 6 , S . 179
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scher Minderheiten anzuwerb en, um die se für ei-
nen Aufstand gegen das Regime in Teheran zu ge-
winnen . Nur b ei einem Regimewechsel würden
die iranischen Öl- und Gas-Langzeitverträge mit
China und Indien gekündigt werden können − die
begehrten Rohstoffe nicht nach O sten, sondern
nach We sten fließen .

D ass die US-Regierung auch anders mit der Öl-
frage umgehen könnte , hat Amory Lovins zusam-
men mit anderen Autoren de s renommierten
Rocky Mountain Institute nachgewiesen (www. o i-

lendga me. org) . » Sucht nach Öl − Eine Studie zeigt :
Die USA könnten sich unabhängig machen« , titelte
die »Süddeutsche Zeitung« am 2 9 . Augu st 2 0 0 5 und
führte ergänzend aus , »dass das Lovinsche Nach-
denken vom Pentagon gesponsert wurde . D ass das
Pentagon sich an der Erschließung alternativer
strategischer Optionen beteiligt, zeigt zugleich,
wie weit diese Option schon vorgedrungen ist im
militärisch-indu striellen Komplex« .

Zur Rolle der Religionen

Sowohl in ultrakonservativen christlichen Kreisen
der USA, wie auch b ei muslimischen und jüdischen
Extremisten hab en derzeit religiö s motivierte apo-
kalyptische D enkmuster Ho chkonjunktur. Ihnen
gemeinsam ist, dass am Ende der Zeit au s Zerstö-
rung und Chao s eine neue , gerechtere Welt erste-
hen wird .

Ira n: Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad
erklärte nach seiner Wahl, dass der verb orgene
Imam, der M ahdi, für seine B erufung zum Regie-
rungschef verantwortlich sei . Dieser im 9 . Jahrhun-
dert verschwundene Imam wird nach islamischem
Glaub en am Ende der Zeit aus dem Chao s heraus ei-
ne neue weltweite Gerechtigkeit errichten . Ahma-
dinedschad ließ noch als Bürgermeister von Tehe-
ran eine der Hauptstraßen der iranischen Haupt-
stadt renovieren, weil er glaubt, dass der Mahdi b ei
seiner Rückkehr darüb er einmarschieren wird .

Seit 1 978 wird im Iran der »Jerusalem-Tag« gefei-
ert, an dem Ahmadinedschad erstmals seine israel-
feindlichen Äußerungen au ssprach. Die ser Ge-
denktag hat in der muslimischen Welt auch eine
stark apokalyptische B edeutung.

Als Ahmadinedschad im Oktober 2 0 0 5 vor der
UNO-Vollversammlung sprach, widmete er fast die
Hälfte seiner 2 8-minütigen Redezeit dem verb orge-
nen Imam, der am Ende der Zeiten ein Reich der
Gerechtigkeit errichten wird . Nach seiner Rück-
kehr berichtete er im Iran, die Vertreter der Natio-
nen hätten ihn fasziniert angeschaut, da während
der D auer seiner Rede ein Licht um sein Haupt
sichtb ar geworden sei . » >Ich übertreib e nicht. Sie
blinzelten nicht einmal <, erzählte er einem perple-
xen Aj atollah. Von dem peinlichen B ericht üb er
den Heiligenschein existiert eine Video-Aufzeich-
nung, die dem Präsidenten viel Ärger bereitete .

Namhafte Theologen distanzierten sich« (SZ,
1 9 . 1 2 . 0 5 ) .

Zwei lange Briefe de s iranischen Präsidenten an
George W. Bu sh vom Frühj ahr 2 0 0 6 und vom Som-
mer 2 0 0 6 an Angela Merkel zeigen, wie sehr das re-
ligiö se D enken die Politik Ahmadinedschads mit-
b e stimmt.

USA : »D er Spiegel« b egann am 1 7. Februar 2 0 0 3
seine Titelreportage »In Göttlicher Mission . D er
Kreuzzug de s George W. Bush« mit den S ätzen : »Wa-
shington ist eine gottesfürchtige Stadt. Zu den Ri-
tualen im Weißen Haus gehört e s, dass Kabinettssit-
zungen mit einem Geb et eröffnet werden . D er Prä-
sident bittet einen Minister um ein p aar Worte der
B e sinnung, und alle im S aal senken die Köpfe ,
schließen die Augen, falten die Hände . D onald
Rumsfeld , der alte Kämpe , flehte Gott an, er möge
die >lust for action <, die Gier lo szuschlagen, zügeln« .
Dies war unmittelb ar vor dem Einmarsch in B ag-
dad .

Präsident George W. Bushs Weltbild ist von der
Unterscheidung von »Guten« und »B ö sen« geprägt :
Wer nicht für Amerika ist, ist gegen Amerika.

In einer Rede am 1 0 . 2 . 2 0 0 3 in Nashville gab Ge-
orge Bu sh tiefe Einblicke in seine Handlungsmoti-
vation : »Freiheit ist nicht Amerikas Geschenk an
die Welt. Freiheit ist Gotte s Geschenk an j ede s
menschliche Wesen auf der Welt. (. . . ) Gott hat uns
aufgerufen, unser Land zu verteidigen und die Welt
zum Frieden zu führen, und wir werden beide He-
rausforderungen mit Mut und Selb stvertrauen an-
gehen« (D er Spiegel, 1 7. 2 . 0 3 ) .

Im Hinblick auf eine zivile Lö sung des Iran-Kon-
flikte s ist dem US-Präsidenten zu wünschen, dass er
sich an seine eigenen S ätze der Nashville-Rede erin-
nert: »In der Heiligen Schrift b efiehlt uns Gott, j e-
nen die Hand zu reichen, die anders sind , sich mit-
einander zu versöhnen (. . . ) . Und er verspricht, dass
die Früchte de s Glaub ens und der Brüderlichkeit,
der Andacht und der Versöhnung b ei weitem die
Mühen üb ertreffen werden, die wir auf uns neh-
men müssen, um sie zu erreichen . «

Als Symb ol für die Entscheidung zwischen Gu-
ten und B ö sen gilt christlichen Fundamentalisten
Armaggedon . In einer Endschlacht werde in letzter
Minute Je sus Christus erscheinen und das jüdische
Volk in Israel vor der Vernichtung b ewahren .

Zur Rolle der Medien

In Deutschland: Wie in allen Konflikten wurde
auch im Irankonflikt mit (Falsch-)Meldungen b e-
wusst Einfluss auf die öffentliche Meinung üb er
ihn genommen .

Die »Hamburger Morgenpo st« titelte am 3 . Janu-
ar 2 0 0 6 : »Iran droht j etzt mit einem vernichtenden
Atomschlag« und führte weiter aus : »Nach Exper-
ten-Einschätzung dürfte das Mullah-Regime üb er
nukleare Waffen verfügen« . D en Namen eine s ein-
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zigen »Experten« , der dies ernsthaft b ehauptet
o der gar b elegen könnte , suchte man in der Nach-
richt vergeblich .

Am 4 . Janu ar 2 0 0 6 präsentierte der linkslib erale
britische »Guardian« seiner Le serschaft Meldun-
gen au s einem »Geheimp apier« britischer, franzö si-
scher, deutscher und b elgischer Nachrichten-
dienste , wonach Iran u . a. in Europ a M aterial zur
Herstellung einer Atomb omb e kaufe . Diese Mel-
dung erinnerte sehr an bewu sst lancierte Falsch-
meldungen im Vorfeld de s Irak-Krieges 2 0 0 3 .

Eb enfalls im Janu ar 2 0 0 6 b erichtete die Nach-
richtenangentur UPI , dass die Regierung in Tehe-
ran no ch vor dem iranischen Neuj ahrsfe st am 2 0 .
März 2 0 0 6 einen ersten Atomb omb entest durch-
führen wird . Quelle war eine in den USA ansässige
»Oppo sitionsgruppe« , die sich dabei auf mehrere
unabhängige Quellen in den USA und Iran b erief.
Auch diese Meldung gehörte wohl zur Kategorie
»p sychologische Kriegsführung« mittels Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit.

» Spiegel online« berichtete am 1 9 . Januar 2 0 0 6 :
»D er BND geht davon aus , dass Iran schon in weni-
gen Monaten eine Atombombe b auen könnte« . D a-
b ei b erief sich » Spiegel online« auf einen Vortrag
de s BND-Chefs Ernst Uhrlau , den die ser am Tag zu-
vor in B erlin vor dem Au swärtigen Ausschuss des
Bundestage s gehalten hatte .

D er BND brauchte nicht lange zur Klarstellung,
die dann eb enfalls von »Spiegel online« ins Internet
ge stellt wurde : »Zeitungsmeldungen, der Iran sei
laut BND-Erkenntnissen möglicherweise nur weni-
ge Monate vom B au einer Atomb omb e entfernt,
wurden j edo ch vom BND umgehend dementiert« .

D er Leiter der IAE O in Wien, El B aradei, gab im
Januar 2 0 0 6 dem US-Nachrichtenmagazin »News-
week« ein Interview, das Quelle vieler zweideuti-
ger Meldungen wurde . El B aradei hatte ge sagt :
»Wenn sie nukleare s Material hab en und wenn sie
ein p aralleles Waffenentwicklungsprogramm lau-
fen hab en, dann sind sie wirklich nicht weit − ein
p aar Monate − von der Atomwaffe entfernt« . D as
zweifache »wenn« in diesem S atz wurde dann in et-
lichen nachfolgenden Meldungen unterschlagen .
Im gleichen Interview hatte El B aradei allerdings
auch b etont, dass die IAE O bisher keine Anzeichen
für ein iranische s Atomwaffenprogramm gefun-
den hab e , was allerdings in der B erichterstattung
üb er das Interview wenig B e achtung fand .

Die ser letzte S atz El B aradeis störte die »Bild-Zei-
tung« am 1 8 . Januar 2 0 0 6 denno ch nicht, neb en
den B ildern von Adolf Hitler und Mahmud Ahmadi-
nedschad − beide in gleicher Po se − zu titeln : »Ist
der Irre aus Teheran so gefährlich wie Hitler?« und
El B aradei , der angeblich »den Iran notfalls mit Ge-
walt hindern« mö chte , » an ihrem nukle aren Waf-
fenprogramm zu arb eiten« sehr frei zu zitieren :
»Seine [ El B aradeis ] düstere Prophezeiung : >Tehe-
ran ist unter Umständen nur no ch wenige Monate
vom B au einer Atomb omb e entfernt <« .

D as nachfolgende B eispiel zur Legitimierung ei-
nes Krieges gegen Iran lässt sich − im Gegensatz zu
den vorher genannten − kaum widerlegen : »Die
Welt« gab am 1 7. Januar 2 0 0 6 dem US-Geschichts-
Professor Laurence A. Tisch von der Harvard-Uni-
versität Gelegenheit zu einem E ssay, der aus der
Perspektive des Jahres 2 0 1 1 unter der Überschrift
»Wie der Große Golfkrieg begann« einen Rückblick
auf den Iran-Konflikt hielt : »Die Europ äer wollten
davon nichts hören, dass der Iran seine eigenen
Massenvernichtungswaffen b aute . Selb st wenn Ah-
madinedschad üb er CNN live einen Atomtest ge-
sendet hätte − für Europ as Lib erale wäre das alle s
ein Manöver der CIA gewesen . Also wiederholte
sich die Ge schichte . Wie in den dreißiger Jahren,
als ein antisemitischer D emagoge alle internationa-
len Verträge seine s Lande s brach und sich militä-
risch zum Krieg rüstete . . . . D er zerstörerische ther-
monukle are Zusammenprall im August 2 0 07 sym-
b olisierte nicht nur das Scheitern der Diplomatie .
Er markierte auch das Ende des Ölzeitalters . Und
wurde zur Götterdämmerung des We stens . Im Irak
wurden die amerikanischen B asen gestürmt, und
China drohte , Teheran militärisch zu unterstützen .
Heute muss sich der Historiker fragen, ob die wirk-
liche B edeutung de s Krieges von 2 0 07 − 2 0 1 1 nicht
darin b estand , im nachhinein das Prinzip des Prä-
ventivschlags, für das die Bu sh-Regierung stand , als
richtig und gerechtfertigt zu b etrachten . Hätte
man 2 0 0 6 die nukle aren Ab sichten des Iran mit ge-
ringem Aufwand durchkreuzt − hätte es den Gro-
ßen Golfkrieg nie gegeb en« .

Die Grenzen zwischen freier Meinungsäuße-
rung und offener Kriegsprop aganda scheinen bei
einigen B eiträgen speziell in der Springer-Pre sse
äußerst fließend zu sein .

In den USA : Auch in den USA nehmen e s Journa-
listen so ange sehener Zeitungen wie z . B . der »New
York Time s« mit ihnen selb st b ekannten Fakten im
Falle Iran nicht so genau . Als im Jahre 2 0 04 ein ira-
nischer Laptop mit Informationen üb er die irani-
sche Shahab-Rakete auftauchte , äußerte die »New
York Times« den Verdacht, dass eine dargestellte
B ackb ox an der Spitze der Rakete Platzhalter für ei-
nen atomaren Sprengkopf sei . D er Laptop enthielt
allerdings auch Informationen, dass die se Black-
b ox lediglich der Informationsgewinnung b ei Ver-
suchsflügen der Rakete dienen sollte . Als US-Wis-
senschaftler, die Zugang zu den D aten hatten, von
der New York Time s eine Richtigstellung der ato-
maren Sprengkopf-Meldung verlangten, lehnte die
Redaktion dies ab (www. armsco n trolwo nk. co m) .

Die US-Regierung hat ihre Ausgab en zur B eein-
flussung der öffentlichen Meinung zu ihren Guns-
ten in einem M aße gesteigert, wie die s vor ihr no ch
keine Regierung getan hat.

Un terdrückung Iran en tlastender Beispiele:

Auffällig ist, dass in westlichen Medien Meldungen,
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die Iran bezüglich seiner Atombomb en-Ambitio-
nen entlasten, weitgehend unterdrückt o der sogar
ins Gegenteil verkehrt werden .

In einem ausgezeichnet differenzierten B eitrag
mit dem Titel »D as Nukle arprogramm des Iran − zi-
vil o der militärisch?« b eschreibt Martin Kali-
nowski, der im März 2 0 0 6 die Carl-Friedrich von
Weizsäcker-Profe ssur für Naturwissenschaft und
Friedensforschung an der Universität Hamburg an-
getreten hat und zuvor sieben Jahre für die Test-
stoppvertragsorganisation in Wien tätig war, zwei
solcher B eispiele :

»Die bisher brisanteste Entdeckung wurde in
der Kala Electric Comp any in Ab ali b ei Teheran ge-
macht. Die IAE O hat Spuren von ho ch angereicher-
tem Uran in Wischprob en nachweisen können, die
Inspektoren im August 2 0 0 3 auf der Ob erfläche
von Maschinenteilen für die Urananreicherung ge-
nommen hatten . (. . . ) In der Folge blieb zwei Jahre
lang umstritten, ob mit dem Nachweis von Spuren
ho ch angereicherten Urans ein Verstoß gegen den
NVV [ Nichtverbreitungsvertrag o der Atomwaffen-
sperrvertrag ] aufgedeckt worden sei . D er Iran er-
klärte , dass die gefundenen Spuren b eim Import
der Anlage von Pakistan als Kontamination mit ein-
geschleppt worden seien . (. . . ) Im August 2 0 0 5 kam
dann j edo ch die Entwarnung. Ein internationale s
Team von Experten konnte den Nachweis erbrin-
gen, dass die Isotopenzusammensetzung der im
Iran gefundenen Uranspuren mit p akistanischen
Prob en übereinstimmen, die diesen Experten zur
Verfügung standen . D amit war endlich die Erklä-
rung des Iran be stätigt. Die se Nachricht blieb von
den Medien weitgehend unbe achtet, und nur weni-
gen B eob achtern wurde deutlich, dass somit kei-
nerlei Spuren auf eine Ho chanreicherung von
Uran im Iran hinweisen . Somit kann die IAE O dem
Iran also keinen Bruch seiner Verflichtungen unter
Artikel II de s NVV vorwerfen« .

5 )

D as zweite B eispiel b etrifft Unterlagen zum B au
von Atomb omben : »Wenige Tage vor der IAE O-
Gouverneursratssitzung am 2 4 . Novemb er 2 0 0 5
wurde b ekannt, dass der Iran technische Unterla-
gen an die IAE O übergeben hat, in denen die me-
chanische B earb eitung von metallischem Uran
und insb e sondere die Herstellung von Halbkugeln
b e schrieb en wird . Hierfür ist keine zivile Anwen-
dung vorstellb ar. Die s ist eine eindeutig militäri-
sche Technik, die zur Herstellung der zentralen
nuklearen Komponente einer Kernwaffe verwen-
det werden kann . In den Medien wird die voreilige
Schlussfolgerung gezogen, e s sei ein neuer und b e-
sonders ernst zu nehmender Hinweis auf ein weit
fortge schrittenes Kernwaffenprogramm entdeckt
worden . Ganz im Gegensatz dazu wertet die IAEA
die Üb ergab e der D okumente als einen po sitiven

Schritt zur Erfüllung der geforderten Transp arenz
und sieht im b ekannt werden die ser Unterlagen
keinen Vertrauensbruch . Tatsächlich b efanden
sich die b eschrieb enen Unterlagen in einem Stoß
zahlreicher D okumente , die der Iran b ereits vor
rund zehn Jahren vom A. Q . Kahn-Netzwerk aus Pa-
kistan unaufgefordert im Zuge der Lieferung von
Zentrifugen erhalten hatte . D er Iran beteuert, diese
für den Kernwaffenb au wichtigen Informationen
weder b estellt no ch verwendet zu hab en . Für alle
hier aufgeführten Indizien, die vor allem in ihrer
Häufung die Vermutung von Kernwaffenambitio-
nen nahe legen, hat der Iran Erklärungen abgege-
b en, die mit der Unschuldsvermutung vereinb ar
sind« .

6)

Lösungsansätze

D er erste Schritt für eine zivile , diplomatische Lö-
sung des gegenwärtigen Streite s um das iranische
Atomprogramm b estünde im Anerkennen des ato-
maren Ungleichgewichtes in der Region Naher
und Mittlerer O sten durch die USA und die EU. Zur
B e seitigung dieser grundlegenden Konfliktursa-
che wäre die Einb erufung einer Konferenz für Si-
cherheit und Zusammenarb eit im Mittleren und
Nahen O sten geeignet, die auf eine AB C-waffen-
freie Zone von Israel bis Iran hinarb eiten könnte .

Forderungen nach der Umsetzung einer sol-
chen AB C-waffenfreien Zone finden sich bereits in
mehreren UN-Re solutionen b ezüglich Iraks, wur-
den allerdings bisher no ch nie ernsthaft aufgegrif-
fen . Von iranischer Seite wurde in den bisherigen
Verhandlungen mit der EU b etont, die EU-3 mögen
die Initiative zum Start einer regionalen AB C-waf-
fenfreien Zone ergreifen .

Vertrauensbildung und Konfliktkontrolle lau-
ten zwei Stichworte , die Volker Perthe s mit Inhalt
füllt : »D enkb ar wären verschiedene >runde Tische <,
etwa zur wirtschaftlichen Zu sammenarbeit, zur
Zusammenarb eit im Katastrophenfall (Seenotret-
tung, Frühwarnung b ei Ölhavarien etc .) , zur Ko or-
dinierung von Maßnahmen zur B ekämpfung orga-
nisierter Kriminalität (insb esondere Waffen- und
Drogenschmuggel) und vor allem zur Diskussion
von Fragen der Grenzsicherheit und Terrorismus-
b ekämpfung und zur Ko ordination geeigneter
Schritte . Aus solchen Foren könnte sich mit der Zeit
ein grundlegender Mechanismu s regionaler Zu-
sammenarbeit entwickeln« .

7)

Zur kurzfristigen Entschärfung de s Konflikte s
würde ein umfassende s Hilfsprogramm beitragen,
an dem Iran aufgrund seiner ökonomisch de saströ-
sen Situation größtes Interesse hat. Ein Verzicht auf
die Herstellung angereicherten Urans zur Waffen-
herstellung könnte dann wahrscheinlicher wer-
den, wenn die US-Regierung zusammen mit der EU5 ) M artin Kalinowski, D as Nukle arp rogramm de s Iran − z ivil o d er mi-

litäris ch, in : Wiss e ns chaft und Frie den, D o ss ie r 5 1 , hg . vo n Wis s en-
s chaft und Frie de n in Zus ammen arb e it mit de n Inte rnatio nalen
Ärzten für die Verhütung des Ato mkriege s/Ärzte in s ozi ale r Ver-
antwo rtung (IP PNW) , B o nn 2 0 0 6 , S . 6 f.

6) M artin Kalinowski, a. a. O . , S . 8 f.

7) Volke r Pe rthes , B ewegung im Mittle re n O s ten, SWP-S tudie , B erlin
2 0 0 4 .
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in diplomatische Verhandlungen treten würde . Im
Gegenzug zum atomaren Waffenverzicht Teherans
könnten die USA, Israel und die EU eine umfassen-
de Sicherheitsgarantie für Iran abgeb en, die Auf-
nahme diplomatischer B eziehungen anbieten und
das Emb argo aufheb en . Die Kleriker als eigentliche
Machthaber im Iran sind an einem Aufbrechen der
zunehmenden Isolation des Landes und seiner US-
Umzingelung eb enso interessiert wie an einer ra-
schen Verb esserung der wirtschaftlichen Lage , ins-
b esondere auch an einer − von der US-Regierung
b ekämpften − Aufnahme Irans in die WTO . Auf der
Wunschliste Irans steht auch die Lieferung von Er-
satzteilen für die zivile Luftfahrt durch B o eing und
Airbu s, deren Nichtlieferung b ereits zu etlichen
Ab stürzen im Iran geführt hat.

Brennelemente sollten nach dem Vorschlag von
IAE O-Chef El B aradei nicht mehr nationaler Kon-
trolle unterstehen, sondern – so lange e s no ch
Kernkraftwerke gibt – existierende Anreiche-
rungs-Anlagen der UN-B ehörde IAE O unterstellt
werden . D er größte Widerstand gegen diesen Vor-
schlag kommt von westlichen Staaten .

D a auch Uran in wenigen Jahrzehnten weltweit
nicht mehr verfügb ar sein wird und Atomenergie
so wenig Zukunft hat wie die Energiegewinnung
aus Öl und Gas , könnten im Iran NGO ´ s wie die
»Women Society Against Enviromental Pollution« ,
die sich u . a. für den Einsatz erneuerb arer Energien
im Iran engagieren, unterstützt werden . Insb eson-
dere D eutschland als führendes Land im B ereich
erneuerb are Energien könnte Iran im Rahmen der
EU-3 Verhandlungen Anreize für Wind- und Solar-
proj ekte anbieten . Allein schon wegen der Erdb e-
b engefahr ist der B etrieb von Atomanlagen im Iran
unverantwortlich .

D er israelisch-p alästinensische Konflikt könnte
durch einen Gefangenenaustausch dee skaliert
werden, durch einen Stopp von Siedlungs-, M auer-
und Grenzzaunb au , den Rückzug der israelischen
Armee aus den be setzten Gebieten und die Einstel-
lung des B e schusses israelischen Territoriums
durch Kassam-Raketen und die Fortführung des
fast zwei Jahre andauernden p alästinensischen
Verzichtes auf Selb stmordattentate .

Wichtige erste Schritte im humanitären B ereich
wären die Freigab e der EU- Gelder und der israeli-
schen Zolleinnahmen an die p alästinensische Ver-
waltung, um das Aushungern der Menschen im
Gazastreifen und einen blutigen Bürgerkrieg zwi-
schen Hamas und Fatah zu verhindern .

Die Hisbollah im Lib anon könnte durch die Ein-
b ettung in die regulären lib ane sischen Streitkräfte
als Gefahr für Israel entschärft werden, die israeli-
sche Armee könnte sich au s den Scheb aa-Farmen
im Länderdreieck I srael-Syrien-Lib anon zurückzie-
hen . Syrien ist b ereit, die Scheb aa-Farmen völker-
rechtlich als lib anesisches Staatsgebiet anzuerken-
nen − Israel b ehauptet immer noch, e s handele sich
um syrisches Gelände .

Die Rückgabe der Golanhöhen an Syrien schei-
terte im Jahre 2 0 0 0 an 2 0 Quadratkilometern um
den See Genezareth − und am Widerstand Washing-
tons . Israel wünscht eine Frühwarnstation auf den
Golanhöhen und Zugang zu genügend Wasser aus
dem Jordan und au s dem See Genezareth.

Auf die US- und die israelische Regierung könnte
eine ähnlich breite B ewegung wie am 1 5 . Februar
2 0 0 3 gegen den Irak-Krieg internationalen Druck
ausüb en, alle weiteren Kriegsvorb ereitungen un-
verzüglich einzu stellen und von der iranischen Re-
gierung den Verzicht auf j egliche weiteren antiis-
raelischen Äußerungen fordern .

B ei einem Miliärschlag gegen Iran würde sich
ein durchgehendes Kriegsgebiet von Israel bis Pa-
kistan ergeb en, de ssen Folgen unab sehb ar wären .

Die Chancen, die se s düstere Szenario do ch
no ch zu vermeiden und die offenen Probleme an-
zugehen, stehen derzeit nicht schlecht, b enötigen
allerdings massive Untersützung von Friedensb e-
wegungen, Gewerkschaften und Kirchen .

Die Einsicht, dass die b eiden S äulen we stlicher
Politik für den Nahen und Mittleren O sten − siche-
rer Ölfluss zu annehmb aren Preisen und Sicherheit
Israels − nicht ausreichend sind , scheint in breite-
ren Kreisen auch westlicher Ge sellschaften zu
wachsen .

Die Wahrnehmung der legitimen Intere ssen
und B edürfnisse der Länder in der arabischen und
muslimischen Welt ist überfällig.

Clemens Ro nnefeldt ist Friedensreferen t des deu t-

schen Zweiges des In terna tio nalen Versöh n ungs-

bundes. Vo n ihm sind zwei längere AGDF-Studien

über Iran ersch ienen: »Krieg gegen Iran« (2005)

und »Ira n-Ko nflikt- Akteure, In teressen und Wege

a us der Eskala tio n« (2006). Beide sind im In ternet

als PDF-Da tei herun terzuladen un ter www.frie-

densdienst. de oder www. versoeh n ungsbund. de
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äre gewaltfreier Widerstand gegen Hitler
möglich gewesen? Die se Frage wird immer

wieder ge stellt. Und sie wird meist von Gegnern
der Gewaltfreiheit ge stellt. Was sind die Gründe da-
für, dass trotz entsprechender wissenschaftlicher
Forschungsergebnisse die Möglichkeit de s gewalt-
freien Widerstande s gegen Hitler in Zweifel gezo-
gen werden?

Anfang der neunziger Jahre de s letzten Jahrhun-
derts fand dazu eine intere ssante Au seinanderset-
zung in der B erliner »tage szeitung« statt.

1 )

In einem
Artikel üb er Gandhi und die Juden schrieb Hanne s
Stein : »Fazit Nummer eins : Gegen ein andere s Im-
perium als das vergleichsweise milde der Briten
hätte Gandhi keine Chance gehabt. Nur demokra-
tisch verfasste Ge sellschaften garantieren eine ge-
nügend große Publicity, ohne die gewaltfreier Wi-
derstand nicht wirksam werden kann . Eine Binsen-
wahrheit − ab er eb en do ch eine Wahrheit. «

2 )

(taz
vom 0 5 . 0 1 . 1 9 9 1 )

E s ist ein beliebtes Spiel, den gewaltfreien Wi-
derstand zu diskreditieren, indem man immer wie-
der genau dieses Argument vorbringt. B e sonders
in D eutschland werden damit die gewaltfreien Wi-
derstandsaktionen, die es im Nationalsozialismu s
gab , als Ausnahmeerscheinungen abgetan . So wird
der Legende Vorschub geleistet, gewaltfreier Wi-
derstand habe do ch keinen Sinn gehabt. Die s dient
einer ganzen Generation an Kriegsb eteiligten der
Entlastung de s eigenen Gewissens , der eigenen Un-
tätigkeit.

Im Jahre 1 9 64 veröffentlichte die deutsch-ame-
rikanische Philo sophin Hannah Arendt ein Buch
über den Prozess gegen den S S-Ob ersturmb ann-
führer Adolf Eichmann in Jerusalem mit dem Titel
»Eichmann in Jeru salem − ein B ericht von der B ana-
lität de s B ö sen« . D arin stellte Arendt unter anderem
die D eportation der Juden au s allen europ äischen
Ländern während de s Dritten Reichs dar. D ab ei
macht sie eine erstaunliche Feststellung: »Wenn e s
hart auf hart kam, verfügten die Nazis , wie sich zeig-
te , weder über genug Personal no ch üb er die ent-
sprechende Willenskraft, um >hart < zu bleib en . Ge-
rade b ei den Leuten in Ge stapo und der S S p aarte
sich Rücksichtslo sigkeit keine swegs mit Härte ;
auch die Rücksichtslo se sten unter ihnen zeigten ei-

ne erstaunliche Neigung umzufallen, sob ald sie mit
entschlo ssenem Widerstand konfrontiert waren . «
Unter »entschlo ssenem Widerstand« verstand Han-
nah Arendt gewaltfreien offenen Widerstand .

E s gibt vielfältige B eispiele , die diese These
Arendts eindrucksvoll b elegen :
� die Geschichte de s gewaltfreien Widerstands

der norwegischen B evölkerung gegen die deut-
schen B esatzer und die Gleichschaltung der Ge-
sellschaft ;

� die Rettung der dänischen Juden durch den ge-
waltfreien Kampf der dänischen B evölkerung
nach der B e satzung gegen die D eutschen;

� die Rettung bulgarischer Juden durch das ent-
schlo ssene gewaltfreie Handeln der überwie-
genden Mehrheit der bulgarischen B evölke-
rung;

� der gewaltfreie Protest von üb erwiegend Frau-
en im März 1 9 4 3 in der Ro senstraße in B erlin,
die sich gegen die D eportation ihrer jüdischen
M änner wehrten .

In mehreren wissenschaftlichen Untersuchun-
gen

3 )

wird b e schrieb en, wie gewaltfreier Wider-
stand in Europ a zwischen 1 9 3 3 und 1 9 45 prakti-
ziert wurde .

Breiter Widerstand in Norwegen

Schauen wir uns das B eispiel Norwegen an . Nach-
dem der militärische Widerstand gegen die B esat-
zung Norwegens 1 9 4 0 durch die D eutschen in kur-
zer Zeit zu sammengebro chen war, organisierte
sich sehr schnell ein breiter gewaltfreier Wider-
stand gegen die B esatzer. Zunächst b eschlo ssen die
vier großen norwegischen Parteien (Arbeiterp ar-
tei, Konservative , Lib erale und B auernp artei) , ihre
eigenen Ziele zurückzustellen und einen gemein-
samen Arb eitsausschu ss zu bilden, der in kürze ster
Zeit von allen relevanten gesellschaftlichen Kräf-
ten Unterstützung bekam . Auch nachdem der von
den D eutschen einge setzte Reichskommissar Ter-
b oven die Auflö sung dieses Ausschusses sowie die
Ab setzung der Regierung und des Königs Hakoon
VII . verfügt hatte , setzte sich der Widerstand in der
B evölkerung fort.

Zunächst b egann e s mit symbolischen Wider-
standsaktionen . Die B evölkerung trug norwegi-
sche Flaggen an der Kleidung; üb erall tauchten Zei-

Dietmar Böhm

Erfolgreich ohne Waffen
Von der Möglichkeit gewaltfreien Widerstandes
im Nationalsozialismus

1 ) Vgl . hie rzu auch : B öhm, D ie tm ar: D ie M acht der G ewaltfreiheit. In :
die tagesz e itung vo m 1 9 . 0 1 . 1 9 9 1

2 ) Stein, H annes : D er Guru und de r Rabb i . In : die tage sz e itung vo m
0 5 . 0 1 . 19 9 1 3) u . a. S e melin, J acque s : Ohne Waffen gege n Hitle r. Frankfurt, 19 9 5
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chen wie »H VII« (Hako on VII .) o der das Victory-
Zeichen auf. Im Winter 1 9 4 0/4 1 trugen die Norwe-
gerInnen rote Zipfelmützen als Symbol de s Wider-
standes , die sogleich verb oten wurden . Die Men-
schen gingen daraufhin dazu über, Büroklammern
an ihre Kleidung zu heften, was soviel heißen sollte
wie »Wir halten zusammen« . Auch die s wurde un-
tersagt. E s war ein aussichtslo ser Kampf der deut-
schen B esatzer. Sob ald ein Symb ol verb oten wur-
de , tauchte ein neues auf. Am 9 . April 1 9 4 1 , dem ers-
ten Jahrestag der B e satzung, wurde in ganz Norwe-
gen die Arb eit für eine halbe Stunde niedergelegt.

Auch die Gleichschaltung und der Umb au der
B erufsorganisationen in NS-Verb ände misslang
gründlich . Als die s von Reichskommissar Terb oven
b efohlen wurde , wurde die Parole »Raus aus den
Verb änden« ausgegeben . Und so standen die neuen
Führer b ald fast ohne Mitglieder da. B ei den Rechts-
anwälten traten 8 0 Prozent, b ei den Ärzten eb en-
falls 8 0 Prozent, b ei den Ingenieuren 70 Prozent
aus . Ab er wie sollten die neuen M achthab er kon-
trollieren, wenn niemand zum Kontrollieren da
war?

Die wohl bekannteste Widerstandshandlung ge-
schah b ei dem Versuch, die Lehrerorganisation
gleichzuschalten . D er seit Februar 1 9 4 2 amtieren-
de norwegische Ministerpräsident und Nationalso-
zialist Vidkun Quisling kündigte ein Ge setz zur Bil-
dung eine s NS-Lehrerverb andes an . D em mussten
alle Lehrer und Lehrerinnen b eitreten und dab ei ei-
ne Verpflichtungserklärung unterschreib en, in der
sie die Prinzipien der nationalsozialistischen Erzie-
hung anerkannten .

Über 9 0 Prozent der 1 4 . 0 0 0 LehrerInnen − so
Magne Sko dvin − kamen die ser Aufforderung nicht
nach . Sie verdeutlichten dagegen in einer öffentli-
chen Erklärung, dass sie sich nicht gleichschalten
lassen würden . Auch als mit der Entlassung der Leh-
rerInnen gedroht wurde , erschienen alle weiterhin
in ihren Schulen und unterrichteten nach den alten
Regeln und Ge setzen . Diese Aktion wurde durch
die persönliche Erklärung von üb er 2 0 0 . 0 0 0 Eltern
an das Kultu sministerium unterstützt.

Schließlich griffen die Nationalsozialisten zu
härteren M aßnahmen und schickten ca. 1 . 0 0 0 Leh-
rer in Straflager und KZs . Die Lehrer aber konnten
ihren Widerstand auch de shalb leisten, weil sie ihre
Familien von der Mehrheit der norwegischen Ge-
sellschaft ge schützt und versorgt wussten . Die
Gleichschaltung des Lehrerverb ande s misslang
gründlich . D er von den Nationalsozialisten einge-
setzte Ministerpräsident Quisling wird mit dem
S atz zitiert, den er vor Lehrern in einer Oberschule
in Stabb ek gesagt hab en soll : »Ihr habt mir alle s zer-
stört ! «

Auch die norwegische Kirche leistete ihren B ei-
trag zum Widerstand . D er Versuch, NS-treue Pasto-
ren und Bischöfe einzusetzen, scheiterte . In einer
Erklärung teilten die Bischöfe und Pfarrer ihre Wei-
gerung mit, mit einer Regierung zusammen zu ar-

b eiten, die »zur Gewalt auch no ch das Unrecht hin-
zufügt« . D araufhin wurde die norwegische Staats-
kirche in ihrer bisherigen Form aufgelö st, ab er alle
Pfarrer versahen ihren Dienst weiter. Etliche von
ihnen wurden verhaftet. Zwei Pfarrer starben im
Konzentrationslager, 3 5 kamen erst 1 9 45 frei .

Von den ca. 1 . 70 0 in Norwegen lebenden Juden
konnten ca. 9 0 0 üb er die grüne Grenze nach
Schweden fliehen . 73 4 Juden wurden in die Kon-
zentrationslager deportiert.

Alle Widerstandshandlungen seit der Jahre s-
wende wurden in enger Ab sprache mit der Exilre-
gierung, die in London saß, vollzogen . E s zeigte
sich, dass der Widerstand von der ganzen Ge sell-
schaft getragen wurde .

Beispiel »Rosenstraße in Berlin«

Während der Widerstand der norwegischen B e-
völkerung schon relativ schnell wissenschaftlich
erforscht wurde , wurde der gewaltfreie Prote st in
der Ro senstraße in B erlin im März 1 9 4 3 erst durch
den Film von Margarethe von Trotta sowie die um-
fassenden wissenschaftlichen Untersuchungen
de s US-amerikanischen Historikers Nathan Stoltz-
fus bekannt. D ass es selb st im D eutschland der Na-
tionalsozialisten, der S S und der Gestapo gewalt-
freien Widerstand gegen das Regime gab , wollte
man nicht glaub en .

Als zu B eginn de s Jahre s 1 9 4 3 die letzten Juden −
meist Ehemänner und Kinder nicht-jüdischer Ehe-
frauen − nach Auschwitz deportiert werden soll-
ten, wurden ca. 2 . 0 0 0 von ihnen in einer großange-
legten Aktion am 2 7. Febru ar 1 9 4 3 verhaftet. D er
Aufenthaltsort der Männer, Frauen und Kinder
sprach sich schnell unter den nichtjüdischen Ange-
hörigen herum . Ein Zeitzeuge − damals selb st unter
den Verhafteten − b erichtet üb er das Bild , das sich
ihm darb ot, als er nach seiner Verhaftung durch die
Ge stapo in die Ro senstraße , dem S ammelort für al-
le Gefangenen, gebracht wurde : »Als wir in die Ro-
senstraße einb ogen, traute ich meinen Augen
nicht. Ich sah viele Menschen, viele Frauen . Eine
richtige Ansammlung. Ich sah Polizisten . Wenige
allerdings . Ich sah S S-Männer. D er Lastwagen konn-
te nicht an das Bürogeb äude herangefahren wer-
den . Er war auch sofort von Frauen umstellt. Wir
mussten herunter, und S S-Männer b ahnten uns den
Weg durch die Menschen . Und da hörte ich Rufe :

>Lasst unsere Männer frei ! <, >Wir wollen unsere Män-
ner wiederhab en ! <«

Mitten in NS-D eutschland demonstrierten Men-
schen für die Freilassung ihrer jüdischen Angehöri-
gen ! Die D emonstration hielt an, weder S S no ch Ge-
stapo lö sten sie auf. Am 4 . März − also nach fünf Ta-
gen D auerdemonstration − ge schah das Unfassb a-
re : Die S S ließ Maschinengewehre aufb auen und
auf die Menschenmenge richten . Ab er als sich die
Menschen auch durch die se Aktion nicht ein-
schüchtern ließen, sondern ihren Protest durch
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Rufe wie »Mörder ! Auf Frauen schießen ! « verstärk-
ten und schließlich immer und immer wieder for-
derten : » Gebt unsere Männer und Kinder frei ! « , zog
die S S wieder ab . Und endlich die Entlassung aller
Verhafteten am 6 . März 1 9 4 3 ! Kaum zu glaub en,
ab er der Widerstand − gewaltfrei und offen − hatte
Erfolg gehabt. Ein an Gewaltmitteln vielfach üb er-
legener Gegner wurde mit den Mitteln der Gewalt-
freiheit niedergezwungen . S S und Gestapo hatten
angesichts de s entschlo ssenen gewaltfreien Han-
delns nicht mehr so re agieren können, wie sie es ge-
wohnt waren .

D er B erliner Friedensforscher und Politologe
Gernot Jo chheim veröffentlichte üb er diesen b ei-
spiello sen gewaltlo sen Protest einen Jugendroman
mit dem Titel »Prote st in der Ro senstraße« . Er stütz-
te sich dab ei auf die Untersuchungen Nathan
Stoltzfus, der die se in seinem Buch »Widerstand de s
Herzens« einer breiten Öffentlichkeit vorstellte .
Die Forschungen Stoltzfu s' wurden von dem Histo-
riker Wolf Gruner angezweifelt. Er behauptete in
einem Aufsatz im Jahrbuch für Antisemitismusfor-
schung 2 0 02 , dass die D eportation der Juden gar
nicht zur D eb atte stand und stützte sich dab ei auf
Akten de s nationalsozialistischen Regime s . Stoltz-
fus machte wiederum in einem Artikel in der Wo-
chenzeitung »Die Zeit« auf die Schwäche der Argu-
mentation Gruners aufmerksam : Gruner b eziehe
sich eb en auf Akten der Nationalsozialisten . D ass
die se die Re alität so darstellten, wie e s für ihre eige-
ne Prop aganda sinnvoll erschien, ist hinlänglich
bekannt. Und O skar B aron Löwenstein de Witt, der
1 9 4 3 selb st zu den Eingesperrten in der Ro senstra-
ße gehörte , erzählte : »Die Freilassung von uns ist
einzig und allein auf den Protest der vielen hun-
dert, manchmal tausend Menschen zurückzufüh-
ren . Üb erwiegend waren e s j a Frauen . Hätten diese
Menschen nicht tagelang vor der Ro senstraße de-
monstriert (. . . ) , dann wären wir genauso depor-
tiert worden wie alle anderen Juden auch. «

»Es kann nicht sein, was nicht sein darf. «

Die Kontroverse um den historischen Wert der
Aktion in der Ro senstraße zeigt b eispielhaft, wie
selb st 5 0 Jahre nach dem Ende der Nazi-Herrschaft
noch immer für die Mehrheit nicht vorstellb ar ist,
dass Gewaltfreiheit eine solche Macht entfalten
kann und so selb st Machthab er, die mit großer Bru-
talität vorgehen, zu einer Korrektur ihre s Handelns
zwingt. Stoltzfus weist darauf hin, dass sich in einer
solchen Sichtweise die »Fortdauer einer Auffas-
sung der frühen Nachkriegszeit, nach der die Nazi-
macht ab solut und ein Aufb egehren kleiner Leute
unvorstellb ar waren«

4)

, widerspiegelt.
Viel interessanter wäre es dagegen, endlich die

Untersuchungen zur Kenntnis zu nehmen, die der
Frage nachgegangen sind , warum gerade gewalt-

freier Widerstand im Nationalsozialismus erfolg-
reich war.

D as B eispiel Norwegens zeigt, dass die Existenz
einer Zivilgesellschaft gewaltfreien Widerstand im
Kampf gegen B e satzer b esonders effektiv macht.
Durch die hohe Identifikation mit der eigenen ge-
sellschaftlichen Grundordnung wird eine Ge-
schlo ssenheit im Widerstand erreicht, der sich
durch alle Eb enen zieht. Vom einfachen Arb eiter
bis zur Regierung und dem König: Wenn e s um die
Verteidigung der demokratischen Grundordnung
ging, stand die überwiegende Mehrheit zusam-
men . Ähnliche Erfahrungen wurden in D änemark
gemacht. Auch dort gelang es in einem mutigen Akt
von Zivilcourage die von der D eportation b edroh-
ten dänischen Juden zu retten . D er Zeitzeuge und

Jude S alle Fischermann b e schreibt : »D as Wichtigs-
te ab er ist: Für die B evölkerung waren wir zuerst
D änen und dann erst Juden . Auch der dänische Au-
ßenminister äußerte sich gegenüber dem Nazi Her-
mann Göring, dass es keine Judenfrage geb e . So ha-
b en die D änen e s ge schafft, sich schützend vor die
jüdische Minderheit zu stellen . «

5 )

In der D okumen-
tation »Üb erleb en im Dritten Reich − Juden im Un-
tergrund und ihre Helfer«

6)

wird auf b eeindrucken-
de Weise darge stellt, dass es solche − allerdings b e-
scheidenen − Ansätze von Zivilge sellschaft auch in
D eutschland gab . Auch dort fanden sich Menschen
b ereit − ohne Anwendung von Gewalt − , sich dem
Regime zu widersetzen . Wenn die s auch in der Re-
gel nicht offen ge schah, so lässt sich vermuten, dass
ein ähnlich umfassender ziviler Widerstand wie in
Norwegen, D änemark und Bulgarien das national-
sozialistische Regime auch in D eutschland in gro-
ße Schwierigkeiten gebracht hätte .

Wenn Politiker wie Jo schka Fischer in ihrer B e-
gründung, warum sie für ein militärisches Eingrei-
fen im B alkan-Krieg stimmten, auf Au schwitz ver-
weisen, dann zeugt die s nicht von historischer
Kenntnis , sondern dient au sschließlich dazu , we-
sentliche Elemente von Zivilge sellschaft, die sich
um den Aufb au einer gewaltfreien Kultur b emü-
hen, zu diskreditieren .

Hitler selb st fürchtete zu B eginn seiner Herr-
schaft b esonders , dass die Kirchen ihm seine Un-
terstützung versagen könnten . Er wusste , dass mög-
liche Stellungnahmen und die öffentliche Haltung
b eider großer Konfessionen zur Judenfrage von
entscheidender B edeutung für sein politische s
Handeln waren .

D er erfolgreiche kirchliche Widerstand gegen
die Euthanasie macht deutlich, dass in einer gleich-
geschalteten Ge sellschaft, die einzigen gesell-
schaftlichen Kräfte , die no ch üb er eigene Möglich-
keiten der Meinungsbildung verfügten (wie die s
zum B eispiel im Gottesdienst geschehen kann und
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lich auf den Führer selb st verschob en werden
kann« .

8)

Wenn ab er die Etablierung eine s verbre-
cherischen Regimes und schließlich die Ermor-
dung von sechs Millionen Juden sich auf das kollek-
tive Versagen der Einzelnen zurückführen lässt,
dann gilt auch der Umkehrschlu ss : Die mutige Hal-
tung Einzelner ermöglichte Rettung. Nichts ande-
re s b elegen die B eispiele aus D änemark, Bulgarien,
Norwegen oder eben auch aus der Ro senstraße in
B erlin . E s bleibt eine Mär, dass dem nationalsozia-
listischen Regime »sich niemand zu entziehen ver-
mo chte , allenthalb en herrschte − so vernimmt man
es in retro spektiver Selb strechtfertigung − ein alle s
entschuldender B efehlsnotstand« .

9)

Ein weiterer Grund lässt sich sicher in der Ge-
schichtsschreibung nach 1 9 45 finden . Bis in die
siebziger Jahre de s vergangenen Jahrhunderts hi-
nein folgte die historische Forschung einem b e-
stimmten »Ge samtbild von Ge sellschaft und Dikta-
tur des >Dritten Reichs <. In der hierarchischen, auto-
ritären Auffassung des Staates , wie sie sich auch in
dem Widerstandsb egriff der frühen Nachkriegs-
zeit niederschlug«

1 0)

konnte es Ereignisse wie in der
Ro senstraße nicht geb en . E s p asste nicht in das
Weltbild von Historikern, dass einfache Menschen
»auf die Bühne der Geschichte treten«

1 1 )

. E s ist unse-
re Aufgab e , von diesem Widerstand zu berichten
und ihn so zu würdigen .

E s gehört ab er auch zu unserer Aufgab e , aus die-
sem Widerstand die notwendigen Lehren zu zie-
hen . Hannah Arendt schreibt : »E s wäre von größ-
tem praktischen Nutzen für D eutschland , nicht nur
für sein Prestige im Ausland , sondern für eine Wie-
dererlangung des inneren Gleichgewichts , wenn
es mehr derartiger Ge schichten zu erzählen gäbe .
D enn die Lehre solcher Ge schichten ist einfach,
ein j eder kann sie verstehen . Sie lautet, politisch ge-
spro chen, dass unter der B edingung de s Terrors
die meisten Leute sich fügen, einige ab er nicht. So
wie die Lehre , die man aus den Ländern im Umkreis
der >Endlö sung < ziehen kann, lautet, dass es in der
Tat in den meisten Ländern geschehen konnte ,
aber dass e s nicht üb erall geschehen ist. Mensch-
lich ge spro chen ist nicht mehr vonnöten und kann
vernünftigerweise mehr nicht verlangt werden, da-
mit dieser Planet ein Ort bleibt, wo Menschen woh-
nen können . «

Dietmar Böh m ist Dozen t an der Evang. Fachsch u-

le für Sozialpädagogik in Stuttgart-Bo tnang. Mit

diesem Beitrag wurde er Preisträger der Textwerk-

sta tt » Gewaltfrei gegen Fasch ism us, Dikta tur und

Krieg«, die vo n der Werksta ttfür Gewaltfreie Akti-

o n, Baden, a usgerich tet wurde.

in Predigten vieler Pfarrer und Würdenträger wie
zum B eispiel dem Münsteraner Bischof von Galen
praktiziert wurde) , durch die Herstellung von Öf-
fentlichkeit die Handlungen de s Regime s b eein-
flussen konnten . Stoltzfus schreibt: »Erfolgreiche
Proteste gegen Vorhab en, die für die Nazis so große
B edeutung hatten wie die Euthanasie und auch die

>Endlö sung <, mussten einen öffentlichen Charakter
hab en und von genügend Menschen getragen sein,
damit in den Machthabern die B efürchtung auf-
kam, dass die Stimmung der B evölkerung zu ihren
Ungunsten umzu schlagen drohte . «

7)

Die s deutet darauf hin, wie wenig haltb ar die
Aussage ist, Gewaltfreiheit müsse angesichts eines
totalitären Regimes , wie e s der Nationalsozialis-
mus ohne Zweifel darstellte , »zwangsläufig« (Han-
nes Stein) versagen .

D o ch warum hält sich selb st trotz gründlicher,
historischer Forschungen und no ch so vielen D o-
kumenten und Zeitzeugen diese These hartnäckig?
D er Verdacht legt nahe , dass nicht sein kann, was
nicht sein darf. Und dies au s mehreren Gründen .

Die These vom möglichen gewaltfreien Wider-
stand gegen den Nationalsozialismus rückt no ch-
mals die Frage nach den Ursachen für das fast totale
Versagen aller relevanter gesellschaftlicher Kreise
in D eutschland in den Mittelpunkt der Diskussion .
E s liegt der Verdacht nahe , dass sich diese Kreise
und ihre Nachfahren dieses Versagen nicht vorwer-
fen lassen wollen und sich bis heute weigern, die-
ses Versagen einzugestehen .

Viel entlastender ist es de shalb , zu b ehaupten,
gewaltfreier Widerstand − j a Widerstand üb er-
haupt − sei für die breite Masse der B evölkerung
nicht möglich gewe sen . D amit werden die einzel-
nen bekannten Widerständler als Märtyrer darge-
stellt und deren Handlungen zur Ausnahme erklärt,
die nur deshalb zustande kamen, weil vielerlei ganz
b esondere B edingungen zu trafen, die eb en dann
eine solche Handlung ermöglichten .

D eshalb verwundert e s nicht, dass selb st renom-
mierte Historiker wie Wolfgang B enz in der Ausei-
nandersetzung um die B edeutung des Prote ste s in
der Ro senstraße e s an wissenschaftlicher Genauig-
keit fehlen lassen . Die Psycho analytiker Alexander
und Margarete Mitscherlich erklären dieses Verhal-
ten so , dass »die auf historische Genauigkeit drän-
gende Auseinandersetzung mit diesem Ab schnitt
unserer Geschichte (. . . ) dann sehr rasch den Er-
weis dafür bringen (würde) , dass sich der Mord an
Millionen schutzlo s Verfolgter aus sehr vielen
schuldhaften Entscheidungen und Handlungen
einzelner zu sammenge setzt und dass er keine s-
wegs mit j ener Selb stverständlichkeit, die wir uns
zu eigen gemacht haben, auf Vorge setzte , schließ-
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ehr als 37 Jahre werde er nicht erleb en, hat-
te Dietrich B onho effer einmal gesagt. Statt-

dessen kommt e s in genau die sem Alter zur B egeg-
nung mit der Frau , die ihm den unverhofften Zu-
gang zum »wirklichen Leben« erschließt. »Was ich
nicht mehr für möglich hielt« , schreibt er ihr sp ä-
ter, »ist ge schehen, j a es ist mir zugefallen . Ich darf
noch einmal lieben und geliebt werden, und ich
darf zum ersten Mal in solcher Lieb e froh sein und
auf Erfüllung hoffen . Maria, dafür danke ich Dir. «

Im Januar 1 9 4 3 geloben sich Dietrich B onho ef-
fer und die achtzehnj ährige Maria Friederike von
Wedemayer ein gemeinsames Leb en . B edenken
und Warnungen aus der Familie setzen sich nicht
durch . B eflügelt wird Marias Entscheidung j edo ch
durch die couragierte Großmutter, Ruth von
Kleist-Retzow, die b eiden herzlich zugetan ist: ihrer
als eigensinnig und freiheitsliebend , als tempera-
mentvoll, j a »reb ellisch« b eschrieb enen Enkelin so-
wie dem b eeindruckenden Mann der B ekennen-
den Kirche , dem sie menschlich, politisch und
theologisch nahe steht. Sie zweifelt nicht an der hö-
heren Orts b e schlo ssenen Zu sammengehörigkeit
die ser b eiden Menschen .

Maria wuchs in der geordneten Welt de s konser-
vativen norddeutschen Landadels auf. D er Vater,
Hans von Wedemayer, der sich nur schwer ent-
schließen konnte , seinem engsten Freund das Du
anzubieten, weil er ein Bürgerlicher war, erfüllte
im Krieg als Regimentskommandeur seine »vater-
ländische Pflicht« , weil er das Schicksal »der Män-
ner an der Front, die die Suppe auslöffeln müssen« ,
teilen wollte . Er war no ch ganz Vertreter der
deutschnationalen Aristokratie . Er war Patriot, und
deswegen gegen Hitler. Durchau s nicht unpoli-
tisch, war er für eine Weile persönlicher B erater
des Reichskanzlers Franz von Papen . Freunde schil-
dern ihn als üb erzeugtes und überzeugende s In-
bild de s preußischen Junkertums . Er war ein selb st-
bewu sster Patriarch in Haus und Hof. Zugleich
ab er war er ein Mensch, der gelegentlich den star-
ren ge sellschaftlichen Rahmen sprengte , den er
andrerseits konsequent aufrecht zu erhalten ver-
suchte . Sein Schwiegersohn Klaus von Bismarck er-
innert sich an ihn als einen souveränen und gleich-
wohl sensiblen Mann »von träumerischer Offen-
heit und Schutzlo sigkeit« . Dieser Vater hat diese
To chter geprägt; sie hat sich und er hat sie als »sein«
Kind empfunden . Die Verbindung von Lebens-
drang und Verletzlichkeit, von Standesb ewusstsein

und Unb ekümmertheit hat er ihr vermacht. Er war
der entscheidende Wegb ereiter in ihr eigene s Le-
b en, weit über seinen To d vor Stalingrad im Jahre
1 9 4 2 hinaus .

Und zu eb en die ser Zeit träumt Maria von Wede-
mayer, einer Tagebuchnotiz zufolge , von ihrem
»Prinzen« , der kommen wird . Wie wird er ausse-
hen? Dietrich B onho effer hat keinen Adelstitel . Er
ist Pazifist, Zivilist durch und durch, Mitglied der
regimekritischen Oppo sition im deutschen Protes-
tantismus , D ozent ohne Lehrerlaubnis , Autor ver-
b otener Bücher, als Abwehragent mit unbekann-
tem Auftrag vom Wehrdienst dispensiert, hat b e-
reits, wie Maria nicht entgeht, eine Glatze , dafür
ab er immer no ch kein sicheres Gehalt. Maria, die
gerade ihr Abitur hinter sich hat, fällt auf, wie üb er-
legen, wie wissend , wie weise er ist ; ein richtiger
»Gelehrtentyp« .

Als Maria ihrer Mutter eröffnet, dass sie und
Dietrich einander verspro chen hab en, lö st sie gra-
vierenden Einspruch aus . Zutiefst b e sorgt weist die
Mutter auf den b eträchtlichen Altersunterschied
hin (Maria ist halb so alt wie Dietrich) , auf die Mi-
lieukontraste ihrer Herkunft, auf die Außenseiter-
rolle des widerständischen B onho effer in Kirche
und Ge sellschaft etc . Nach Vorwürfen, Auseinan-
dersetzungen und B eschwörungen kommt es zu ei-
nem intensiven Gespräch zwischen Mutter und
To chter, einem Gespräch, »das Tränen geko stet hat,
schwere , heiße Tränen« , in dem ein Jahr Tren-
nungs- und B edenkzeit vereinb art wird . Gleich
nach die sem Kompromiss schreibt Maria einen er-
staunlichen B rief, einen Scheck auf Zukunft, in
dem e s heißt : »Lieb er Herr Pastor B onho effer . . .
Obwohl ich eigentlich kein Recht hab e , Ihnen auf
eine Frage zu antworten, die Sie no ch gar nicht an
mich richteten : Ich kann Ihnen heute ein von gan-
zem und frohem Herzen kommendes Ja sagen . « D as
D atum die se s Briefes gilt hernach für b eide als ihr
Verlobungstag. Sie kennen sich kaum . Ab er Marias
kühner S atz »Ich weiß , dass ich ihn lieb en werde«
hätte umgkehrt auch von Dietrich ge sagt sein kön-
nen . Und die sprö de Anrede »Herr Pastor« wird ab-
gelö st durch alle Varianten himmelhochj auchzen-
den Glücks .

»Von guten Mächten wunderb ar geborgen«

Drei Monate sp äter wird Dietrich B onho effer we-
gen de s Verdachts auf Hoch- und Landesverrat ver-
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haftet und in das Militärgefängnis B erlin-Tegel ein-
geliefert. Maria und er sehen sich von nun an nur
no ch b ei gelegentlicher Sprecherlaubnis , niemals
unb eob achtet, stets in Anwesenheit einer Auf-
sichtsperson − nebenbei : eine die ser Aufsichtsper-
sonen hat bis zu ihrem To d vor drei Jahren hier in
B aden-B aden gelebt, und von ihr wissen wir, dass
Maria und Dietrich Blicke , Gesten, kleine B erüh-
rungen genügen mussten . Was sie sich zu sagen
hatten, vertrauten sie ihren »Brautbriefen« an . Die-
se b ewegende Zwiesprache – Zeugnis eb enso
schöner wie trauriger Innigkeit und Zärtlichkeit –
endet kurz vor Weihnachten 1 9 4 4 . Seinem letzten
Brief fügt Dietrich ein Gedicht b ei, das mittlerweile
leider auch vielfach (3 0 Mal) vertont wurde , de ssen
Entstehung im To de sschatten eines tro stlo sen
Kellergefängnisses j edo ch nicht verge ssen werden
darf. Die Verse sind der Verlobten sowie seiner
Mutter zu deren Geburtstag am 3 0 . D ezemb er 1 9 4 4
zugeeignet. Die letzte Strophe lautet :

Vo n guten Mäch ten wunderbar geborgen

erwarten wir getrost, was ko m men mag.

Go tt ist bei uns am A bend und am Morgen

und ganz gewiss an jedem neuen Tag.

D anach verstummt der Austausch . D er Dialog
zweier Liebender bricht abrupt ab . Mo chte es an-
fangs so scheinen, als wäre Dietrich der dominante
Partner, so tritt im Lauf des Briefwechsels Maria im-
mer eigenständiger hervor. Die Leser nehmen teil
an einem aufregenden Prozess − als blieb e Maria
und Dietrich nicht viel Zeit. Die lebhafte , eb enso
ergreifende wie erfrischende Korrespondenz b e-
steht aus Streifzügen durch alle nur denkb aren The-
men zwischen Himmel und Erde .

Ab er nicht allein die Briefe , die von B angnis und
Erwartung, von Sehnsucht und Verzagtheit, von
Vorwegnahme eines Glücks , das sich erst in spe
o der gar nicht einstellen kann, erfüllt sind , bleib en
aus . Auch sonstige Leb enszeichen, die B onho effer
seiner B raut, seinen Eltern und seinem Freund
Eb erhard B ethge , der sp äter sein Biograph und He-
rausgeb er seiner Schriften werden soll, zukommen
lassen kann, werden sp ärlich und versiegen
schließlich ganz . Man erfährt, dass B onho effer
nicht mehr in B erlin ist. Unsicheren Au skünften
folgend , b egibt M aria sich auf die Suche . Mit einem
Koffer voll warmer Kleidung für Dietrich irrt sie er-
schöpft, ab er mit starkem Willen durch Süd-
deutschland . Sie findet keine Spur. Auch nicht − es
ist Mitte Februar − in Flo ssenbürg, wo B onho effer
wenige Wo chen sp äter erhängt wird .

Vor dem Erreichen die ser letzten Station wird er
mit einer international zu sammengewürfelten
Gruppe »prominenter« Häftlinge auf dem Wege
üb er Buchenwald , Regensburg und Schönb erg mal
hier, mal da untergebracht. E s herrscht Unsicher-
heit, was angesichts der näherrückenden alliierten
Streitkräfte mit ihnen ge schehen soll . B onho effer,

Canaris , O ster und andere führende Männer de s
konspirativen Widerstands spüren b ereits ein we-
nig Erleichterung. Auf einem dieser Transporte
wird B onhoeffer sogar einmal übersehen, hofft,
verge ssen zu werden, entkommen zu können .
D o ch der S S-Vollstreckungsapp arat funktioniert
eb enso perfid wie perfekt. Am 9 . April 1 9 45 wird
Dietrich B onho effer − nach einer Blitzverurteilung
zum To d durch den S S-Richter Dr. Otto Thorb eck −
hingerichtet. D er KZ-Lagerarzt Ob ersturmb ann-
führer Dr. Hermann Fischer will durch einen Tür-
sp alt einen knieenden Häftling ge sehen hab en, zu-
nächst nicht ahnend , um wen e s sich handelte . Nie
in seiner langen Praxis habe er einen Menschen so
b ewusst, so angstlo s sterben gesehen . Die Ruhe
und Ungeb eugtheit dieses »ungewöhnlich anzie-
hend« erscheinenden Manne s »hat mich aufs tiefste
erschüttert. Auch an der Richtstätte selb st b etete er
no ch kurz und b estieg dann mutig und gefasst den
Galgen . « Dieser Dr. Fischer wird in dem Vernich-
tungslager Flo ssenbürg an bis zu neunzig Tötun-
gen täglich b eteiligt gewe sen sein . War er b eim An-
blick der Hinrichtiung B onho effers so außeror-
dentlich »erschüttert« , dass er mitzuteilen verge s-
sen hat, dass von einem Galgen keine Rede sein
konnte und dass bei der Aufhängung an Haken wie
in Plötzensee eine grau same Erdro sselung (o der
genauer: Selb sterwürgung) de s völlig entkleideten
Häftlings stattfand ? D er sofortige To d war keine s-
falls gewährleistet. Die Folterexekution konnte bis
zu einer halben Stunde dauern . Und so konnte e s,
da man es kurz vor Kriegsende eilig hatte , auch ge-
schehen, dass das strangulierte Opfer vom Haken
genommen und die Tortur mit einem Pistolen-
schuss b eendet wurde .

Die Gefährten, die ihn üb erlebt hab en, charakte-
risieren B onho effer als ungewöhnlich symp a-
thisch, umgänglich , als ermutigend , als zuversicht-
lich, als hilfsb ereit, als leutselig . Mit einem Neffen
Molotows spielt er Schach, lernt dab ei russisch und
unterweist sein atheistische s Visavis in B ib elkun-
de . Eingehende Ge spräche führt er mit einem eng-
lischen Luftwaffenoffizier, der Dietrichs Ab-
schiedsgruß üb erliefert hat : »Die s ist das Ende ; für
mich der Anfang eine s neuen Leb ens . « Er hab e ,
wird erzählt, seine Umgebung mit Hoffnung infi-
ziert. »Und e s ist keine Schande zu hoffen, grenzen-
lo s zu hoffen . « D as ist die Sprache seiner letzten Le-
b enszeit: »E s gibt erfülltes Leb en trotz vieler uner-
füllter Wünsche . «

An dem Tag, an dem der »Gefangene B onho ef-
fer« zur Richtstätte gerufen wird , werden auch sein
Schwager Hans von D ohnanyi und zwei Wo chen
sp äter sein Bruder Klaus und eine weiterer Schwa-
ger, Rüdiger Schleicher, ermordet. Die B raut, die El-
tern, die Freunde hören erst im Sommer von D iet-
richs To d . Sein Leichnam wurde verbrannt, zusam-
men mit zahllo sen anderen . Ein Grab gibt es nicht.

Viele Briefe , die M aria und Dietrich einander ge-
schrieb en haben, sind verschollen, haben den Ad-
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jung gleichermaßen . Musik und Literatur, Fe ste
und Gespräche , Tanz und Drama waren hier mit
schöner Selb stverständlichkeit daheim . Klug sein
dürft Ihr, ab er nicht eitel ! – dies Prinzip , das nicht
einengte , sondern freimachte , brachte die Mutter
ihren Kindern bei . Sie erzogen sich wechselseitig
zum Fairplay. Gab es Streit zwischen den Ge schwis-
tern, so suchten sie unter sich in einer Art Gerichts-
verhandlung eine Schlichtung, meistens mit Erfolg .

Die Nachb arn im B erliner Grunewald hießen :
D elbrück, von Harnack, von D ohnanyi, Schleicher
etc . Die se Namen treffen wir sp äter engverwob en
in der Geschichte de s Widerstands . In dem un-
schuldigen Spiel der Kinder und Jugendlichen, die
so heißen, erkennen wir im Rückblick ein Präludi-
um für ungewöhnliche Freund- und Verwandt-
schaftsverhältnisse . Emmie B onho effer, geb orene
D elbrück, etwa zwölfJahre alt, sieht bei ihrem älte-
ren Bruder Ju stus häufig den siebzehnj ährigen
Freund Klau s B onho effer aus dem Neb enhaus . Sie
sucht Gründe über Gründe , um ihm aufzufallen .

Justus unterbindet die Störung, zum B edauern von
Klaus . Als Emmie und Klaus zehn Jahre danach ein
Paar werden, ge steht er ihr, dass er schon als Kon-
firmand geplant hab e , keine andere als sie zu heira-
ten . Dies ist nur eine kleine von vielen Anekdoten .
Die Familien wuchsen wie von ungefähr zusam-
men . Ihre verschiedenen Leb ensläufe lesen sich
heute wie ein Stammb aum . Vor keiner die ser Fami-
lien hab en Hitlers Schergen Halt gemacht.

D ass Dietrich sich für die Theologie entschied ,
lö ste keine Kritik, wohl ab er Verwunderung aus .
Ein Bruder wurde Jurist, der andere ein weltweit
anerkannter Physiker und Chemiker. Dietrich war,
auch als Pastor, die Herkunft au s dem großbürgerli-
chen Profe ssorenhaus immer anzumerken . Er war,
was man einen »Mann von Welt« nennt, gewandt im
Umgang, wählte seine Kleidung mit Geschmack,
schätzte Konversation eb enso wie gute s E ssen und
Trinken, war ein anspruchsvoller Lehrer und Ge-
lehrter, ohne seine musischen und sportlichen Nei-
gungen zu vernachlässigen, er war streng und rück-
sichtsvoll zugleich, monastisch und zugewandt, für
die Studierstub e allein zu pragmatisch, für Pragma-

tismus zu nachdenklich . Und wenn e s etwas gab ,
was no ch wichtiger war als die Arbeit am Schreib-
tisch o der mit seinen Studenten im Seminar, so wa-
ren das »meine Jungs« im proletarischen B erliner
Wedding, denen er nicht nur Konfirmandenunter-
richt erteilte , sondern mit denen er Fußb all spielte
und denen er in ihren außergewöhnlichen Proble-
men kameradschaftlich b eistand . In allem, was er
tat, war eine b e sondere Intensität und Konzentrati-
on zu spüren .

D ass und wie der Christ Dietrich B onho effer in
den politischen Widerstand geriet, dass und wie
der Pastor zum Geheimagenten, zum so genannten
V-Mann wurde , ist ein komplizierter Verlauf, den zu
b e schreib en die Zeit eine s Abends nicht reicht. Je-
denfalls hat er diesen Schritt nicht als Bruch ver-

ressaten gar nicht erreicht. Ab er alle Po st, die in ih-
re Hand gelangte , hat Maria von Wedemayer sorg-
sam verwahrt und auf allen Wegen und Umwegen
bei sich gehabt. D em Wunsch, wenigstens seine
Briefe für die Edition seine s Ge samtwerke s freizu-
geb en, hat sie sich widersetzt. Eine einspurige Pub-
likation wäre ohne Sinn gewe sen . E s handelt sich
bei die sen Briefen um ein Zwiege spräch zweier
Verliebter, die von Mal zu Mal mehr zu Lieb enden
werden, also um eine Einheit, die nicht zerrissen
werden kann . Erst kurz vor ihrem To d im Jahr 1 97 7
übergab Maria von Wedemayer ihrer Schwe ster
Ruth-Alice von Bismarck die Handschriften mit
dem Wunsch, sie herau szugeb en .

Seit 1 9 9 2 ist dies Vermächtnis zugänglich. Wer,
wie ich, bis dahin gemeint hatte , üb er B onhoeffer
einigermaßen B escheid zu wissen, wird nicht um-
hin können, sich einzugestehen, we sentliche As-
pekte der B iographie dieses Manne s, der sich vor-
gestellt und vorgenommen hatte , allein und aus-
schließlich der Theologie und ihrer Konkretion zu
leb en, nicht nur nicht gekannt, sondern üb erhaupt
nicht für möglich gehalten zu haben . Ohne Marias
vitalen Anteil, ohne die B riefe , das heißt vor ihrer
Veröffentlichung hab en wir den sp äten, den gan-
zen Protagonisten B onhoeffer nur ungenügend im
Blick gehabt. Diese B riefe sind kein Supplement,
keine Zugabe , sondern die Interpretation, j a das
Herzstück seine s Vermächtnisse s . Ich wiederhole ,
was ich anfangs vorlas : »Alles , was ich schrieb , sollte
ein D ank an Dich sein . « Und ich wage die These : Die
Erfahrung, »zu lieben und geliebt zu werden« , war
für Dietrich B onhoeffer ein elementare s B efrei-
ungserlebnis, eine Konversion, eine Konversion
zum − nach seiner eigenen Formulierung − »wirkli-
chen Leb en« . B onhoeffers Freund , Eb erhard B eth-
ge , b ezeichnet diese letzte Stufe als Üb ergang vom
Theologen zum Christen; etwas weitergehend mei-
ne ich: von der Profe ssion zur Existenz .

Konsequenter Schritt in den Widerstand

Dietrich B onho effer und seine Zwillingsschwe ster
S abine wurden am 4 . Febru ar 1 9 0 6 geb oren . Die El-
tern, Paula B onho effer, geb orene von Hase , und
Karl B onho effer, Professor für Psychiatrie und
Neurologie , lebten damals in B reslau . 1 9 1 2 folgte
der Vater einem Ruf nach B erlin und üb ernahm
den in D eutschland renommiertesten Lehrstuhl
seine s Fachs . Dietrich und seine sieb en Ge schwis-
ter wuchsen in einer familialen Kultur auf, die sie
deutlich geprägt und ihnen einen gewinnenden
Lebensstil der Unbefangenheit, der Unabhängig-
keit und der Üb erlegenheit vermittelt hat. D er
Reichtum an B egabungen und Interessen förderte
ein sichere s B ewusstsein der Zusammengehörig-
keit im Geschwisterkreis . D as Hau s B onho effer in
der Marienburger Allee 4 3 war wegen seiner Offen-
heit, seiner Ge selligkeit und seine s Ge sprächskli-
mas gern ge sehen und gern b esucht, b ei alt und
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standen, sondern, im Gegenteil, als konsequente
Verwirklichung von Integrität vollzogen . Er reiste
im Auftrag und mit Papieren der deutschen Ab-
wehr ins nahe und ferne Ausland und nutzte seine
internationalen Erfahrungen und B eziehungen,
um Symp athie für den Widerstand , für die Um-
sturzpläne und für die Namen einer neuen deut-
schen Regierung zu werb en . Seine B emühungen
wurden eb enso enttäuscht wie die von Adam von
Trott o der von Helmuth James von Moltke , denen
er in j eder B eziehung nahe und ähnlich war. Die di-
versen Chancen, sich der ihm drohenden Gefahr zu
entziehen, hat B onho effer ausge schlagen . Von den
Auslandsreisen kehrte er, entgegen wohlwollen-
dem Freunde srat, in die Höhle de s Löwen zurück.
Christsein definierte er als die B ereitschaft, auf Pri-
vilegien zu verzichten . Exil ist etwas andere s als Wi-
derstand .

»Die große Maskerade des Bösen«

Wie konnte der D e spot Adolf Hitler üb er uns kom-
men und ein ganzes Volk mit einer gar nicht so un-
rühmlichen Geschichte fanatisieren? Die Antwort
gibt er selb st: »Ich bin nur Eure Stimme ; das Kom-
mando , das ich Euch zurufe , ist nur das Komman-
do , das Ihr Euch selb st zuruft. « Die sen Slogan hat er
hundertfach ausgerufen . Hitler brauchte nicht nur
Opfer, sondern vor allem Täter, Helfershelfer,
Handlanger. Wäre er nur üb er uns und nicht aus
uns herau s gekommen, er wäre kläglich ge schei-
tert. Er war Exponent und Reflex einer Masse , de-
ren Applaus ihn aufb aute , aufblähte . Hitler war un-
geeignet, eine Idee o der Vision ohne B eifall zu ent-
wickeln und zu vertreten . Er schwamm nicht gegen
den Strom, sondern mit ihm . Sein B ewusstsein von
Macht ergab sich aus dem Echo , dass er selb st sug-
geriert hatte . Aus der Wechselbeziehung zwischen
Führer und Geführten b ezog er seinen Auftrag. Sei-
ne Stärke war üb erspielte Schwäche . Seine Anhän-
ger konnten diesen Vorgang b ei sich selb st nach-
vollziehen . Hitler verkörperte in hypertropher
Weise Mittelmaß und Spießertum . Er wäre − so der
Sozialp sychologe Erich Fromm − ohne die B e stäti-
gung durch die ihm zujubelnden Massen irre ge-
worden, irre an sich selb st. Als er zu erkennen b e-
gann, dass »sein Volk« ihm die Erfüllung seiner Illu-
sion schuldig blieb , gedachte er, es zuguterletzt mit
Stumpf und Stiel au szurotten . Er wurde , was er war:
ein Versager.

D er Widerstand gegen die sen Diktator hat so
wenig ausgerichtet, weil er viel mehr zu leisten ge-
habt hätte als etwa nur dessen B eseitigung . D em
Widerstand fehlte die B asis . Er war ein Kampf ein-
zelner gegen eine »völkische B ewegung« . B onho ef-
fer hat die sen S achverhalt von Anb eginn durch-
schaut. Gern hätte er auf die Kirche als Trägerin
breit angelegten Widerstands gesetzt. Ab er er fand
in ihr nicht nur eine durchaus wackere , sogar zu Ri-
siken und Konsequenzen b ereite Oppo sition, son-

dern auch o der vor allem eine offensichtlich attrak-
tive Fraktion namens »D eutsche Christen« , die sich
die » SA Jesu Christi« nannte . B ei den Kirchenwah-
len 1 9 3 3 gelang e s die sen D eutschen Christen, mit
Hilfe des nationalsozialistischen Prop agandapp a-
rats überall in D eutschland (mit Ausnahme We stfa-
lens) deutliche Mehrheiten zu erob ern . B ald waren
die Syno den, die Kirchenleitungen und die Verwal-
tungen der meisten Lande skirchen in deren Hän-
den . Waren sie be stens vorbereitet? E s konnte b e-
reits im Septemb er desselben Jahre s von der Gene-
ralsyno de der Altpreußischen Union und sp äter
auch von den anderen Kirchenp arlamenten das
»Ge setz üb er die Rechtsverhältnisse der Geistli-
chen und Kirchenbe amten« verab schiedet wer-
den, das die Rassenpolitik des Staate s für die Kir-
chenorganisation widerspiegelte . D a heißt e s : »Wer
nicht arischer Ab stammung o der mit einer Person
nichtarischer Ab stammung verheiratet ist, darf
nicht als Geistlicher o der B eamter der allgemeinen
kirchlichen Verwaltung b erufen werden . «

Die ser Arierp aragraph sollte nur ein erster
Schritt auf dem Weg zu einer »judenreinen Kirche« ,
zu einer völligen »Entjudung der Gemeinde« , zu ei-
ner »Germanisierung« des Christentums sein . Aber
nicht erst die kirchliche , schon die staatliche Arier-
ge setzgebung hatte B onho effer veranlasst, die so-
genannte »Judenfrage« als ein Kernproblem der b e-
vorstehenden Au seinandersetzungen zu erken-
nen . Keine swegs b eschränkte er − wie viele seiner
Mitstreiter in der B ekennenden Kirche − seine Sor-
ge auf die Mitgliedschaft von Judenschristen in der
evangelischen Kirche , sondern seine Anfragen und
Attacken waren radikal : Sie richteten sich gegen ei-
nen Staat, der seine Grenzen verlassen hatte und
de ssen totalitäre Tendenzen einen mörderischen
Keim in sich trugen .

»Wir dürfen nicht gregorianisch singen, wenn
um uns herum die Ausrottung der Juden vorb erei-
tet wird . « Die s Thema drängte sich bis in B onho ef-
fers persönlichste Entscheidungen vor. Seine Zwil-
lingsschwe ster heiratete den Juristen Gerhard
Leibholz, der viel sp äter, nach seiner Emigration
nach England , einer der ange sehensten deutschen
Rechtsgelehrten werden sollte . Als de ssen Vater am
1 1 . April 1 9 3 3 starb , hätten die Angehörigen es gern
ge sehen, dass Dietrich ihn b eerdigt. Er b at den zu-
ständigen Generalsuperintendenten um de ssen
Einwilligung, ließ sich ab er abraten, zu diesem pre-
kären Zeitpunkt die Trauerfeier für einen Juden zu
üb ernehmen . Wenige Monate sp äter schrieb B on-
hoeffer seinem Schwager: »E s quält mich j etzt . . . ,
dass ich damals D einer Bitte nicht ganz selb stver-
ständlich gefolgt bin . Ich verstehe mich , offen ge-
standen, selb er gar nicht mehr. Wie konnte ich so
ängstlich sein? Ihr habt e s gewiss auch nicht ver-
standen und mir nichts ge sagt. Ab er mir geht e s
nun nach, weil e s gerade etwas ist, was man nie wie-
dergutmachen kann . Also muss ich Euch j etzt ganz
einfach bitten, mir diese Schwäche zu verzeihen

Pa
zi

fi
s

m
us



1 9

1 2
I V/ 2 0 0 6

und mir dab ei zu helfen, dass sich so etwas b ei mir
nicht wiederholt. «

In jüngeren Jahren hatte B onhoeffer das Ver-
hältnis der Kirche zur Politik mit dem Au sdruck
»D e sintere ssement« b eschrieb en . Sp äter hat er die-
se Kennzeichnung geradezu »frivol« genannt. Mit
seiner konspirativen Tätigkeit ergibt sich zwangs-
läufig eine zunehmende I solation . Nicht selten
trifft er, auch in kirchlichen Kreisen, auf Misstrau-
en . E s bleiben die engen Freunde , die genau wis-
sen, was auf dem Spiel steht. B onho effer lässt sich
auf Wagnisse , auf Ambivalenzen ein, die seinem ge-
radlinigen und kompromisslo sen We sen wider-
sprechen und für die er in keiner Kirchenlehre ei-
ne Rechtfertigung hätte finden können . Ab er Untä-
tigkeit kann Untat sein . D er Pazifismus , den B onho-
effer beharrlich vertritt, darf nicht verwechselt
werden mit Passivismus . E s gibt Situ ationen, in de-
nen der Übergang von einer Tat zum Attentat einen
unvermeidlichen Schritt darstellt.

Ange sichts der »großen Maskerade des B ö sen« ,
in die j eder, auch der aktive Gegner de s Systems ,
verstrickt wird und die »für den aus der tradierten
ethischen B egriffswelt Kommenden schlechthin
verwirrend ist« , schreibt B onho effer für sich und
seine Mitverschwörer wenige Wo chen vor seiner
Festnahme die schwerwiegende Gewissensfrage
auf: »Wir sind stumme Zeugen b ö ser Taten gewor-
den . Wir sind mit vielen Wassern gewaschen, wir
hab en die Künste der Verstellung und der mehr-
deutigen Rede gelernt, wir sind durch Erfahrung
misstrauisch gegen die Menschen geworden und
mussten ihnen die Wahrheit und das freie Wort oft
schuldig bleib en, wir sind durch unerträgliche
Konflikte mürb e o der vielleicht sogar zynisch ge-
worden − sind wir no ch brauchb ar? Nicht Genies ,
nicht Zyniker, nicht Menschenverächter, nicht raf-
finierte Taktiker, sondern schlichte , einfache , gera-
de Menschen werden wir brauchen . Wird unsere
innere Widerstandskraft gegen das uns Aufge-
zwungene stark genug und unsere Aufrichtigkeit
gegen uns selb st schonungslo s geblieb en sein, dass
wir den Weg zur Schlichtheit und Geradheit fin-
den?«

»Ich bete für die Niederlage«

Entschuldigt o der verteidigt hat B onho effer, so-
weit ich sehe , einen tö dlichen Anschlag nie . Er hat
ihn mit allen Folgerungen, bis hin zum Ja zum eige-
nen To d , als »Schuldüb ernahme« verstanden und
angenommen, ab er auch als deprimierende Kapi-
tulation, also als einen untüchtigen Ersatz für eine
versäumte , langfristige , ohne Gewaltanwendung
konzipierte , von vielen Einzelnen und von vielen
Gruppen der B evölkerung geleistete Verhinde-
rung o der Üb erwindung der Gewaltherrschaft.
Ab er fast alle − die meisten unkritisch, einige kri-
tisch − haben die Erwartungen Hitlers erfüllt. Er,
Hitler, wäre , wie gesagt, ein Nichts gewe sen ohne

die Entsprechung, ohne den Widerhall der D eut-
schen . Er war einer der Ihren; sie waren die Seinen .
In so einem Fall hat ein Widerstand , der erst mit
dem Tyrannenmord geprobt wird , seine Stunde
verp asst.

Üb er B onho effers B eurteilung der B ombe ge-
gen Hitler wissen wir nicht genug . Ohne Zweifel
hätte er eine Mitverantwortung für den Staats-
streich übernommen . Seine Briefe nach dem 2 0 . Ju-
li 1 9 4 4 verraten Niederge schlagenheit, Aussichts-
lo sigkeit nach dem misslungenen Versuch . Er hätte
sich wohl gewünscht, dass Stauffenb erg Erfolg hat.
Andrerseits wünschte er sich keine politische Zu-
kunft in den Händen j ener Militärs , die sich sp ät,
viel zu sp ät entschlo ssen, ihre Loyalitätspflicht ge-
genüb er Hitler in Frage zu stellen . »Ein M ann der
Pflicht« , so B onho effer, »wird schließlich auch
noch dem Teufel gegenüb er seine Pflicht erfüllen
müssen . «

Eine Affinität zum Soldatentum wird man b ei
den B onho effers vergeblich suchen . Politische s
und militärisches D enken wurde b ei ihnen ent-
schieden auseinander gehalten . Ohne zu verken-
nen, dass sich in der Führung der Wehrmacht eine
durchau s re spektable Rebellion gegen Hitler for-
miert hat, mit der B onho effer das Komplott nicht
scheute , hatte er grundlegend andere Ansätze und
Ziele . Anstelle der Tapferkeit, die auf dem Soldaten-
friedhof endet, setzte er auf Zivilcourage : auf
Verantwortung statt Unterordnung, auf Mündig-
keit statt auf B efehlsempfang, auf Einspruch statt
auf Mitläufertum . Ein Mensch, der von b erufswe-
gen gezwungen ist, nur zu gehorchen, und der au-
ßerstande ist, den Gehorsam zu verweigern, ist ein
Sklave .

Gleiche Ge sinnung treffen wir b ei Helmut Ja-
mes von Moltke . Er, Anwalt eine s gewaltfreien Vor-
gehens , hat auch nach dem 2 0 . Juli Pläne einer Un-
schädlichmachung de s »Führers« durch Verhaf-
tung mehr Chancen eingeräumt als der Ab sicht,
ihn umzubringen . Er hatte die Stirn, in einem sei-
ner unvergleichlich schönen und klaren Briefe an
seine Frau Freya zu schreib en . »Wenn ich frei gewe-
sen wäre , wäre das nicht p assiert ! « D a die Generäle
die »Revolution« gegen »einen Geist der Enge und
der Gewalt, der Üb erheblichkeit, der Intoleranz
und de s Ab soluten . . . , der in den D eutschen steckt
und seinen Ausdruck in dem nationalsozialisti-
schen Staat gefunden hat« , nicht wirklich erstreb-
ten, waren sie für einen Gewaltakt. D enn »keine Re-
volution von der Art, wie wir sie brauchen, hätte
den Generälen die B edeutung und die Stellung ge-
geb en, wie die Nazis sie ihnen gegeb en haben und
noch heute geb en . « Für eine Alternative zum Natio-
nalsozialismus sah Moltke sein Land noch nicht
reif. Ein Putsch gewährleistet nicht die nötige tief-
greifende Erneuerung; er würde sie eher ersticken .
Ein mit Gewalt eliminierte s Hitlerregime könnte ei-
ne Schattenexistenz b ehalten, also bloße Verlänge-
rung de s Vergangenen sein .
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Auf die Frage von Willem Visser t‘ Hooft, ob er
für den Sieg bete , antwortete B onho effer ohne Um-
schweife : Ich b ete für die Niederlage . Sie war für
ihn die Voraussetzung für einen veritablen Neu-
b au , der generell zu unterscheiden ist von dem, was
nach dem Krieg Wiederaufb au heißen sollte − und
der schließlich, nicht ohne Logik, in der Wiederb e-
waffnung gipfelte . Zweifello s dachte B onho effer
wie auch Moltke nicht nur an eine Unterbrechung
der militärischen Gewalt. Sie waren strikte Gegner
von Gewalt üb erhaupt. Waren sie Träumer? Nein,
aber sie hatten, wie M artin Luther King, einen
Traum . Politik sollte nichts anderes sein als die
Kunst der Vermeidung von Gewalt. Politik, der die-
ses Ziel fehlt, verdient ihren Namen nicht. Gewalt
erzeugt nichts b esseres als Gewalt. Sie ist ganz und
gar unfruchtb ar. Politik muss B efreiung aus der Spi-
rale der Gewalt werden . Sind solche Gedanken uto-
pisch? O der ist e s nicht vielmehr utopisch, sie für
utopisch zu halten?

Wahrhaftigkeit statt Wehrhaftigkeit

Dietrich B onho effer witterte ein Christentum, das
nicht machtvoll ist, sondern vollmächtig, das nicht
wehrhaft ist, sondern wahrhaft, das nicht integral
ist, sondern integer, das nicht repräsentativ, son-
dern präsent ist. E s war die B ergpredigt, die ihn lei-
tete . Die Schriftgelehrten allerJahrhunderte hab en
diese Verheißungen einem himmlischen Konto
gutgeschrieb en, hienieden nicht zu gebrauchen .
B onhoeffer ab er entdeckte die gegenwärtige poli-
tische B risanz . B ei seiner Ausschau nach diesem
no ch ungeb orenen Christentum üb ersprang er die
gewohnten D enkhorizonte und geriet an − Gandhi .
D amals wäre eine Teilnahme an einer konspirati-
ven B ekämpfung Hitlers no ch undenkb ar gewe-
sen . Ab er die Idee und die Praxis eine s gewaltlo sen
Widerstands gegen die sich immer deutlicher ent-
puppende Diktatur erschien B onho effer vielver-
sprechend . D as b ekannte Christen- und Kirchen-
tum nähert sich, davon war er üb erzeugt, »j eden-
falls in seiner j etzigen Gestalt und seiner bisheri-
gen Interpretation unweigerlich seinem Ende« .
»Wie lange ich Pfarrer und in die ser Kirche bleib e ,
weiß ich nicht. Vielleicht nicht mehr lange . Ich
mö chte im Winter nach Indien« , ließ er im April
1 9 3 4 einen Freund wissen . Einen Monat sp äter er-
klärte B onho effer seiner über dreiundneunzig Jah-
re alten Großmutter in einem Brief seine sehr skep-
tische B eurteilung der Lage der Kirche und vertrau-
te ihr den Plan einer Studienreise nach Indien an .
Ich le se einen Auszug aus die sem aufschlussrei-
chen Schreib en : »B evor ich mich irgendwo endgül-
tig binde , mö chte ich ab er no ch einmal nach Indi-
en . Ich habe mich in der letzten Zeit sehr intensiv
mit den dortigen Fragen b efasst und glaub e , dass
man vielleicht sehr wichtige s lernen kann . Jeden-
falls scheint e s mir manchmal, als ob in dem dorti-
gen

>
Heidentum

<
vielleicht mehr Christliches

steckt als in unserer ganzen Reichskirche . Tatsäch-
lich ist j a auch das Christentum orientalischer Her-
kunft, und wir hab en es dermaßen verwestlicht
und mit rein zivilisatorischen Erwägungen durch-
setzt, dass es uns so weit verloren gegangen ist, wie
wir j etzt erleben . Leider hab e ich auch kein rechte s
Zutrauen mehr zu der kirchlichen Oppo sition . Mir
gefällt die se Art des Vorgehens gar nicht, und ich
habe wirklich Angst vor dem Augenblick, wo die
Verantwortung dieser zufällt und wir vielleicht
no ch einmal eine furchtb are Kompromittierung
de s Christentums mit ansehen müssen . Vielleicht −
aber bitte nichts darüb er sagen . . . − kann ich an die
Universität von Tagore . Viel lieber würde ich aller-
dings gleich zu Gandhi gehen, an den ich sehr gute
Empfehlungen von seinen b e sten Freunden b ereits
habe . «

D as Gerücht sprach sich, trotz der B itte um Ge-
heimhaltung, flugs herum . Natürlich mokierte
man sich über diese Kurio sität. Karl B arth schrieb
no ch zwei Jahre danach an B onho effer: Wissen Sie ,
was »lange Zeit das einzige war, was ich von Ihnen
wusste ? Die Nachricht, Sie b eab sichtigen, nach In-
dien zu gehen, um sich b ei Gandhi o der einem an-
deren dortigen Gottesfreund irgendeine geistliche
Technik anzueignen, von deren Anwendung im
Westen Sie sich gute Dinge versprächen . «

B onho effer ließ sich nicht b eirren, auch nicht
durch einen so b ornierten Brief seine s verehrten
Lehrers . Er erhielt eine freundliche Einladung von
Gandhi . D o ch sie kam zu sp ät. Inzwischen hatten
sich die politischen Verhältnisse dermaßen zuge-
spitzt, dass B onho effer sich nicht für längere Zeit
von hie sigen Problemen und Aufgab en dispensie-
ren lassen wollte . Neb en seiner außergewöhnli-
chen Wissbegier, neb en seinem Drang nach mög-
lichst viel Welterfahrung und neb en der ihn b eun-
ruhigenden Einsicht in den B edeutungsschwund
we stlichen Christentums waren es vor allem Gand-
his kluge und wirksame Metho den einer von Ge-
walt freien, das heißt von Gewalt b efreiten und von
Gewalt b efreienden Einflu ssnahme im politischen
Leb en . In einem Briefwechsel mit Martin Bub er,
den das Gewaltpotenzial in I srael tief deprimierte ,
hat Gandhi seine Vorstellung von der Effizienz de s
zivilen Widerstands entwickelt und dem Einwand ,
Pazifismus sei letztlich unpolitisch, widerspro-
chen . Unpolitisch ist nicht die Kritik der Gewalt,
sondern ihr unkritischer Gebrauch . Eine von Ge-
walt freie Welt ist zwar no ch nicht vorstellb ar; aber
eine Welt, die mit Gewalt nicht anders als bisher
umzugehen vermag, ist eb enfalls unvorstellb ar ge-
worden . Wie die Menschen das Gewaltproblem auf
dem Globu s lö sen werden, das entscheidet über
die menschliche Zukunft. Wer meint, e s genüge , ge-
rü stet zu sein, ist für unsere eigentlichen Probleme
und Aufgab en ungerüstet. Und wer nicht geneigt
ist, auf Herrschaft durch Gewalt zu verzichten,
wird hemmungslo s zu vernichten bereit sein .
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»Die Reise nach der Wirklichkeit«

Wer bin ich ? Sie sagen m ir

ich trä te a us meiner Zelle

gelassen und heiter undfest

wie ein Gutsherr a us seinem Schloß

Ja, wer war er, der Autor dieses Gedichts , aufge-
schrieb en in der nun schon anderthalb Jahre wäh-
renden Haft, wenige Monate vor seiner Hinrich-
tung? No ch in seinen letzten Minuten hatte er den
» aufrechten Gang« . Seine Zellennachb arn im Mili-
tärgefängnis hatten seine Nähe als »wohltuend«
empfunden . Aristokratisch nannten sie sein ruhi-
ges und üb erlegene s Auftreten, ohne ihn für üb er-
heblich zu halten . Seine B ewacher verhielten sich
so , als würden sie Weisungen von ihm erwarten . Sie
erwiderten seine Freundlichkeit ; einer b ot ihm
größere Portionen de s E ssens an, ein anderer sogar
einen Fluchtweg. Rücksicht auf M aria, auf die El-
tern, auf die Freunde und nicht zuletzt die Solidari-
tät mit den Mitverschworenen veranlassten ihn,
dergleichen Chancen auszuschlagen .

Üb er Schatten und Qualen, üb er Hoffnungs-
und Mutlo sigkeit sprach B onho effer kaum . D o ch
den Suizid hat er für sich nicht ausgeschlo ssen, son-
dern als eine Entscheidung seiner Freiheit wieder-
holt erwogen . Er vermied es , andere mit seinem
Schmerz, mit seiner To de snähe zu b edrücken . Sei-
ne B riefe an Maria b e schworen eine gemeinsame ,
eine gute Zukunft mit ihr: spes contra spem . Ab er
die andere , die dunkle Seite war auch da. Ein Klage-
lied hätte schwerlich zu ihm gep asst, wohl ab er die
ehrliche Selb stb eob achtung, die auf Schonung ver-
zichtende B e schreibung seiner inneren Verfas-
sung:

Bin ich das wirklich,

was andere vo n m ir sagen ?

Oder bin ich n ur das,

was ich selber vo n m ir weiß:

Unruh ig, seh nsüch tig, krank,

wie ein Vogel im Käfig,

ringend nach Lebensa tem,

als würgte m ir einer die Kehle,

h ungernd nach Farben,

nach Blumen, nach Vogelstim men,

dürstend nach gu ten Worten,

nach menschlicher Nähe,

zitternd vor Zorn über Willkür

und kleinlichste Kränkung,

umgetrieben vo m Warten a ufgroße Dinge,

oh nmäch tig ba ngend um Freunde

in endloser Ferne,

m üde und leer zum Beten,

zum Denken, zum Schaffen,

ma tt und bereit,

vo n allem A bsch ied zu neh men.

Wer bin ich ? Der oderjener?

Bin ich denn heu te dieser

und morgen ein anderer?

Bin ich beides zugleich . . . !

Ja, er war »b eides zugleich« . B eide , der B erg wie
das Tal, sind Landschaften unserer Seele . Wäre e s
b ei B onho effer anders, er blieb e uns fremd .

Was wäre , hätte er üb erlebt, aus ihm geworden?
Diese Spekulation ist eb enso müßig wie unver-
meidlich . Zweifel, nach seiner Tätigkeit im militäri-
schen Geheimdienst seinen alten B eruf fortsetzen
zu können, hab en ihn schon früh umgetrieb en . Er
brauchte freien Atem : Intuition, nicht Institution,
Experiment, nicht E stablishment. Sein Leb en, sein
D enken blieb en ein Fragment. Fragmente suchen
Fragmente . Sie sind Teile eines unerreichb aren
Ganzen . B onho effer hat mehr Fragen als Antwor-
ten hinterlassen . Er war nicht am Ende , sondern
mitten in einem revolutionären Proze ss , als der
Henker ihn b estellte . Und eine Theologie , die an
die se Wegstrecke anzuknüpfen versucht, die von
ihm aus- und das heißt üb er ihn hinauszugehen
wagt, ist, so scheint mir, bis zur Stunde nicht er-
kennb ar. Ihr mü sste »eine neue Sprache« gelingen,
eine aus dem Tun gewonnene Sprache , »vielleicht
ganz unreligiö s , ab er b efreiend und erlö send« ,
frappierend »wie die Sprache Jesu« . Aus der Ein-
samkeit seiner Zelle heraus meldete er nach drau-
ßen : »Alles D enken, Reden und Organisieren in
Dingen des Christentums muss neu geb oren wer-
den . « D as war radikal gemeint.

Dietrich B onho effer erlebte an sich selb st einen
p aradigmatischen Wandel : den Wandel eines in ei-
ner tragenden und eindrucksvollen Tradition auf-
gewachsenen und beheimateten Menschen zu ei-
nem der Mo derne au sge setzten Zeitgeno ssen . Er
b efand sich, wie Carl Friedrich von Weizsäcker
über ihn sagte , mit hoher Ge schwindigkeit auf ei-
ner unumkehrb aren »Reise nach der Wirklichkeit« .
Viel mehr als die Fe ststellung der Unzulänglichkeit
der Institution Kirche b eschäftigte B onho effer die
sich vertiefende Wahrnehmung eines enormen
M angels an Anziehungskraft, eine s rapiden Reali-
tätsverluste s der Theologie . Sie ist korrekt statt kon-
kret. Er hatte selb st eine Theologie gelernt und ge-
lehrt, der die Welt abhanden gekommen ist und die
nun indigniert mit einer Welt hadert, der die Theo-
logie abhanden gekommen ist.

Immer freimütiger ge steht B onhoeffer sich ein,
»keine religiö se Natur« zu sein . »Ich komme b e-
stimmt nicht als religiö ser Mensch hier heraus ! Im
Gegenteil : Mein Mißtrauen und meine Angst vor
der

>
Religio sität

<
sind hier no ch größer geworden

als j e . D aß die Israeliten den Namen Gotte s nie aus-
sprechen, gibt mir immer zu denken, und ich ver-
stehe e s immer b esser. « B onho effer spürt an Leib
und Seele , »daß man erst in der vollen Diesseitigkeit
des Leb ens glaub en« kann . D er Gedanke an ein
»nichtreligiö ses Christentum« in einer »mündig ge-
wordenen Welt« und die Aufgab e einer »nichtreli-
giö sen Interpretation der Bib el« verlangen immer
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mehr Konsequenzen . Gott als »Lückenbüßer« o der
als »Arb eitshypothe se« ist funktionslo s geworden .
B onhoeffers Formulierungen spitzen sich zu : Gott
lässt uns wissen, »daß wir leb en mü ssen als solche ,
die mit dem Leb en ohne Gott fertig werden« . D en
Gott, »den es gibt, gibt es nicht« . Die so genannten
religiö sen Menschen »sprechen von Gott, wenn
menschliche Erkenntnis (meistens schon aus
D enkfaulheit) zu Ende ist o der wenn menschliche
Kräfte versagen − e s ist eigentlich immer der deus
ex machina, den sie aufmarschieren lassen . . . im-
mer in Ausnutzung menschlicher Schwäche b ezie-
hungsweise an den menschlichen Grenzen . « Glau-
b e sollte nicht primär b ei den Schwachstellen,
»sondern im Leben und im Guten des Menschen«
wirksam werden . »An den Grenzen scheint e s mir
b esser zu schweigen und das Ungelö ste ungelö st zu
lassen . «

B onho effer meint, er brauche nur seine eigenen
Bücher aufzu schlagen, um sich b eständig selb st wi-
derlegen zu können . Seine Anhänger vergessen das
oft und wollen den sp äten B onho effer unter B eru-
fung auf den frühen B onho effer korrigieren . Aber
mit seinen elementar neuen Ansätzen veruntreut
er nicht sich selb st, sondern er lässt eine drängende
Entwicklung zu : e s muss nun »ein Knoten in mir«
platzen . Er will sich nicht im Rückgriff auf üb erlie-
fertes Glaubens- und Lehrgut weiter zur Wehr set-
zen gegen Einsichten, die Raum in ihm, in uns , in
unserer Zeit suchen . Wir sind de facto säkulare
Menschen in einer säkularisierten Welt. Religion,
die diesen S achverhalt nicht akzeptiert und von An-
leihen o der gar Aufträgen höherer Autoriäten lebt,
verführt zur Unredlichkeit. Sie verweigert die »Rei-
se in die Wirklichkeit« , auf die B onho effer sich ein-
gelassen hat. Sie macht entweder weltflüchtig o der
weltsüchtig, ab er nicht welttüchtig. D as Diktum
B onhoeffers le se ich wie eine Summa: »Jesus ruft
nicht zu einer neuen Religion, sondern zum Le-
b en . «

Die in der Haft entstandenen Notizen, Entwürfe ,
Reflexionen, Exkurse , Gedichte , Aphorismen wer-
den zumeist in Briefen mitgeteilt und großenteils
in dem 1 9 5 1 erschienenen B and »Widerstand und
Ergebung« zusammengetragen . D amals umfasste
diese epochale Publikation 2 8 6 , die neueste Ausga-
b e bringt es auf 79 8 Seiten, was nicht nur auf nach-
träglich gefundene Texte zurückzuführen ist, son-
dern auch auf das Gründlichkeitsbedürfnis der
Wissenschaft, die j edem Komma eine Erläuterung
gönnt. Sie sehen, die Edition de s Nachlasses von
Dietrich B onho effer ist in b esten Händen . Aber es
ist und b eibt das Unfertige an ihm, das uns nicht mit
ihm fertig werden lässt.

»Widerstand und Ergebung« ist das Konzentrat
de ssen, was sich in Dietrich B onho effer während
seiner letzten Leb enszeit ereignet hat. Wegen ihrer
Dichte und ihrer Aufrichtigkeit sind sie mit Pascals
»Pensée s« verglichen worden . Hier deutet sich eine
essayistische Theologie an mit der Intention, Wahr-

heit zu finden, statt üb er sie zu b efinden . Sie ist
nicht bereits gebucht, sondern wird immer auf' s
Neue gesucht. »Widerstand und Ergebung« ist kein
Brevier, sondern eine S ammlung von Abbreviatu-
ren . D er Aufenthalt in der Zelle b ewirkt keine Ab-
schirmung gegen die eigentlichen Fragen der Zeit,
sondern eine Intensivierung der Auseinanderset-
zung mit ihnen .

Nicht selten wird heute händereibend unter-
stellt, B onho effer sei mit seiner Ankündigung eine s
nichtreligiö sen Christentums, eine s Glaub ens, der
in einer weltlichen Welt weltlich gelebt sein soll,
nicht gerade be stätigt worden . Die Apologeten de s
Herkömmlichen sind zufrieden . Und in der Tat, e s
gibt rundherum Rückfälle in eine Haltung genieße-
rischer Unmündigkeit. Jene Religio sität, der B on-
hoeffer mit Aversion begegnete , erfährt gegenwär-
tig eine Konjunktur, die b eunruhigend finden
muss , wer ihn gelesen und verstanden hat. D ass Re-
ligion nicht nur privatim, sondern in weltweiter Di-
mension zu einem ho ch explo siven Thema gewor-
den ist, hätte B onho effer kaum üb errascht. D enn
Gewalt und Unmündigkeit entsprechen einander
so folgerichtig wie Mündigkeit und Gewaltfreiheit.
D as Korrelat von Gewalt und Unmündigkeit war
sein Thema von Anfang an . Eine Theologie , die in
Anknüpfung an B onhoeffer in die se Zu sammen-
hänge einiges Licht zu bringen versuchte , hätte gut
zu tun . Ist sie in Sicht?

Postskript

1 ) An einer Gedenkfeier im KZ Flo ssenbürg im Jahr
1 9 5 3 nahm der b ayerische Lande sbischof Hans
Maiser nicht teil, weil B onho effer nicht als M ärty-
rer, sondern wegen Lande sverrats gestorb en war.
Am hundertsten Geburtstag B onho effers b ezeich-
nete ihn der B erliner B ischof Wolfgang Hub er als
Heiligen .

B onho effer war weder das eine noch das ande-
re . Wollten wir ihn zum Märtyrer ernennen, müss-
ten wir die Frage be antworten können, weshalb
wir anderen Konspirateuren wie Moltke o der
D ohnanyi etc . die se Titulierung vorenthalten . B on-
hoeffer war auch nicht, wie George W. Bush meinte
fe sthalten zu sollen, der größte D eutsche im akti-
ven Widerstand gegen den Nationalsozialismu s . E s
gab wichtigere als ihn . Und schon gar nicht hätte
B onhoeffer der b einahe karnevale sken Idee der
ersten Kanonisierung eines ganz und gar evangeli-
schen Theologen Ge schmack abgewinnen kön-
nen . Mit j eder Glorifizierung pflegt man einen My-
tho s und be schädigt zugleich den Menschen D iet-
rich B onho effer, der heiraten, nicht heilig sein
wollte .

Ab er auch Stimmen aus entgegenge setzter Him-
melsrichtung wurden laut. Während vieler Jahre
nach dem Krieg wurden zuhauf Vorschläge abge-
lehnt, Schulen, Gemeindehäuser o der Kirchen
nach Dietrich B onhoeffer zu b enennen . Als er ne-
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ben andern Männern de s 2 0 . Juli b ei der Namensge-
bung von Straßen in Bielefeld Pate stehen sollte ,
wendete sich eine Gruppe von Pfarrern an die Fa-
milie mit der B itte zu verhindern, dass ihr Amtsbru-
der in eine Reihe mit politischen Partisanen ge-
rückt werde . D er Vater, der zwei Söhne und zwei
Schwiegersöhne durch die Ge stapo verloren hatte ,
antwortete : Dietrich hätte von sich au s gewiss
nicht den Wunsch gehabt, dass sein Name auf
Straßenschildern erscheine ; andrerseits könnte e s
ab er nicht nach seinem Sinn sein, ihn von denen zu
distanzieren, mit denen er im Gefängnis und im KZ
zu sammen gelebt hab e und ge storben sei .

2 ) Maria von Wedemeyer studierte nach dem Krieg
in Göttingen Mathematik. 1 9 4 8 verließ sie das
Land , in dem Dietrich das Leb en genommen wor-
den war. In Amerika brachte sie e s zu einer fabel-
haften Karriere als Computer-Spezialistin . Mit ih-
rem vielgepriesenen Charme , ihrer Schönheit, ih-
rer Intelligenz gewann sie viele Freunde , ohne eine
letzte Einsamkeit üb erwinden zu können . Sie heira-
tete zweimal; b eide Ehen wollten nicht gelingen .
Sie staunte selb st immer wieder, wie »unglaublich
verletzlich« sie in B ezug auf Dietrich war und bis
zuletzt blieb . Nicht wie sie früher war, sondern »als
der Mensch, der ich j etzt bin« , mö chte sie gern »ne-

b en Dietrich stehen« – das hat sie sich ein Jahr vor
ihrem To d öffentlich gewünscht. Sie hat kein D enk-
mal aus ihm gemacht, ist eigene , andere als von ihm
o der von ihnen gemeinsam vorgezeichnete Wege
gegangen . Die Zwie sprache , die in den Briefen b e-
gonnen hatte , ist zu ihren Lebzeiten nicht zur Ruhe
gekommen . Maria von Wedemeyer starb an einer
schweren Kreb serkrankung am 1 6 . Novemb er
1 97 7. Auf ihrem Nachttisch lagen Dietrichs B riefe .
Freunde und Familienangehörige begleiten die
Sterbende und b erichten von dem Frieden, der um
sie war. Kurz vor ihrem To d schlägt Maria no ch ein-
mal die Augen auf und fragt ihre Schwester Ruth-
Alice von B ismarck, die die letzten Tage an ihrer Sei-
te verbrachte : »Did they bring my wedding gown?«
»Ja« , erzählt Ruth-Alice , sie hab e geantwortet: »Ja,
dein Hochzeitskleid ist da. «

HansJürgen Sch ultz war bis zu seinem Ruhestand

Chrfredakteur »Kultur« im (da maligen) Süddeut-

schen Rundfunk. Der Text ist das Man uskript eines

Vortrags, den Sch ultz am 4. April un ter dem Titel

»Sind wir noch bra uch bar? − Dietrich Bo nh oeffers

Frage an Kirche und Christen tum« in der Ph iloso-

ph isch-L iterarischen Gesellschaft Baden-Baden

h ielt.
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n D eutschland werden seit 2 0 0 Jahren −
mit kurzen vom Au sland erzwungenen Un-

terbrechungen − (junge) Männer üb er die Wehr-
pflicht zum Töten und Getötetwerden rekrutiert.
Die kaiserliche Armee , die Wehrmacht und die
Bundeswehr b erufen sich auf den preußischen Ge-
neral Scharnhorst, der die Formel geprägt hat, »j e-
der B ewohner de s Landes (sei) der geb orene Ver-
teidiger« , als geistigen Urheb er der Wehrpflicht in
D eutschland . Allerdings ist nie eine deutsche
Wehrpflichtarmee zur Verteidigung einge setzt
worden . 1 9 14 und 1 9 39 b egann D eutschland die
Weltkriege und konnte dabei dank der Wehrpflicht
Millionen von Soldaten rekrutieren .

Wehrpflicht verletzt Grundrechte

Nicht nur in die persönlichen Freiheitsrechte wird
eingegriffen; die Wehrpflicht verletzt die Würde
de s Menschen . Eingezwängt in ein strikt hierar-
chisch strukturiertes Militärsystem bleibt dem Ein-
zelnen nur das Ausführen von B efehlen, wird von
ihm To de s- und Tötungsb ereitschaft verlangt. Han-
delt er hingegen als eigenständige Person, nur sich
selb st und nicht einem Vorgesetzten verantwort-
lich, wird er mit disziplinarischen und strafrechtli-
chen Mitteln b estraft.

Wehrpflicht heißt u . a. :

� Jährlich werden mehr als 4 0 0 . 0 0 0 männliche
Jugendliche durch Einwohnermelde ämter
wehrrechtlich erfasst und ihre personenb ezo-
gene D aten an die Wehrverwaltung üb ermittelt
(Verstoß gegen das Recht auf informationelle
Selb stb e stimmung) .

� Wehrpflichtige mü ssen darüb er hinaus Infor-
mationen üb er Schule und Ausbildung, Sprach-
kenntnisse , B erufswünsche , soziale und fami-
liäre Hintergründe etc . preisgeb en (Verstoß ge-
gen das Recht auf informationelle Selb stb estim-
mung) .

� Wehrpflichtige müssen sich militär-p sycholo-
gischen und militärärztlichen Untersuchungen
unterziehen (Verstoß gegen das Recht auf
Schutz der Menschenwürde und gegen das
Recht auf informationelle Selb stb estimmung) .

� Wehrpflichtige müssen sich während des »Die-
nens« dem Prinzip von B efehl und Gehorsam
b eugen (Verstoß gegen das Recht auf Schutz
der Menschenwürde) .

� Wehrpflichtige müssen während des »Dienens«

auf gewohnte soziale Kontakte verzichten (Ver-
stoß gegen das Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit) .

� Wehrpflichtige werden zum Töten erzogen
(Verstoß gegen das Recht auf Schutz der Men-
schenwürde) .

� Wehrpflichtige werden durch den Staat dem
Getötetwerden preisgegeb en (Aufhebung de s
Rechts auf körperliche Unversehrtheit) .

� Wehrpflichtige sind in ihrer Freizügigkeit und
Reisefreiheit eingeschränkt (Verstoß gegen das
allgemeine Persönlichkeitsrecht und das Recht
auf Freizügigkeit) .

Für die se massiven Grundrechtseinschränkungen
gibt es keine sicherheitspolitische B egründung . In
den im Mai 2 0 0 3 erlassenen Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien heißt e s unter Punkt 9 : »Eine Ge-
fährdung deutschen Territoriums gibt e s derzeit
und auf ab sehb are Zeit nicht. « D as Weißbuch der
Bundesregierung vom Oktob er 2 0 0 6 erweitert die
Nichtgefährdung um das Nato-Bündnisgebiet (» . . .
b edrohliche Entwicklungen (sind) auf ab sehb are
Zeit unwahrscheinlich . «)

Wehrpflicht kriminalisiert

Die Wehrpflicht kann nur durch ein Strafsystem
aufrecht erhalten werden, das Tausende junger
Menschen kriminalisiert o der zu Obj ekten macht,
die e s offensichtlich einzusperren gilt.

Im vergangenen Jahr hab en die Bundeswehr
und das für den Zivildienst zuständige Bundesamt
insgesamt 1 . 097 Strafanzeigen wegen der D elikte
»eigenmächtige Abwesenheit« oder »Dienstflucht«
gegen Wehrpflichtige gestellt. D arüb er hinaus
wurden truppenintern 672 freiheitsentziehende
Disziplinarstrafen bis zu 2 1 Tagen D auer gegen
Grundwehrdienstleistende verhängt.

Die eingeleiteten Strafverfahren wegen wieder-
holter »Abwesenheit von der Truppe« richten sich
in 5 69 Fällen gegen wehrpflichtige Soldaten und in
9 0 Fällen gegen freiwillig Wehrdienstleistende . »Ei-
genmächtige Abwesenheit« liegt vor, wenn ein
Dienstleistender länger als drei Tage von der Trup-
pe abwe send ist. D as kann mit einer Freiheitsstrafe
von bis zu drei Jahren ge ahndet werden . Zivil-
dienstleistende wurden 4 3 8 mal wegen der straf-
rechtlichen Vorwürfe »Abwesenheit« und »Dienst-
flucht« angezeigt. Dienstflucht setzt ein dauernde s
Fernbleib en voraus und kann zu einer fünfj ährigen
Freiheitsstrafe führen .

Ralf Siemens

Der deutsche Sonderweg
Kurz und griffig: Argumente gegen die Wehrpflicht
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D as Grundge setz lässt nur die Verweigerung de s
Kriegsdienste s mit der Waffe aus Gewissensgrün-
den zu . Auch der Zivildienst ist im Rahmen der
Wehrpflicht und der zivil-militärischen Planung
ein Kriegsdienst, wenn auch ohne Waffen . Wer to-
talverweigert, kann nach wie vor mit bis zu fünf

Jahren Freiheitsentzug b e straft werden . Wer sich
der Wehrpflicht offensiv und nicht trickreich ganz
o der zum Teil verweigert, wird kriminalisiert.

Die Wehrpflicht hat nichts mit D emokratie zu
tun . Zwangsdienste entsprechen obrigkeitsstaatli-
cher Tradition .

Wehrpflicht wird angep asst

Nach 1 9 9 0 hab en die Alt-NATO-Mitgliedsstaa-
ten B elgien, Frankreich, Italien, Niederlande , Por-
tugal und Sp anien ihre Wehrstruktur auf Freiwilli-
ge umgestellt. Die USA, Großbritannien, Kanada
und Luxemburg unterhielten b ereits zu Zeiten de s
Kalten Krieges Freiwilligenarmeen . Von den nach
1 9 9 0 der Nato beigetretenen 1 0 Staaten hab en b e-
reits acht Länder die Wehrpflicht aufgegeb en bzw.
entsprechende B e schlüsse gefasst, zuletzt Polen im
Oktob er 2 0 0 6 .

Neb en der B RD wird lediglich in der Türkei,
Griechenland , Norwegen, Litauen und E stland an
der Wehrpflicht fe stgehalten . Hauptmotiv für den
Ausstieg aus der Wehrpflicht waren Wehrgerech-
tigkeitsprobleme und die politische Entscheidung,
die Streitkräfte für Au slandseinsätze zu profe ssio-
nalisieren .

Hierzulande verteidigt eine Ko alition au s
CDU/C SU, SPD und oberster Führungsriege der
Bunde swehr die Wehrpflicht verbissen . Allerdings
hab en auch sie kein Intere sse mehr an der Durch-
setzung einer wirklichen allgemeinen Wehrpflicht
und der Existenz einer Wehrpflichtarmee . Sonst
müsste wie in den 1 9 8 0er Jahren etwa j eder Zweite
eine s männlichen Jahrgangs zum Grundwehr-
dienst, b ei gegenwärtig deutlich über 4 0 0 . 0 0 0 jun-
gen Männern eine s Jahrgangs also gut 2 0 0 . 0 0 0 , ein-
berufen werden.

Auch die B efürworter der Wehrpflicht wollen
profe ssionelle Streitkräfte , um deutsche Interes-
sen kriegerisch weltweit durchsetzen zu können .
Entsprechend ist die Wehrpflicht an eine auf welt-
weite Einsätze ausgerichtete Bunde swehr ange-
p asst worden .

War in den 1 9 8 0er Jahren no ch fast j eder zweite
aktive Soldat der Bundeswehr Grundwehrdienst-
leistender, so ist ihr Anteil gegenwärtig auf unter 1 5
Prozent gesunken . (Im Oktober 2 0 0 6 waren von
2 5 3 . 39 3 Soldaten lediglich 37. 3 4 8 Grundwehr-
dienstleistende) . Nach den gültigen Planungen der
zukünftigen Personalstruktur werden von 2 5 2 . 5 0 0
Soldaten und Soldatinnen 2 2 2 . 5 0 0 Freiwillige und
3 0 . 0 0 0 Grundwehrdienstleistende sein . D amit wä-
re nicht einmal j eder Achte innerhalb der »Wehr-
pflichtarmee« Bunde swehr tatsächlich Grund-

wehrdienstleistender. Wehrpflichtarmee Bundes-
wehr? Die Wehrpflicht ist längst schon kein struk-
turb estimmende s Merkmal der Streitkräfte mehr.

Wehrungerechtigkeit

»Nach den Vorgab en des Grundge setzes hab en
grundsätzlich alle männlichen Staatsbürger einen
B eitrag zur Sicherheit und Verteidigung unsere s
Landes zu leisten« , ist dem Weißbuch zu entneh-
men . Kein Grundsatz ohne Au snahme , so auch hier.
Allerdings ist die Ausnahme der Grundwehrdienst,
und die Regel die Ausmu sterung, das Nichtgemu-
stertwerden oder das Ab solvieren eine s Ersatz-
dienstes .

D a der Personalersatzb edarf an Wehrpflichti-
gen drastisch gesenkt wurde , die Jahrgangsstärken
seit Jahren b ei deutlich üb er 4 0 0 . 0 0 0 männlichen

Jugendlichen liegen, kann die Bundeswehr nur
noch einen kleinen Teil eines Jahrgangs ausschöp-
fen . D amit verbunden ist eine Kollision mit der
grundgesetzlichen Norm der Gleichb ehandlung
au s Artikel 3 de s Grundge setze s . Wenn e s eine
Wehrpflicht gibt, muss sie »gerecht« organisiert
sein . Die »Wehrgerechtigkeit« ist eine verfassungs-
rechtliche Voraussetzung der Wehrpflicht.

Wehrgerechtigkeit ist für die Bunde sregierung
herge stellt, wenn der überwiegende Anteil der
Dienstfähigen auch zum Dienst herangezogen
wird . Was tun, wenn nun j ede s Jahr weit üb er
4 0 0 . 0 0 0 Männer wehrpflichtig werden und nur
ein geringer Teil zum Dienst in der Bunde swehr
einb erufen werden kann?

Zehntausende werden einfach nicht zur Muste-
rung geladen . D en Jahrgängen 1 9 8 4 bis 1 9 8 6 gehö-
ren 1 , 3 Millionen Männer an . Ab er nur 1 , 1 3 Millio-
nen Musterungen wurden von 2 0 0 3 bis 2 0 0 5
durchgeführt, und darunter waren neb en Erst−
auch erneute Musterungen . Schon fallen mindes-
tens 2 0 0 . 0 0 0 Wehrpflichtige durch die Wehr-
pflichtmaschen .

Die zweite Stellschraub e ist die Ausmusterung .
2 0 0 3 waren no ch 8 1 Prozent Gemusterte »wehr-
dienstfähig« , 2 0 0 5 nur noch 5 7 Prozent. Schon sind
von üb er 4 0 0 . 0 0 0 Wehrpflichtigen nicht mehr
3 0 0 . 0 0 0 , sondern nur noch 2 0 0 . 0 0 0 zum Wehr−
o der Zivildienst einberufb ar.

Gegenwärtig gilt die Fau stregel : Rund zwei Drit-
tel eine s Jahrgangs brauchen nicht zu dienen, j eder
Fünfte leistet Zivildienst, lediglich j eder Zehnte
leistet den grundge setzlich vorge sehenen »Regel-
dienst« namens Wehrdienst. D as Dienen in der Ar-
mee ist zur Ausnahme geworden .

Wehrpflichtdogma

Die Wehrpflicht hab e sich »uneingeschränkt b e-
währt« , garantiere eine »hohe Professionalität und
gesellschaftliche Integration« , sichere ein »umfang-
reiches Potenzial schnell verfügb arer Kräfte zum
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Schutz D eutschlands« und schaffe eine »Grundlage ,
um geeigneten Nachwuchs an länger dienenden
Soldaten« zu erhalten (Weißbuch 2 0 0 6) .

Eine sicherheitspolitische Legitimation der
Wehrpflicht bleibt das Weißbuch schuldig. In der
Regel b erufen sich Militärs und »Wehrexperten«
der SPD/CDU/C SU in ihrem beharrlichen Festhal-
ten an der Wehrpflicht auf auch die im Weißbuch
vorgebrachten Gründe : Ohne Wehrpflicht würden
ausgebildete Reservisten für Krisenzeiten fehlen
und e s drohe eine ge sellschaftliche Abkoppelung
der Bunde swehr, denn die Wehrpflicht garantiere
eine ge sellschaftliche Kontrolle und Integration
der Streitkräfte .

D a e s selb st au s Sicht der Militärs auf ab sehb are
Zeit keine militärische B edrohung bundesdeut-
schen Territoriums und de s Bündnisgebietes gibt,
entfällt die B egründung für eine in Krisenzeiten
schnell mit ausgebildeten Re servisten aufzufüllen-
de Bunde swehr, j edenfalls zu Verteidigungszwec-
ken . Andersherum : Nur weil vielleicht, eventuell,
irgendwo auf der Welt o der aus dem All von Außer-
irdischen in 2 0 o der 4 0 Jahren o der auch gar nicht,
eine solche B edrohung auftreten könnte , mü ssen
bis dahin Millionen von jungen Staatsbürgern »die-
nen« .

Auch von kritischer Seite kommt häufig der Ein-
wand , dass die Wehrpflicht eine Kontrolle der
Streitkräfte garantiere . D ie ses Argument wird
durch ständige s Wiederholen nicht richtiger.
Wehrpflichtige üb en grundsätzlich keine Kontroll-
funktion aus . Sie dienen auf der untersten Eb ene in-
nerhalb der strikten militärischen Ordnung : Sie
werden erzogen zum Grüßen, B ettenmachen, zum
militärisch richtigen Gehen, Reinemachen, Mel-
dungmachen, Strammstehen, Töten − kurzum : zum
Gehorchen . Die ses militärische Prinzip ist denkb ar
ungeeignet, Rekruten eine Kontrollaufgab e zuzu-
weisen . Sie kommen in eine für sie fremde , nach au-
ßen abge schottete Welt, werden aus ihren sozialen
B eziehungen gerissen und lernen, dass sie erst mal
alles falsch machen und selb st nichts mehr zu mel-
den hab en .

Ab er selb st unterstellt, Wehrpflichtige könnten
eine Kontrollfunktion au süb en, wäre die s mit der
gegenwärtigen Wehrpflichtpraxis nicht möglich .
Die Bundeswehr hat b ereits vorJahren den Charak-
ter einer Freiwilligenarmee angenommen . Wenn
wie gegenwärtig nur no ch j eder siebente , zukünf-
tig j eder achte Soldat Grundwehrdienstleistender
ist, wenn gerade in den für weltweite Interventio-
nen vorge sehenen schnell verfügb aren Einheiten
der »Eingreifkräfte« ausschließlich Freiwillige die-
nen, erübrigt sich die se s Argument. Außerdem
bringen diej enigen, die sich heute noch zum Wehr-
dienst einb erufen lassen, in der Regel gegenüber
der Bunde swehr nicht das nötige kritische B e-
wusstsein mit, sich mit militärischen Strukturen
und Normen auseinander zu setzen o der gar zu wi-
dersetzen . D ort, wo eine gesellschaftlichen Kon-

trolle am notwendigsten wäre , sind Wehrpflichtige
nie präsent: in Kommando stäb en und Führungszir-
keln .

D as immer noch zu vernehmende Argument,
Wehrpflichtige würden auch vor gefährlichen
o der riskanten Auslandseinsätzen schützen, ist an-
ge sichts der deutschen Militärgeschichte ein-
schließlich derj enigen der Bunde swehr geradezu
abenteuerlich . Die Teilnahme an den Kriegseinsät-
zen gegen Jugo slawien 1 9 9 9 und in Afghanistan
seit 2 0 0 1 sowie die aktive Unterstützung des Krie-
ge s gegen den Irak 2 0 0 3 wurden nicht durch wehr-
pflichtige Soldaten kritisiert, sondern nur verein-
zelt durch Zeit- und B erufssoldaten . Außerdem hat
der politische Entscheidungsträger b estimmt, dass
Grundwehrdienstleistende nicht zu Auslandsein-
sätzen abkommandiert werden (was allerdings
rechtlich möglich wäre) . D e shalb dienen Wehr-
pflichtige auch nicht in den Interventionseinhei-
ten .

Bleibt das Argument, die Wehrpflicht sichere
den Nachwuchs an »geeigneten« Freiwilligen . Die-
ses Argument verweist auf eine zivilisatorische Ent-
wicklung in D eutschland . D enn in der Tat wenden
sich Wehrpflichtige von der Bunde swehr ab , j e hö-
her ihre schulische o der b erufliche Qualifikation
ist. Ab er deshalb das Zwangssystem der Wehr-
pflicht aufrecht zu erhalten, kann weder verfas-
sungsrechtlich no ch demokratietheoretisch B e-
stand hab en . Auch gibt es Rekrutierungsprobleme
trotz b estehender Wehrpflicht. So wurden mit dem
1 . Oktob er 2 0 0 6 die Anforderungen »für freiwillig
länger dienende Wehrpflichtige« hinsichtlich der
sozialen Kompetenz und B elastb arkeit herabge-
setzt, und ab 2 0 07 werden nur no ch Offiziersan-
wärter p sychologisch auf ihre Eignung untersucht.

Wehrpflicht militarisiert

S achliche Gründe sind e s nicht, die die Wehr-
pflichtab schaffung verhindern . E s scheint insb e-
sondere eine deutsche Tradition zu sein, das Die-
nen in der Armee als » Schule der Nation« zu b egrei-
fen . Jeder, der dient, akzeptiert den staatlichen Ge-
waltapp arat Militär, j eder, der der Aufforderung
nachkommt, sich militärärztlich untersuchen zu
lassen, akzeptiert dadurch die damit verbundenen
Grundrechtseinschränkungen . D er Einzelne wird
an die Existenz de s Militärs gewöhnt, soll das Militä-
rische als etwas »Normales« erfahren und b egrei-
fen . Und derj enige , der dient, wird militärisch so-
zialisiert, b egreift militärische Gewalt als etwas
Normales , trägt militarisierte Verhaltensweisen
und militarisiertes D enken aus der Kaserne heraus .
Wehrpflichtige demokratisieren nicht die Armee ;
umgekehrt wird ein Schuh drau s : Wehrpflichtige
militarisieren das Zivilleben und tragen dazu b ei,
Militär und militärische s Handeln als selb stver-
ständlich hinzunehmen . Die Einwirkung militäri-
scher Werte trifft auf Menschen, die sich in der Re-
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gel no ch in einer sensiblen Phase ihrer Persönlich-
keitsfindung befinden . D ab ei spielt die Vermitt-
lung traditioneller M ännlichkeitsbilder eine große
Rolle : Gewalt, Ehre , Tapferkeit, Mut, Vaterland .

Die anhaltenden Rekrutierungsprobleme der
USA verweisen auch no ch auf ein andere s Wehr-
pflicht-immanentes Argument, nicht offen ausge-
spro chen, ab er manifest. Führt eine Armee keinen
»Verteidigungskrieg« , sondern den schmutzigen
Krieg eine s B esatzungsmacht, wird der p atrioti-
sche o der nationalistische Kitt zu rissig, als dass
sich Männer in genügender Anzahl freiwillig als
Soldat melden o der b ewerben . Eine Freiwilligenar-
mee ist auf die freiwillige Verpflichtung von Solda-
ten angewie sen . Ein Wehrpflichtsystem kann den
Personalersatz für »Ausfälle« durch To d und Ver-
wundung eigener Soldaten − die B edeutung de s
Wortes »Wehrersatzwesen« wird offensichtlich −
flexibler ausgleichen . Für soldatische Grundleis-
tungen wie B ewachungs- und Sicherungsaufgaben
bedarf es keiner ho chqualifizierten Spezialisten .
D enen kommt der Angriff auf den Gegner und die
Erob erung eines Gebiete s zu . Die ses Gebiet dann
ab er militärisch zu kontrollieren, b edarf es vor al-
lem einer großen Anzahl von B e satzungssoldaten .
D abei gilt die Faustregel 2 0 Soldaten pro 1 . 0 0 0 Ein-
wohner. Die s hieße b eispielsweise für Afghanistan
eine Streitmacht von etwa 5 0 0 . 0 0 0 Soldaten !

Fazit

Wehrpflicht dient dem Zweck, für das Militär und
für militärisches Handeln eine gesellschaftliche
Unterstützung zu schaffen . Wehrpflicht ist ein Mit-
tel, um die B evölkerung auf Krieg einzu stimmen .

Und weiterhin ist die Wehrpflicht ein Kriegs-
führungsmittel . D er deutsche Sonderweg, die Ver-
knüpfung mo derner und glob al ausgerichteter
Streitkräfte mit der Wehrpflicht, ist gefährlich . Wer
seine Streitkräfte auf Au slandseinsätze , auf Kriege
zur Durchsetzung vornehmlich wirtschaftlicher
Intere ssen ausrichtet, und gleichzeitig die Wehr-
pflicht aufrecht erhält, schafft sich ein Instrument
zur Führung langanhaltender und großer kriegeri-
scher Auseinandersetzungen .

D e shalb kann aus friedenspolitischen und men-
schenrechtspolitischen Gründen die Forderung
nur lauten : ersatzlo se Ab schaffung der Wehr-
pflicht. Eine einfache Mehrheit im Bundestag ge-
nügt, um zuminde st die Aussetzung der Wehr-
pflicht zu erreichen .

Ralf Siemens ist Mitarbeiter der A rbeitsstelle Frie-

den und A brüstung (www. asfra b. de). Dieser Text

ist im No vember 2006 als Positio nenpapier 3 der

A rbeitsstelle ersch ienen.
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einen ganz herzlichen D ank an die Interna-
tionale Liga für Menschenrechte , dass Sie

sich entschieden hab en, auch mich mit der C arl-
von-O ssietzky-Medaille auszuzeichnen . Die s ist für
mich eine ganz be sondere Ehre . Vielen D ank auch
an Jürgen Ro se für die Laudatio , ab er ich hab e nur
meine Pflicht als Soldat und Christ getan .

Sie b elohnen nicht nur meine damalige Ent-
scheidung zugunsten meine s Diensteides , sondern
b ewirken damit auch, dass meine persönliche Mei-
nung, meine Anklage gegen die fatalen Zustände ,
öffentlicher wird .

Ich bin daher auch dankb ar, die folgenden Wor-
te , die ich mit meinem D ank verbinde , an die Öf-
fentlichkeit richten zu dürfen . Die Tat eine s Einzel-
nen vermag nämlich keine Angriffskriege zu stop-
pen . Auch die Mahnung, die ich nun aussprechen
mö chte , wird b e stenfalls ein b escheidener B eitrag
zum Frieden sein . D ennoch mö chte ich die Gele-
genheit nutzen und versuchen, den Ein- o der Ande-
ren zum Mitmachen zu ermutigen . Verstehen Sie
bitte meine Vorwürfe gegen die Kriegsb efürwor-
ter als eine Friedenserklärung an den Staat.

Auch ich spreche natürlich nur als Privatperson,
nicht in meiner Funktion als Maj or im S anitäts-
dienst der Bundeswehr. E s b e steht b e stimmt keine
Gefahr, dass ich mich mit dem so genannten Vertei-
digungsministerium, mit Leuten, die die Mitwir-
kung an Mord und Totschlag sowie die Vorb erei-
tung von Angriffskrieg nicht ablehnen, identifizie-
re . Um unumwunden Klartext zu reden : Leute , die
auch in völkerrechtswidrigen Angriffskriegen Hil-
fe von mir erwarten, die Soldaten wie mich auffor-
dern, das Grundgesetz in die sem Punkt zu missach-
ten, sind für mich irrelevant. Ich nehme sie als Vor-
ge setzte gar nicht mehr ernst.

Alle wussten, dass der
Irak-Krieg völkerrechtswidrig ist

Die Drohungen gegen mich mit Entlassung bzw.
D egradierung musste ich damals zwar sehr ernst
nehmen, nicht ab er die Verkünder selb st, also nur
ihre Macht, nur ihre Uniform . Vorsätzliche Nöti-
gung genügt natürlich nicht, mich mit Re spekt zu
erfüllen und Gutes zu reden üb er diese Leute , die
mir einreden wollten, ich sollte nicht mehr prüfen,
ob ich an Verbrechen b eteiligt bin .

Indem meine damaligen Vorge setzten von mir
verlangten wegzusehen, haben sie j a nicht nur den

Irak-Krieg b egünstigt, der schon damals nach der
herrschenden juristischen Meinung in D eutsch-
land ein ungesetzlicher Angriffskrieg war. Die se
Leute hab en durch die Aufforderung, das Ge setz zu
ignorieren, sogar offen zu erkennen gegeb en, dass
sie den Irak-Krieg für ein Verbrechen halten . Wer
nämlich glaubt, nur Gute s abzuverlangen, der sagt
wohl nicht: »Schauen Sie weg, denken Sie nicht da-
rüb er nach ! « − Er wird statt dessen sagen : »Sehen Sie
do ch her, hören Sie do ch zu ! «

Meinen Vorgesetzten war also nachweislich b e-
wusst, dass zumindest ich zum richtigen Ergebnis
kommen werde , wenn ich die Rechtslage (wie ge-
setzlich vorgeschrieben) prüfe . Auch der so ge-
nannte Rechtsb erater, der mich einseitig b eriet,
hatte auf meine Frage , was denn p assiere , wenn ich
mich bis zuletzt konsequent an das Recht halte ,
nicht mitmache und vor Gericht Recht b ekomme ,
ge antwortet : »D ann sind Sie ein Held« . Er wusste ,
wie Rechtstreue wirkt. Wäre er von der Verwerf-
lichkeit meine s Handelns ausgegangen, hätte do ch
auch er anders geantwortet, z . B . : »Sie können gar
nicht Recht b ekommen, weil dieser Krieg sauber
ist. «

Alle wu ssten wohl, dass solche Kriege ein Ver-
brechen sind , dass nur Macht gegen Recht und Mo-
ral stand . Hätte ich mich nach solcher Klärung der
Lage etwa zum Mörder machen sollen, nur weil das
möglicherweise b equemer gewe sen wäre ? Sicher
nicht. Man braucht wohl außerdem nicht sonder-
lich viel Mut in einem Rechtsstaat, in dem man auf
relativ unabhängige Gerichte vertrauen kann, in
dem man als Kritiker normalerweise nicht zum
Krüppel geprügelt wird , nicht vergiftet und auch
nicht ohne Anwalt anonym in eine Geheimdienst-
vollzugsanstalt verschleppt und gefoltert wird . Ich
bin somit kein Held , zwar ein rechtstreuer und got-
tesfürchtiger Soldat de s alten Europ a − ab er kein
Sold-Mörder.

Ich mu ss den damaligen Verantwortlichen da-
her fast schon danken, dass sie Recht und Ge setz so
unverhohlen mit Füßen getreten und so konse-
quent verwerflich gehandelt haben . Hätte ich bei
diesen Leuten die Üb erzeugung fe ststellen mü s-
sen, dass sie einen guten Grund hatten, meine Mit-
arb eit zu verlangen, und hätten Sie nicht auch den
B ruch de s Wehrstrafge setzes ganz unverblümt ver-
langt, hätte ich wohl länger prüfen müssen und wä-
re die Entscheidung schwieriger gewesen, hätte
mehr Mut abverlangt. So hatte ich keine Wahl .
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Würdigung einer Gewissensentscheidung
Rede zur Verleihung der Carl-von-Ossietzky-Medaille



29

1 2
I V/ 2 0 0 6

Natürlich empfinde ich nicht wirklich D ankb ar-
keit diesen Leuten gegenüb er. Meinen heutigen un-
mittelb aren Vorge setzten, auch den nächsthöhe-
ren gegenüb er, allerdings schon, das will ich hier
auch erwähnen . Diese hab en mich, im Gegensatz
zu den damaligen (im übrigen schon lange vor dem
Urteil de s Bundesverwaltungsgerichts im Juni
2 0 0 5 ) nicht nur moralisch unterstützt, einer hat
mir sogar schriftliche Zitate zum Vorrang des Ge-
wissens üb ergeb en, weil er glaubte , dass schon
meine moralische B egründung vor Gericht ausrei-
chen werde . Wie wir heute wissen, hatte er Recht.
Ich mö chte an dieser Stelle ab er auch allen anderen
Organisationen und Einzelnen danken, die sich ge-
gen die Zerstörung unseres kulturellen Funda-
ments und für den Erhalt der Würde de s Menschen
engagieren . Sie sind der B eweis, dass sich solcher
Einsatz lohnt. Wegen Ihnen war ich gerne Soldat.
Ich schließe hier ausdrücklich alle Radikal-Pazifis-
ten ein, die ich verstehe , auch wenn sie oft belä-
chelt werden .

E s ist auf der anderen Seite sehr schade , dass der
Verteidigungsminister ein Papier herausgegeben
hat, das Richterschelte b etreibt, mir unterstellt, ich
hätte keine existenziellen Gewissensgründe ge-
habt, und sogar in völlig ab stru ser Weise von mir
verlangt, ich solle auch im Fall b efohlener völker-
rechtswidriger Angriffskriege gehorchen, anstatt
nach dem letztinstanzlichen Urteil nun einzugeste-
hen, dass ich ein Gewissen hatte , hab en durfte , und
dass e s Vorrang vor solchen ungesetzlichen Krie-
gen hat.

Tote Iraker sind
für US-Präsident Bush kein Problem

Nach unserem Grundgesetz ist die Würde de s Men-
schen unantastb ar. D ass meine Würde mit Füßen
getreten und ich als schlechter Soldat hingestellt
werde , ist dab ei no ch relativ harmlo s . D ass alle ein-
fachen Soldaten auch in unge setzlichen Angriffs-
kriegen gehorchen sollen, halte ich j edo ch für ei-
nen gravierenden Fehler, sogar für ein Verbrechen .
Auf B efehl in Angriffskriege wie den Irak-Krieg zu
folgen − nicht weniger verlangt das Ministerium in
Fällen wie dem meinen no ch heute − heißt do ch
vor allem, dass das Recht auf Leben und körperli-
che Unversehrtheit, also elementare Menschen-
rechte , einfach geopfert werden soll . In dem durch
die USA im Irak ausgelö sten Krieg heißt das inzwi-
schen mehr als 1 5 0 . 0 0 0 Tote und no ch viel mehr
Gefolterte und Verstümmelte . Die Iraker sind of-
fenb ar ein Problem . Keine Iraker sind für die Bush-
Administration offenb ar kein Problem . Wo bleibt
da die Bindung an Recht und Gesetz? Soll weltwei-
ter Angriff aufgrund von Lügen zur D emokratie
führen? Ich verstehe etwas andere s unter D emo-
kratie , vor allem b ei uns , wo der Friede das Wahlver-
sprechen war und ein Anteil der B evölkerung ir-
gendwo zwischen 9 0 und 9 9 Prozent die B eteili-

gung an solchen Verbrechen als Mittel zum ver-
meintlichen Wohl ablehnte .

Wir Soldaten haben früher gelernt, das Völker-
recht hab e Vorrang vor nationalen B efehlen . Nach
dem Völkerrecht war der Irak-Krieg verb oten . Ist
ein Angriff nur auf Grund von Intere ssen, ab er
ohne zuvor selb st angegriffen worden zu sein, nun
Bürgerpflicht, o der bleibt er, auch wenn ein Bünd-
nisp artner darum bittet, Mord und Totschlag? D as
bleibt Mord - und zwar auch dann, wenn wir glau-
b en, keine Angst mehr hab en zu mü ssen, unmittel-
b ar in einen Krieg verwickelt zu werden, weil wir
den Angegriffenen etwa für relativ schwach halten .

Mord und Totschlag sind immer verwerflich,
auch ohne für sich selb st Nachteile b efürchten zu
müssen . D ab ei sehen wir do ch b ereits deutlich die
Folgen : Wir können inzwischen nicht einmal mehr
mit einer Tüte Milch in ein Flugzeug steigen . Unse-
re Freiheit geht verloren . Von Recht und Moral,
dem Fundament unserer Ge sellschaft, ganz zu
schweigen . Dies nicht, weil uns ein Militärp akt b e-
drohen würde , sondern nur, weil wir den Terror
der Starken gegen die Schwachen unterstützen
und nun zu Recht fürchten, dass der Krieg der
Schwachen gegen die Starken, den wir in Form von
Terror zurück erhalten (siehe Madrid , London
u sw.) , allmählich auch uns vermehrt trifft − weil
wir immer weiter hineinschlittern .

Was soll die Entmenschlichung von Gefangenen
und die B ewachung von Foltergefängnissen durch
deutsche Soldaten? Will die Bunde sregierung etwa
als nächstes die Pflicht zur Erob erung unserer Roh-
stoffe in Artikel 3 de s NATO-Vertrags festschreib en
lassen o der vielleicht einfach nur nichts wissen
wollen, was j a auch eine Metho de ist, Kriegsverbre-
chen wie in Falludscha zu b egünstigen? Man kann
dann ganz in Ruhe die B omb er weiter b etanken .
Wir diskutieren inzwischen ganz offen, ob wir den
Iran konventionell o der atomar angreifen sollten,
weil es j a sein könnte , dass er irgendwann das glei-
che Recht fordert, das sich andere in der Region,
wie Israel, Indien oder Pakistan schon herausge-
nommen hab en .

Aus dem Teufelskreis
der Menschenverachtung ausbrechen

Nach dem Willen eines unserer Minister sollten
Folterge ständnisse legal verwertb ar werden . D as
versteht er offenb ar unter Menschenrechten . Wer
nun glaubt, das Bunde samt für Verfassungsschutz
werde unser Grundge setz hüten, der wird fe ststel-
len müssen, dass dort auch schon die Heinzelmänn-
chen sitzen, die am Ge setz sägen . Sogar der Präsi-
dent de s Bunde samtes für Verfassungsschutz lehn-
te sich kürzlich aufgrund der herb ei gebombten
B edrohungslage aus dem Fenster für eine Legalisie-
rung der Verwendung von rechtswidrig und un-
menschlich erpre ssten − natürlich damit auch fal-
schen − Ge ständnissen . Wer diese grundsätzlich
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verwenden will, ist ein kleiner Perverser − und ein
dümmlicher dazu , der das Signal aussendet, er sei
ansonsten hilflo s und am Ende . D amit erklären sol-
che Leute nur ihren intellektuellen und morali-
schen B ankrott.

Lassen Sie uns den Teufelskreis aus Menschen-
verachtung und gleichermaßen rechtswidrigen
und unmoralischen Folgen durchbrechen ! Mit so
einem App arat, der den Rechtsbruch der Mächti-
gen b esser zu schützen scheint als das Recht der
Schwachen, der sich vorb ehält, auch dort einen so
genannten Kreuzzug zu führen, wo er nicht b e-
droht war, für den die Verteidigung von Intere ssen
das Recht einschließt, seine Soldaten auch zu An-
griffskriegen zu zwingen, ist b ei Licht b etrachtet
do ch auf D auer kein Staat zu machen . Glaub en wir
nicht den falschen Propheten . Wir sind stark und
zahlreich genug. In D eutschland sind wir mehr als
9 0 Prozent. Nicht nur das Recht, auch die Moral ist
zudem ganz auf unserer Seite . Die USA setzen nach
ihrem » stopp lo ss«-Gesetz inzwischen sogar
zwangsweise Soldaten in ihrem Krieg ein, wenn Sie
so wollen »Kampfsklaven« .

Selb st das nützt ihnen nichts . Sie ernten nur im-
mer mehr Widerstand . Wo keine Flächenb omb ar-
dements erfolgen und keine Ho chzeitsge sellschaf-
ten in die Luft ge sprengt werden, nur weil ein Ter-
rorist darunter sein könnte , gibt e s dagegen viel we-
niger Widerstand . Nicht Machtau sübung, Verteufe-
lung und Terror führen zum Frieden . Nein . Gerech-
tigkeit, Freundschaft und Friede verringern den
Terror. Machen wir also die Lüge zum ersten Opfer
im Frieden ! Handeln wir konsequent !

Ich fordere alle Bürger auf, künftig nur noch Par-
teien zu wählen, die sich nicht an Angriffskriegen
b eteiligt hab en und dies für die Zukunft auch au s-

Jürgen Rose

»Globale Verteidigung«
Von der Entgrenzung des militärischen Auftrags
und der Freiheit des Gewissens

F or u mPazi fi s mus

F or u m Pazi fi s-
mus

drücklich au sschließen . Ich bitte alle meine Kame-
raden : Verweigern Sie alle B efehle zur Mithilfe an
Angriffskriegen . Angriff ist immer abzulehnen .
D ass die Vorb ereitung von Angriffskriegen verbo-
ten ist, geb en die Kriegstreib er j a selb st zu . Glau-
b en Sie nicht den unverbindlichen Lügen, Sie müss-
ten an b ereits b egonnenen o der durch Sie nicht
vorb ereiteten Verbrechen als Komb attant mitwir-
ken . B eteiligen Sie sich nicht einmal an der Disku s-
sion, ein andere s Land zu üb erfallen, ohne dass die-
ses zuvor den Frieden gebro chen hat. Ich j edenfalls
antworte denen, die mich zwingen wollen, auch an
Angriffskriegen wie dem Irak-Krieg mitzuwirken,
Leuten, die ich unumwunden »Verbrecher« nenne ,
nur: »Nein − D er Friede sei mit Ihnen ! «

Allen Übrigen rufe ich dagegen zu : »Ja − D er Frie-
de sei mit Ihnen ! Vielen D ank ! «

Florian Pfaff ist Major bei der Bundeswehr. Wäh-

rend des Irak-Kriegs war er der (so weit bekann t)

einzige Bundeswehroffizier, der Befehle zur Un ter-

stützung des Krieges der USA und ihrer Verbünde-

ten verweigerte. Er war dara ufh in degradiert wor-

den (vgl.F or u mPazi fi s mus 01, S. 40ff.). Mit einem

A ufsehen erregenden Urteil revidierte das Bundes-

verwaltungsgerich t diese En tscheidung m it der

Begründung frei, dass die Verweigerungshand-

lungen Pfaffs während des völkerrech tswidrigen

A ngriffskrieges durch das Grundrech t der Gewis-

sensfreiheit gedeckt waren (vgl. F or u m Pazi fi s-
mus 0 7, S. 9ff.). Pfaffwurde in diesemJahr vo n In-

tern tio nalen L iga für Menschenrech te die Carl-

vo n-Ossietzky-Meda ille verlieren. Dieser Text ist

das Ma n uskript seiner Dankesrede nach der Ver-

leih ung am 1 0. Dezem ber, dem in terna tio nalen

Tag der Menschenrech te, in Berlin.
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Die größte Feigheit besteh t darin, einem Befehl zu

geh orchen, der eine m oralisch n ich t zu rech tferti-

gende Handlungfordert.

Ramsey Clark, ehemaliger US-Justizm in ister

an mag e s kaum glaub en, ab er schlu ssend-
lich ist es nach Jahre dauernden, zähen Ge-

burtswehen der Bundesregierung am 2 5 . Oktober
dieses Jahres do ch no ch gelungen, das seit langem
üb erfällige neue »Weißbuch zur Sicherheitspolitik
D eutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr«

zu verab schieden . Endgültig fe stge schrieb en wird
darin die »Transformation« der Bundeswehr von ei-
ner klassischen Ab schreckungs- und Verteidi-
gungstruppe zur po stmo dernen Interventions-
und Angriffsarmee mit glob alem Auftrag ganz so ,
wie dies b ereits im 1 9 9 4 unter der Ägide de s dama-
ligen Bundesverteidigungsministers Volker Rühe
herausgegeb enen Vorgängerdokument angelegt
war. D er Schlüsselbegriff zum Verständnis die ser
Entwicklung lautet: Entgrenzung − und zwar in
vielfacher Hinsicht. Zunächst manifestiert sich die-
se in einem geographisch wie inhaltlich »glob ali-
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sierten« Sicherheitsbegriff, zu dem im Weißbuch
2 0 0 6 au sgeführt wird : »D eutschlands Sicherheit ist
untrennb ar mit der politischen Entwicklung Euro-
p as und der Welt verbunden . D em vereinigten
D eutschland fällt eine wichtige Rolle für die künfti-
ge Ge staltung Europ as und darüb er hinaus zu . «

Nahezu b eliebig, quasi allumfassend dehnen die
Weißbuch-Verfasser das Verständnis von Sicher-
heit aus : »Nicht in erster Linie militärische , sondern
gesellschaftliche , ökonomische , ökologische und
kulturelle B edingungen, die nur in multinationa-
lem Zusammenwirken b eeinflu sst werden kön-
nen, b e stimmen die künftige sicherheitspolitische
Entwicklung. Sicherheit kann daher weder rein na-
tional no ch allein durch Streitkräfte gewährleistet
werden . Erforderlich ist vielmehr ein umfassender
Ansatz, der nur in vernetzten sicherheitspoliti-
schen Strukturen sowie im B ewusstsein eines um-
fassenden gesamtstaatlichen und glob alen Sicher-
heitsverständnisses zu entwickeln ist. «

Mit diesem rhetorischen Kunstgriff einer tauto-
logischen Ausweitung de s Sicherheitsb egriffs wird
versucht, dem angesichts der real existierenden
weltpolitischen Problemlagen ernüchternd inef-
fektiven militärischen Instrumentarium eine Legi-
timität zu b ewahren, die eigentlich längst ob solet
geworden ist.

Zugleich werden die bislang vom Grundgesetz
vorgegeb enen strikten verfassungsrechtlichen
Schranken, denen die Sicherheitspolitik D eutsch-
lands unterworfen ist, im Weißbuch zu lediglich
noch zu b eachtenden »Orientierungspunkten« re-
lativiert. B esonders problematisch muss dies im
Hinblick auf die unab dingb ar geltenden Verfas-
sungsnormen der unmittelb aren Völkerrechtsbin-
dung sowie des Friedensgeb otes erscheinen . Eb en-
so entgrenzt werden die »Interessen deutscher Si-
cherheitspolitik« . In diesem Kontext ist unter ande-
rem die Rede von »glob alen Herau sforderungen,
vor allem der B edrohung durch den internationa-
len Terrorismu s und die Weiterverbreitung von
M assenvernichtungswaffen« , der zu b egegnen ist,
der » Stärkung der internationalen Ordnung« sowie
last not le ast vom »freien und ungehinderten Welt-
handel als Grundlage unseres Wohlstands« , den e s
zu fördern gilt.

D ementsprechend glob al gestaltet sich auch der
neue Auftrag für die deutschen Streitkräfte . So si-
chert die Bundeswehr primär die »außenpolitische
Handlungsfähigkeit« , was immer darunter zu ver-
stehen sein mag, und leistet einen »B eitrag zur Sta-
bilität im europ äischen und glob alen Rahmen« .
D er klassische Auftrag zur Lande s- und Bündnisver-
teidigung entfällt zwar nicht völlig, genießt inde s
unmissverständlich lediglich sekundäre B edeu-
tung .

Völlig konsequent findet sich an ob erster Stelle
des im aktuellen Weißbuch definierten Aufgab en-
katalogs für die deutschen Streitkräfte die » [ i ] nter-
nationale Konfliktverhütung und Krisenbewälti-

gung einschließlich de s Kampfes gegen den inter-
nationalen Terrorismu s« , und erst dahinter ran-
giert der » Schutz D eutschlands und seiner B evölke-
rung« .

Diese nahezu ausschließliche Fixierung auf In-
terventionseinsätze zur »Konfliktb ewältigung und
Krisenreaktion« spiegelt sich auch in der Struktur
der Bunde swehr wider. So sind für den »Einsatz von
Waffengewalt im Rahmen streitkräftegemeinsa-
mer vernetzter Operationen hoher Kampfinten-
sität« − so lautet der Orwell' sche Neusprech für den
Terminus »Krieg« im po stmodernen Militärj argon
tatsächlich − insgesamt 3 5 . 0 0 0 SoldatInnen vorge-
sehen, davon 1 5 . 0 0 0 für die »NATO Response For-
ce« , 1 8 . 0 0 0 für den gemäß dem »European Headli-
ne Go al« zuge sicherten deutschen B eitrag zur euro-
p äischen Eingreiftruppe , 1 . 0 0 0 für die Vereinten
Nationen entsprechend dem »UN Standby Arrange-
ment System« sowie 1 . 0 0 0 für nationale Rettungs-
und Evakuierungseinsätze (dahinter verbirgt sich
vornehmlich das Kommando Spezialkräfte − KSK) .

Weltweit befindet sich die Bunde swehr derzeit
in elf unterschiedlichen Missionen mit circa 9 . 0 0 0
SoldatInnen im Einsatz, im Schwerpunkt auf dem
B alkan und in Afghanistan mit j eweils einer Kopf-
stärke von knapp 3 . 0 0 0 . Insgesamt hab en seit 1 9 9 2
mittlerweile etwa 2 0 0 . 0 0 0 Bundeswehrangehöri-
ge an Auslandseinsätzen teilgenommen . Hierfür
hat der deutsche Steuerzahler bis dato mehr als
9 Milliarden Euro b erappt. Einen nicht geringen
Preis hat ab er auch die Truppe selb st bezahlt, der-
gestalt dass bis heute 64 Soldaten b ei diesen Einsät-
zen ums Leb en kamen sowie Tau sende verletzt und
verwundet wurden . Hunderte SoldatInnen leiden
zudem nachgewie senermaßen an po sttraumati-
schen B elastungsstörungen, wobei von einer ho-
hen Dunkelziffer ausgegangen werden mu ss .

Leipzig schafft Klarheit

Ange sichts der vorstehend skizzierten hochproble-
matischen Entwicklung der deutschen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik sowie der b eschrieb e-
nen »Transformation« der Bundeswehr scheint e s
dringend angebracht, einen Blick auf die völker-
und verfassungsrechtlichen Grundlagen zu rich-
ten, auf denen das militärische Instrumentarium
der Bunde srepublik D eutschland ruht und die im
Hinblick auf den Gebrauch desselben zu b erück-
sichtigen sind .

Dies legt zudem nicht zuletzt der Aufsehen erre-
gende Rechts- und Gewissenskonflikt nahe , in den
ein Bundeswehrmaj or geraten war, nachdem die
rot-grüne Bunde sregierung unter Führung Ger-
hard Schrö ders die Bunde swehr angewie sen hatte ,
vielfältige und umfangreiche Unterstützungsleis-
tungen für den im Jahr 2 0 0 3 geführten anglo ameri-
kanischen Aggre ssionskrieg den Irak zu erbringen .

Soweit b ekannt brachte damals der Bundes-
wehrmaj or Florian Pfaff als einziger Soldat in den

1 2
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deutschen Streitkräften den Mut auf, sich B efehlen
zu widersetzen, durch deren Ausführung er sich
wissentlich an j enem »völkerrechtlichen Verbre-
chen« (Reinhard Merkel) b eteiligt hätte . D araufhin
wurde gegen Pfaff im April 2 0 0 3 ein gerichtliches
Disziplinarverfahren eingeleitet, in dem er durch
die 1 . Kammer de s Truppendienstgerichts Nord
zum Hauptmann degradiert wurde . Gegen die se
erstinstanzliche Entscheidung legten sowohl An-
klage als auch Verteidigung B erufung b eim Bun-
de sverwaltungsgericht in Leipzig ein . Letztere , um
einen Freispruch zu erreichen, der Wehrdisziplina-
ranwalt, weil er aufgrund »völliger Uneinsichtig-
keit« Pfaffs de ssen Rausschmiss aus der Truppe er-
reichen wollte .

Die se s Ansinnen scheiterte indes kläglich , denn
am 2 1 . Juni 2 0 0 5 hob der 2 . Wehrdienstsenat des
Bundesverwaltungsgerichts das Urteil der 1 . Kam-
mer de s Truppendienstgerichts Nord auf, wie s die
B erufung des Wehrdisziplinaranwalts als unb e-
gründet zurück und sprach den Maj or Florian Pfaff
mit einer durchaus spektakulär zu nennenden Ur-
teilsb egründung von einem der schwerwiegends-
ten Vorwürfe frei, die gegen einen Soldaten erho-
b en werden können : dem der Gehorsamsverweige-
rung nämlich .

Obwohl dieser Urteilsspruch für die Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik D eutschlands epo-
chale B edeutung b e sitzt, fand unter de ssen Analys-
ten bislang kaum B eachtung, dass das Bunde sver-
waltungsgericht darin eindeutig, umfassend und
zugleich erschöpfend klarstellt, wie der Verteidi-
gungsb egriff de s Grundge setzes nach Art. 8 7 a zu
verstehen ist. Hierdurch füllt es eine Interpretati-
onslücke , die das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem epo chalen Urteil vom 1 2 . Juli 1 9 9 4 b etreffend
den Einsatz b ewaffneter Streitkräfte im Rahmen ei-
nes Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit
ausdrücklich offen gelassen hatte .

D amals hatten die Verfassungsrichter fe stge-
stellt : »Art. 87 a GG steht der Anwendung de s Art. 2 4
Ab s . 2 GG als verfassungsrechtliche Grundlage für
den Einsatz b ewaffneter Streitkräfte im Rahmen ei-
nes Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit
nicht entgegen . Nach Art. 87 a Ab s . 1 S atz 1 GG stellt
der Bund >Streitkräfte zur Verteidigung < auf; nach
Art. 8 7 a Ab s . 2 GG dürfen diese Streitkräfte >außer
zur Verteidigung < nur einge setzt werden, soweit
das Grundgesetz es ausdrücklich zulässt. Die man-
nigfachen Meinungsverschiedenheiten darüb er,
wie in diesem Zusammenhang die B egriffe der

>Verteidigung < und de s >Einsatze s < auszulegen sind ,
und ob Art. 87 a Ab s . 2 GG als eine Vorschrift zu ver-
stehen ist, die nur den Einsatz der Streitkräfte >nach
innen < regeln will, b edürfen in den vorliegenden
Verfahren keiner Entscheidung. D enn wie immer
dies zu b eantworten sein mag, j edenfalls wird
durch Art. 87 a GG der Einsatz b ewaffneter deut-
scher Streitkräfte im Rahmen eines Systems gegen-
seitiger kollektiver Sicherheit, dem die Bunde sre-

publik D eutschland gemäß Art. 2 4 Ab s . 2 GG b eige-
treten ist, nicht ausgeschlo ssen . «

D as Bundesverwaltungsgericht in Leipzig folgt
dieser verfassungsrechtlichen Grundsatzentschei-
dung, indem e s konstatiert : »Die primäre Aufgabe
der Bundeswehr ergibt sich dab ei aus Art. 87 a Ab s .
1 GG, wonach der Bund Streitkräfte >zur Verteidi-
gung < aufstellt. « Nach Auffassung der Richter ist da-
mit zum einen der »Verteidigungsfall« nach Art.
1 1 5 a GG gemeint, i . e . eine Situation, in der das
»Bunde sgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird
o der ein solcher Angriff unmittelb ar droht« .

D er entscheidende Passus hinsichtlich der
Reichweite de s Verteidigungsb egriffs im Grundge-
setz folgt unmittelb ar: »D a der Normtext des Art.
87 a Ab s . 1 und 2 GG von >Verteidigung <, j edo ch − an-
ders als die zunächst vorge schlagene Fassung −
nicht von >Lande sverteidigung < spricht und da zu-
dem der verfassungsändernde Gesetzgeb er bei
Verab schiedung der Regelung im Jahre 1 9 68 auch
einen Einsatz im Rahmen eines NATO-Bündnisfal-
le s als verfassungsrechtlich zulässig ansah, ist da-
von au szugehen, dass >Verteidigung < alles das um-
fassen soll, was nach dem geltenden Völkerrecht
zum Selb stverteidigungsrecht nach Art. 5 1 der
Charta der Vereinten Nationen (UN-Charta) , der
die Bunde srepublik D eutschland wirksam b eige-
treten ist, zu rechnen ist. «

Hö chstrichterlich widerlegt ist hiermit die in
der sicherheitspolitischen Diskussion häufig vor-
getragene Auffassung, das Grundge setz b egrenze
den Einsatz der Bunde swehr auf die Verteidigung
de s Territoriums der Bundesrepublik D eutschland
sowie de s NATO-Vertragsgebiets . Stattdessen defi-
nieren die Bundesverwaltungsrichter einen wei-
ten Verteidigungsb egriff, der alles umfasst, was die
UN-Charta erlaubt, zugleich b eschränken sie j enen
aber eben auch strikt auf deren B e stimmungen .
D enn, so die Richter, »Art. 5 1 UN-Charta gewähr-
leistet und b egrenzt in die sem Artikel für j eden
Staat das − auch völkergewohnheitsrechtlich allge-
mein anerkannte − Recht zur >individuellen < und
zur >kollektiven Selb stverteidigung < gegen einen

>b ewaffneten Angriff <, wob ei das Recht zur >kollekti-
ven Selb stverteidigung < den Einsatz von militäri-
scher Gewalt − üb er den Verteidigungsb egriff de s
Art. 1 1 5 a GG hinau sgehend − auch im Wege einer
erb etenen Nothilfe zugunsten eine s von einem
Dritten angegriffenen Staates zulässt (z . B . >Bünd-
nisfall <) . D er Einsatz der Bunde swehr >zur Verteidi-
gung < ist mithin stets nur als Abwehr gegen einen

>militärischen Angriff < ( >armed attack < nach Art. 5 1
UN-Charta) erlaubt, j edo ch nicht zur Verfolgung,
Durchsetzung und Sicherung ökonomischer o der
politischer Interessen . «

Die rechtlichen Hürden für den Einsatz b ewaff-
neter Streitkräfte legt das Gericht demnach sehr
hoch, indem e s nämlich die Zulässigkeit militäri-
scher Gewaltanwendung strikt auf die in der UN-
Charta vorgesehenen Fälle (Kap . VII und Art. 5 1 )
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begrenzt : »Ein Staat, der sich − aus welchen Grün-
den auch immer − ohne einen solchen Rechtferti-
gungsgrund üb er das völkerrechtliche Gewaltver-
bot der UN-Charta hinwegsetzt und zur militäri-
schen Gewalt greift, handelt völkerrechtswidrig .
Er b egeht eine militärische Aggression . « Und , so
das Gericht weiter im Hinblick auf die deutschen
Unterstützungsleistungen für das anglo amerikani-
sche Völkerrechtsverbrechen am Golf: »Eine B eihil-
fe zu einem völkerrechtlichen D elikt ist selb st ein
völkerrechtliches D elikt. «

Gerade im Hinblick auf die in ständiger Einsatz-
bereitschaft gehaltenen, für weltweite Einsätze de-
signierten Interventionsstreitkräfte der NATO
(NATO Re sponse Force − NRF) und Europ äischen
Union (EU B attle Group) , könnte dies für die Zu-
kunft interessante Implikationen aufwerfen . Ge-
mäß den gültigen Einsatzdoktrinen soll zwar stets
ein Mandat de s UN-Sicherheitsrate s eingeholt wer-
den, b evor diese Verb ände in Marsch ge setzt wer-
den, wie dies vom Völkerrecht ausdrücklich ver-
langt wird . Sollte freilich ein derartiges Mandat aus-
bleib en, b ehalten sich NATO und EU vor, gegeb e-
nenfalls eigenmächtig zu handeln .

In einem solchen Fall j edo ch entfaltet das Leipzi-
ger Urteil seine ganze Brisanz, denn j eder Bundes-
wehrsoldat, der als Angehöriger der genannten
Verb ände in einen völkerrechtlich zweifelhaften
Militäreinsatz befohlen wird und dies mit seinem
Gewissen nicht vereinb aren kann, darf den Gehor-
sam verweigern . Er muss lediglich seinen Gewis-
senskonflikt rational nachvollziehb ar darlegen
und b egründen, während seine Vorgesetzten ver-
pflichtet sind , ihm eine das Gewissen schonende
Handlungsalternative anzubieten . Konsequenz :
die Einsatzbereitschaft der Interventionskorp s von
NATO und EU wird künftig von den allfälligen Ge-
wissenskonflikten der b eteiligten deutschen Sol-
daten abhängen .

D as Strafrecht ist unzureichend

B e saßen diese Überlegungen zur Gehorsams-
pflicht des Soldaten im Hinblick auf den ursprüng-
lichen Auftrag der Bundeswehr zur Landes- und
Bündnisverteidigung no ch vornehmlich ab strak-
ten Charakter, so gewannen sie nach dem Ende de s
Kalten Kriege s mit der Neudefinition und Erweite-
rung des Verteidigungsauftrages bis in so entfernte
Weltregionen wie den Hindukush ungeahnte Bri-
sanz . Plötzlich weigerten sich nämlich einzelne
Bunde swehrsoldaten, B efehlen, die sie für unver-
einb ar mit Grundge setz- und Völkerrechtsnormen
hielten, zu gehorchen . Die s geschah erstmals 1 9 9 9
während des Luftkrieges gegen Jugo slawien, als
Luftwaffenpiloten e s ablehnten, an den Angriffs-
handlungen teilzunehmen, und dann erneut in der
zuvor b eschrieb enen Causa des Maj ors Pfaff. Die
Gründe für die Gehorsamsverweigerung schienen
klar und eindeutig :

� Völkerrechtlich b etrachtet wurden b eide Krie-
ge ohne Mandat des einzig hierfür autorisierten
Sicherheitsrate s der Vereinten Nationen ge-
führt. Sie waren auch nicht durch das Recht zur
individuellen oder kollektiven Selb stverteidi-
gung nach Art. 5 1 der UNO-Charta gedeckt. In
beiden Fällen wurde somit gegen das in der
UNO-Charta verankerte Gewaltverb ot in den
internationalen B eziehungen verstoßen . Und
beide kriegerische Interventionen fielen unter
die Aggressionsdefinition der UN-Generalver-
sammlung au s dem Jahre 1 974 .

� Unter verfassungsrechtlichen Aspekten war zu
berücksichtigen, dass gemäß Art. 2 5 GG die all-
gemeinen Regeln de s Völkerrechte s B estand-
teil de s Bundesrechtes sind . D aran sind alle B e-
wohner der Bundesrepublik D eutschland , also
auch Bundesregierung und Angehörige der
Streitkräfte , unmittelb ar gebunden . D arüb er
hinau s verstoßen alle Maßnahmen, die geeig-
net sind und mit der Ab sicht vorgenommen
werden, das friedliche Zu sammenleben der
Völker zu stören, insb esondere aber einen An-
griffskrieg vorzub ereiten, gegen den Art. 2 6 de s
Grundge setzes . Ein derartiges Verbrechen
kann nach Paragraph 8 0 de s Strafge setzbuche s
mit bis zu leb enslänglicher Freiheitsstrafe ge-
ahndet werden . Gleichfalls Freiheitsstrafe sieht
der Paragraph 8 0 a de s Strafge setzbuche s b e-
reits für das Aufstacheln zum Angriffskrieg vor.

D er auf den ersten Blick so eindeutige S achverhalt
entpuppt sich aus Sicht der Juristen j edo ch als
reichlich kompliziert. D er für die Strafverfolgung
nämlich zu ständige Generalbundesanwalt lehnte
die Einleitung eine s Ermittlungsverfahrens gegen
die Bunde sregierung j eweils mangels eines hinrei-
chend b egründeten Anfangsverdachte s ab . Ohne
die mitunter rabulistische juristische Argumentati-
onsführung an dieser Stelle detailliert darstellen zu
können, läuft die B egründung im Kern darauf hi-
naus , dass zwar durchau s ein Verfassungsbruch
nach Art. 2 6 GG vorliegen könne , dieser gleich-
wohl ab er nicht vom einschlägigen Tatb e stand de s
Strafgesetzbuches erfasst sei .

D as heißt letztlich, dass der Grundgesetzauftrag
des Art. 2 6 bislang völlig unzureichend umge setzt
wurde . D enn au s dem Wortlaut und der Entste-
hungsgeschichte de s Paragraphen 8 0 StGB ergibt
sich, dass ausschließlich die Vorb ereitung, nicht
ab er das Führen eines Angriffskriege s sowie die
B eihilfe dazu unter Strafe stehen . B emerkenswert
ist insb esondere der Hinweis des Generalbundes-
anwaltes auf den Sonderau sschuss zur Strafrechts-
form, der 1 9 68 die Strafvorschriften der Paragra-
phen 8 0 und 8 0 a StGB erarbeitete .

Vor dem politischen Hintergrund damals muss-
te sicherge stellt sein, dass »eine Anklage gegen den
Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika
wegen de s Vietnamkrieges vor einem deutschen
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Gericht wegen >Friedensverrate s < ausge schlo ssen
sein mü sse« .

In Anb etracht die ser − gelinde au sgedrückt − un-
b efriedigenden Rechtslage gingen die Gehorsams-
verweigerer natürlich ein hohe s persönliche s Risi-
ko ein . D enn sie b ewegten sich mit ihrem Handeln
im Sp annungsfeld von Gehorsamsverpflichtung,
Rechtstreue und Gewissensfreiheit. So ist der Bun-
de swehrsoldat einerseits nach Paragraph 1 1 des
Soldatengesetze s zum Gehorsam verpflichtet. Un-
gehorsam, Gehorsamsverweigerung o der leicht-
fertige s Nichtbefolgen von rechtmäßig und ver-
bindlich erteilten B efehlen zieht die B estrafung
nach dem Wehrstrafge setz nach sich . Andererseits
aber gilt − trotz de s sich ange sichts der von der hö-
heren Führung au sgegeb enen Parolen aufdrängen-
den Verdachts, b ei dem Terminu s » Soldat« handle
es sich um eine Abkürzung, die au sbuchstabiert b e-
deutet : » Soll ohne langes D enken alle s tun« − no ch
immer, dass ein B efehl nicht b efolgt werden darf,
wenn dadurch eine Straftat b egangen würde , wie
es das Soldatengesetz in dem genannten Paragraph
1 1 normiert. D arüb er hinaus gilt gemäß Paragraph
1 0 Soldatenge setz, der die Pflichten des Vorgesetz-
ten regelt, dass die ser »B efehle nur zu dienstlichen
Zwecken und nur unter B e achtung der Regeln des
Völkerrechts , der Gesetze und der Dienstvorschrif-
ten erteilen [ darf] . «

Die se für die deutschen Streitkräfte geltenden
nationalen Rechtsnormen erfuhren ihre B e stäti-
gung auch auf internationaler Eb ene , nämlich 1 9 9 4
im Verlaufe de s KSZE-Gipfeltreffens in Budapest.
D ort wurde der sogenannte »Verhaltensko dex zu
politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit«
unterzeichnet. In den b eiden einschlägigen Para-
graphen 3 0 und 3 1 wird die Rechtsbindung b ei B e-
fehlsausübung und -erfüllung sowie die unaufheb-
b are persönliche Verantwortlichkeit j ede s Solda-
ten definiert. Für den Bundeswehrsoldaten folgt
demnach sowohl aus der nationalen als auch aus
der internationalen Rechtslage , dass seine Gehor-
samspflicht durch das Wehrrecht, Verfassungs-
recht und Völkerrecht b egrenzt wird .

Unter genau diesem Aspekt war von B eob ach-
tern de s Pfaff-Proze sse s mit großer Sp annung die
völkerrechtliche B eurteilung des Irak-Kriegs sei-
tens des Bundesverwaltungsgerichts erwartet wor-
den .

Wer diesb ezüglich gehofft hatte , die Richter
würden den Irak-Krieg eindeutig als völkerrechts-
und verfassungswidrig brandmarken und dem Sol-
daten Pfaff b e scheinigen, er wäre zur Gehorsams-
verweigerung gemäß Soldatengesetz ( § 1 1 ) und
Wehrstrafge setz ( § 5 ) verpflichtet gewesen, mag
enttäu scht sein . D azu be steht indes kein Anlass .
D enn mit einer solchen Entscheidung hätte das Ge-
richt lediglich die b estehende Rechtslage b estätigt
und den Handlungsspielraum von Soldaten zur Ge-
horsamsverweigerung einzig auf die Fälle einge-
schränkt, wo die Völkerrechtswidrigkeit eines

Krieges für j edermann eindeutig erkennb ar und
unumstritten wäre .

Mit der nun getroffenen Entscheidung ab er er-
weitern die Richter den Erme ssensspielraum die s-
b ezüglich erheblich, nämlich b ereits auf all die Fäl-
le , wo auch nur Zweifel an der Rechtmäßigkeit ei-
ner militärischen Intervention be stehen . Wenn in
einem solchen Fall ein Soldat in einen Gewissens-
konflikt gerät und diesen ernsthaft und glaubwür-
dig darlegen kann, braucht er B efehlen nicht zu ge-
horchen, durch deren Ausführung er in j ene Aktio-
nen innerhalb rechtlicher Grauzonen verwickelt
würde . Mit dieser Rechtsprechung nimmt das Bun-
de sverwaltungsgericht im Hinblick auf die Legali-
tät b ewaffneter Einsätze der Bunde swehr de facto
eine B eweislastumkehr vor: Nicht der Soldat mu ss
− gegeb enenfalls in einem Gerichtsverfahren − b e-
weisen, dass seine Gehorsamsverweigerung recht-
lich geb oten war, sondern zuallererst muss die
Bundesregierung den von ihr in den Kampf ent-
sandten »Staatsbürgern in Uniform« darlegen, dass
der diesen erteilte Auftrag den Normen de s Völker-
rechts und der Verfassung entspricht.

Entscheidende B edeutung be sitzt für den ge set-
ze streuen und gewissenhaften Soldaten in die sem
Kontext die kategorische Fe ststellung des Bunde s-
verwaltungsgerichts : »D as Grundgesetz normiert
. . . eine Bindung der Streitkräfte an die Grundrech-
te , nicht j edo ch eine B indung der Grundrechte an
die Entscheidungen und B edarfslagen der Streit-
kräfte . « Die s gilt nicht nur im Frieden, sondern
» [ s ] elb st im Verteidigungsfall ist die B indung der
Streitkräfte an die Grundrechte (Art. 1 Ab s . 3 GG)
sowie an >Gesetz und Recht < (Art. 2 0 Ab s . 3 GG) ge-
rade nicht aufgehob en . « Folgerichtig be sitzt in
Konfliktsituationen die nach Art. 4 , 1 Grundge setz
garantierte Gewissensfreiheit ab soluten Vorrang −
auch vor der Funktionstüchtigkeit und Einsatzb e-
reitschaft der Bunde swehr – , was dem b etroffenen
Soldaten die Möglichkeit eröffnet, im gegebenen
Fall den Gehorsam zu verweigern .

Hinsichtlich der prozeduralen Kriterien, nach
denen im Sinne der »Inneren Führung« generell in
Fällen zu verfahren ist, in welchen Soldaten in Ge-
wissenskonflikte geraten sind und sich deshalb
weigern, b estimmte B efehle au szuführen, definie-
ren die Richter einen Rechtsanspruch des Bunde s-
wehrsoldaten und der -soldatin auf Herstellung
»praktischer Konkordanz« zwischen der B each-
tung des unveräußerlichen Grundrechts auf Ge-
wissensfreiheit einerseits und den Erfordernissen
de s militärischen Dienstb etrieb es andererseits .
Konkret b edeutete dies , dass die zu ständigen Vor-
ge setzten den B etroffenen eine gewissenschonen-
de Handlungsalternative zur Verfügung stellen
müssen . D ab ei muss , so die Richter, » [ i ] m Anwen-
dungsbereich de s Grundrechts der Gewissensfrei-
heit (Art. 4 Ab s . 1 GG) . . . angestrebt werden, den
aufgetretenen Gewissenskonflikt unter Wahrung
konkret feststellb arer b erechtigter B elange der
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Bunde swehr in einer Art und Weise zu mildern und
zu lö sen, die die normierte >Unverletzlichkeit < der
Freiheit de s Gewissens nicht in Frage stellt, son-
dern gewährleistet. «

Ohne die Konzeption der »Inneren Führung«
konkret zu erwähnen, aber ganz in deren Geiste ,
fordert das Gericht ein »ein konstruktives Mit- und
Zusammenwirken b eider Seiten« und legt in die-
sem Zusammenhang die Pflichten der Akteure dar.
B ereits im Vorfeld soldatischer Gewissensent-
scheidungen rsp . -konflikte verorten die Richter
die b esondere B edeutung der politischen Bildung,
in deren Rahmen nämlich die Soldaten üb er ihre
staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Pflich-
ten und Rechte im Frieden und im Kriege zu unter-
richten sind . D enn, so die Richter: »Notwendig ist
in einem solchen Konfliktfall eine möglichst voll-
ständige Information des Soldaten über die kon-
flikt-relevanten Tatsachen, vor allem die vom Solda-
ten b efürchteten tatsächlichen Auswirkungen der
befohlenen Dienstleistung sowie die Konsequen-
zen einer Nichtausführung des B efehls für die
Streitkräfte o der sonstige Schutzgüter. D azu gehört
ferner insb esondere auch eine möglichst obj ektive
Unterrichtung aller B eteiligten üb er die maßgebli-
che Rechtslage . Diese Unterrichtung mu ss sich −
grundrechtskonform − daran orientieren, wie ein
gegeb enenfalls mit der Frage b efasste s rechtsstaat-
liches Gericht die S ache voraussichtlich b eurteilen
würde . «

D arüb er hinaus kann im konkreten Konfliktfall
» [v] om j eweiligen Soldaten . . . erwartet werden,
dass er seine Gewissensnöte seinen zuständigen
Vorgesetzten möglichst umgehend und nicht >zur
Unzeit < darlegt sowie auf b aldmöglichste faire Klä-
rung der zugrunde liegenden Probleme dringt. «
Andererseits sind die j eweiligen »militärischen
Vorgesetzten gehalten, sich der vom Soldaten gel-
tend gemachten Gewissensentscheidung zu stel-
len . Sie dürfen diese − schon im Hinblick auf ihre
Fürsorgepflicht ( § 1 0 Ab s . 3 S G) − weder negieren
noch lächerlich machen o der gar unterdrücken . «
Zur Herstellung der geforderten »praktischen Kon-
kordanz« zwischen den grundrechtlichen Garan-
tieansprüchen de s Soldaten und den militärischen
Erfordernissen sind die Vorge setzten des Soldaten
gehalten zu prüfen, ob nach der j eweiligen S achla-
ge im konkreten Einzelfall von einer Durchsetzung
des B efehls einstweilen Ab stand genommen und
dem Soldaten eine gewissenschonende Handlung-
salternative angeb oten werden kann (zum B eispiel
anderweitige Verwendung, Wegkommandierung,
Versetzung o . ä.) .

Pflicht zur Gehorsamsverweigerung

Linientreue juristische Hofschreiber aus dem Ge-
schäftsbereich des Bunde sministeriums der Vertei-
digung haben nach Verkündung de s Bunde sver-
waltungsgerichtsurteils prompt den Zusammen-

bruch der militärischen Ordnung in die Wand ge-
malt und die Funktionstüchtigkeit der Bundes-
wehr gefährdet gesehen . Gleichwohl kann durch
den Leipziger Urteilsspruch die Funktionsfähig-
keit der Bundeswehr für den Fall völkerrechts- und
grundgesetzkonformer Einsatzaufträge nie und
nimmer b eeinträchtigt werden .

Ganz anders stellt sich freilich die Lage dar,
wenn politische und militärische Entscheidungs-
träger die Bunde swehr in völkerrechtlich umstrit-
tene und verfassungsrechtlich prekäre Einsätze b e-
fehlen . Allein, in einem solchen Fall soll und darf
die Bunde swehr gar nicht funktionieren . Hierin
b e steht do ch gerade die Raison d ' être der vor dem
Hintergrund der ultimativen deutschen Katastro-
phe de s Zweiten Weltkriege s und dem de saströ sen
Versagen der Wehrmachtsführung neugegründe-
ten Bunde swehr: dass durch die kategorische
Rechtsbindung der Streitkräfte ein erneuter Miss-
brauch deutschen Militärs zu illegalen, d . h . völker-
rechts- und verfassungswidrigen Zwecken unter al-
len Umständen ausgeschlo ssen werden soll .

D e shalb fordert do ch die Konzeption der Inne-
ren Führung mit ihrem Leitbild vom Staatsbürger
in Uniform genau den Soldatentypu s, der zwischen
Recht und Unrecht zu unterscheiden versteht und
sich im Zweifelsfalle rechtswidrigen B efehlen wi-
dersetzt. Gerade de swegen kann sich auch kein Sol-
dat mit dem Verweis auf empfangene B efehle au s
der persönlichen Verantwortung für sein Handeln
stehlen .

Ein ehemaliger Generalinspekteur der Bundes-
wehr, General Hans Peter von Kirchb ach, hatte
hierzu 1 9 9 2 angemerkt : »Die Sp annung zwischen
Freiheit und Gehorsam be steht in der Bindung an
B efehle einerseits, in der B indung an ein Werte sys-
tem andererseits . Die Sp annung b esteht in der B in-
dung und Treuepflicht an den Staat einerseits und
dem Wissen, dass staatliches Handeln immer nur
das Vorletzte sein kann und dass das an ein höhere s
Wertesystem gebundene Gewissen eine entschei-
dende B erufungsinstanz sein muss . Sicher wird der
Staat seinen Bürgern normalerweise nicht zumu-
ten, gegen den Rat ihres Gewissens zu handeln . Im
Wissen um die se Sp annung ab er und im Wissen,
nicht j edem Anspruch zur Verfügung zu stehen, b e-
steht letztlich der Unterschied zwischen Soldat
und Landsknecht. «

Zwei Jahre sp äter sprach General Klaus Nau-
mann in seinem Generalinspekteursbrief sogar
von der »Pflicht zur Gehorsamsverweigerung« , als
er zu Protokoll gab : »In unserem Verständnis von
Rechtsstaatlichkeit und Ethik stehen dem Gehor-
samsanspruch de s Dienstherrn das Recht und die
Pflicht zur Gehorsamsverweigerung gegenüb er,
wo eb en diese Rechtsstaatlichkeit und Sittlichkeit
mit dem militärischen Auftrag nicht mehr in Ein-
klang stehen, der Soldat damit außerhalb der frei-
heitlich-demokratischen Rechtsordnung gestellt
würde . «



3 6

Fr
ie

d
e

ns
b

e
w

e
g

u
n

g

Ullrich Hahn

Friedensgeschichte
Überblick über die Geschichte der deutschen Friedensbewegung

und des Versöhnungsbundes seit dem Ersten Weltkrieg

u B eginn des Ersten Weltkrieges gab e s in
D eutschland keine spürb are Oppo sition

gegen den Krieg.
Die seit 1 89 2 b estehende D eutsche Friedensge-

sellschaft hielt Verteidigungskriege moralisch für
legitim und das galt au s ihrer Sicht auch für den
Kriegseinsatz 1 9 14 .

Die Kriegsdienstverweigerung war damals für
die bürgerliche Friedensb ewegung kein Thema.

D as gleiche D enken herrschte im Ergebnis auch
in der Arb eiterbewegung. Zwar kritisierte die SPD
den preußischen Militarismus , stellte ab er letztlich
die nationale Solidarität üb er den verb alen Interna-
tionalismus der Arbeiterb ewegung . Nur wenige ra-
dikale Sozialisten wie Ro sa Luxemburg und Karl
Liebknecht widerstanden 1 9 1 4 der Kriegsb egeiste-
rung und kamen während de s Kriege s wegen ihrer
Haltung in Haft.

Eine theologische Rechtfertigung erfuhr der
Krieg durch die Kirchen . Insb esondere die evange-
lischen Lande skirchen waren nationalkonservativ
geprägt und standen politisch rechts . Eine frie-
denskirchliche Tradition gab e s in D eutschland
nicht. Die Gewalt ablehnenden Täuferbewegun-
gen des 1 6 . und 1 7. Jahrhunderts wurden verfolgt
und aus D eutschland vertrieb en . Sie wanderten
üb erwiegend nach Amerika aus , viele Mennoniten
auch no ch im 1 8 . und 1 9 . Jahrhundert nach Russ-
land , wo ihnen das Privileg der Kriegsdienstver-
weigerung zugesichert wurde . Die in D eutschland
verblieb enen Mennoniten hatten sich angep asst
und beteiligten sich am Krieg.

In diesem geistigen Umfeld trafen sich am Vor-
abend des Krieges vom 1 . bis 3 . August 1 9 14 in Kon-
stanz etwa 9 0 prote stantische Theologen aus 1 2
Ländern, insbe sondere aus England und den USA,
sechs Teilnehmer kamen aus Frankreich und drei
aus D eutschland , um − leider zu sp ät und zu
schwach − die Stimme gegen den Krieg zu erheb en .

Die Konferenz mu sste wegen des Kriege s vor-
zeitig abgebro chen werden . Aus ihr entstand aber
der »Weltbund für internationale Freundschaftsar-

b eit der Kirchen« , der erste Zweig der ökumeni-
schen B ewegung, und au s einem Versprechen von
englischen Teilnehmern und dem deutschen Pfar-
rer Friedrich Siegmund-Schultze der Internationa-
le Versöhnungsbund .

Die Friedensgesinnung der Konstanzer Konfe-
renzteilnehmer hatte trotz der tiefen persönlichen
Verbundenheit untereinander zumindest bei den
wenigen deutschen Teilnehmern ihre Grenze :
Friedrich Siegmund-Schultze rechtfertigte kurze
Zeit sp äter no ch den deutschen militärischen Vor-
marsch durch das neutrale B elgien .

Christlich motivierte Kriegsdienstverweigerer
gab es in D eutschland keine (dagegen in England
ca. 1 6 . 0 0 0 , in den USA etwa 60 . 0 0 0 , in Ru ssland
wurden etwa 1 . 0 0 0 registriert, zumeist Anhänger
Leo Tolstois) . Die wenigen Einzelgänger, die den
Militärdienst offen ablehnten, wurden nicht ein-
mal einer B e strafung für würdig empfunden; sie
wurden als geisteskrank behandelt (so auch der
Arzt Georg Friedrich Nicolai, der seine Erfahrun-
gen und Gedanken in dem umfangreichen Werk
»Die B iologie des Krieges« niederschrieb) . Einige
Kriegsgegner flohen ins Ausland (Hermann He sse ,
Augustin Souchy u . a.) o der versuchten, ihre Üb er-
zeugung in kleinen privaten Gesprächszirkeln auf-
recht zu erhalten (Gustav Landauer, Erich Mühsam
u . a.) .

Erst mit zunehmender D auer des Kriege s und
den Versorgungsschwierigkeiten für die B evölke-
rung kam e s auch zu einzelnen B efehlsverweige-
rungen im Heer, zu Streiks der Rüstungsarb eiter
und schließlich im Novemb er 1 9 1 8 zum Ungehor-
sam der Matro sen der Kriegsmarine und der hie-
raus entstehenden Revolution .

Die Weimarer Republik 19 18 − 1933

Die Niederlage im Krieg wurde in D eutschland un-
terschiedlich und gegensätzlich interpretiert:

D er SPD-Politiker und erste Reichspräsident
Friedrich Eb ert empfing die zurückkehrenden

Für den in der Bundeswehr so vielb e schwore-
nen Primat der Politik folgt hieraus : Dieser gilt au s-
schließlich innerhalb der Schranken von (Völker-)
Recht und (Grund-) Ge setz − j enseits davon
herrscht die Pflicht zur Verweigerung, zumindest
aber, nach dem Urteilsspruch von Leipzig, der Pri-
mat des Gewissens .

Dipl. -PädagogeJürgen Rose ist Oberstleutnan t der

Bundeswehr. Er vertritt in diesem Beitrag n ur sei-

nepersö nlichen A uffassungen. Der Text ist das Ma-

n uskript eines Vortrages bei der Mitgliederver-

sam mlung der Zen tralstelle KDV am 1 1. No vem-

ber in Berlin.
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bund der Kriegsteilnehmer no ch 1 9 2 0 üb er 3 0 . 0 0 0
Mitglieder, 1 9 2 6 nur no ch 75 0 . Auch der deutsche
Zweig des Versöhnungsbundes war mit etwa 1 70
einge schrieb enen Mitgliedern in der Mitte der
2 0er Jahre recht üb ersichtlich .

Von Seiten der Justiz und gewaltbereiten rechts-
nationalen Gruppen standen die Kriegsgegner
während der ganzen Weimarer Zeit erheblich un-
ter Druck: Die offene Kritik an der heimlichen Auf-
rüstung der Reichswehr wurde als Ho ch- und Lan-
desverrat ge ahndet. Üb er 1 0 . 0 0 0 Ermittlungsver-
fahren wurden allein aus diesem Grund gegen Kri-
tiker de s Militärs eingeleitet, mehr als 1 . 0 0 0 Perso-
nen wurden zu Gefängnisstrafen verurteilt.

Von Seiten rechtsnationaler Gruppen mu ssten
prominente Pazifisten um ihr Leb en fürchten . Vie-
le wanderten de shalb au s, so auch Georg Friedrich
Nicolai 1 9 2 2 nach Lateinamerika, Prof. Friedrich
Wilhelm Fo erster 1 9 2 2 in die Schweiz, Kurt Tu-
cholsky 1 9 2 9 nach Schweden .

Kurz nach dem Krieg wurde Hans Paasche , ein
M arineoffizier, der no ch während de s Krieges zum
Kriegsdienstverweigerer wurde , von Freikorp s-
mitgliedern ermordet. Seine Mörder wurden nie
zur Verantwortung gezogen . Dies entsprach der da-
maligen Rechtspraxis der re aktionären Justiz : Wäh-
rend der Weimarer Zeit wurden 3 5 4 namentlich b e-
kannte rechtsradikale Mörder von der deutschen
Justiz systematisch gedeckt. Von den 2 2 ermittel-
ten linksradikal eingestellten Mördern erhielten 1 0
die To de sstrafe und wurden erscho ssen (Wolfram

Wette in Helm ut Kramer/Wolfram Wette, Rech t ist,

was den Waffen n ü tzt. Justiz und Pazifism us im

20. Jahrh undert, A ufba u verlag Berlin, 2004, S.

135) .

D as »Dritte Reich« , 1933 − 1945

Am 3 1 . Januar 1 9 3 3 wurde Hitler Reichskanzler. Am
2 7. Februar 1 9 3 3 brannte der Reichstag . Die ses Er-
eignis wurde zum Vorwand für die Verhaftung
Zehntausender von Gegnern de s Nationalsozialis-
mus , darunter viele engagierte und prominente Pa-
zifisten, so z . B . Carl von O ssietzky, der no ch wäh-
rend seiner Haft den Friedensnob elpreis erhielt
und 1 9 3 8 im KZ starb ; auch viele andere verließen
die Arb eits- und Konzentrationslager nicht mehr
leb end o der nur als gebro chene Menschen . Auch
der schon erwähnte Erich Mühsam wurde 1 9 3 4 im
KZ erschlagen .

Friedrich Siegmund-Schultze , der Mitb egrün-
der des Internationalen Versöhnungsbundes ,
emigrierte 1 9 3 3 in die Schweiz und blieb dort bis
nach dem Krieg. Wie er suchten viele andere Geg-
ner de s Nationalsozialismus ihr Heil in der Flucht.
B is 1 9 39 emigrierten etwa 5 0 0 . 0 0 0 Menschen au s
D eutschland , darunter 3 5 0 . 0 0 0 Juden .

Viele Intellektuelle ließen sich in Frankreich
nieder; 8 0 . 0 0 0 D eutsche , darunter viele Schriftstel-
ler und Künstler, fanden dort Asyl . Im Juni 1 9 4 0

Truppen als »im Felde unbe siegt« und unterstützte
damit den Mytho s eines D olchstoße s im Rücken .
D as siegreiche deutsche Heer sei von der Heimat
im Stich gelassen worden .

Eine deutsche Kriegsschuld − von den Siegern
im Versailler Vertrag diktiert und j edenfalls heute
von Historikern nicht mehr in Frage ge stellt − wur-
de offiziell und von der Mehrheit der B evölkerung
geleugnet. Vorherrschend war ein Geist der Revan-
che .

Zum Ausdruck kam die s unter anderem in den
Strafprozessen vor dem Reichsgericht in Leipzig .
D ort sollten sich nach dem Diktat der Siegermäch-
te etwa 1 . 0 0 0 namentlich genannte deutsche
Kriegsverbrecher, zumeist Offiziere de s Heere s
und der Marine , verantworten . Die Akten dieser
Proze sse b elegen einerseits , dass es diese von den
Alliierten genannten Kriegsverbrechen tatsächlich
gegeb en hatte , andererseits die Täter äußerst milde
behandelt, die meisten Verfahren verschleppt und
sp äter eingestellt, viele der Täter freige spro chen
o der im Falle der Verurteilung vom Reichspräsi-
denten b egnadigt wurden .

Nur eine Minderheit der D eutschen zog die Kon-
sequenz eine s »Nie wieder Krieg« . Neb en dem
deutschen Zweig des Internationalen Versöh-
nungsbunde s entstanden nach 1 9 1 9 eine Reihe an-
derer Friedensorganisationen, insb esondere auch
der »Friedensbund deutscher Katholiken« , die sich
mit der weiter b estehenden »D eutschen Friedens-
gesellschaft« , dem Bund der religiö sen Sozialisten,
den Quäkern und anderen zum »D eutschen Frie-
denskartell« zu sammenschlo ssen .

Vorrangige Themen der Friedensb ewegung wa-
ren die Unterstützung de s Völkerbunde s , die Ab-
rüstung beziehungsweise der Widerstand gegen
die geheime Aufrüstung üb er die im Versailler Ver-
trag genannten Grenzen des Hunderttau send-
M ann-Heeres hinau s und die Friedenserziehung.

Schon kurz nach dem Krieg organisierte der Ver-
söhnungsbund B egegnungen mit franzö sischen
Freunden, unterstützte die deutsch-polnische Ver-
ständigung, insb esondere durch die Tätigkeit von
Hermann Stöhr als Reisesekretär.

D er vom Schweizer Versöhnungsbundmitglied
Pierre Cere sole gegründete Service Civil Interna-
tional lud schon 1 9 2 0 zu einem Aufb aulager nach
Verdun ein, wo auch deutsche Freiwillige sich an
der B e seitigung von Kriegsschäden b eteiligten .

Seit 1 9 2 0 gab e s j eweils zum Jahrestag de s
Kriegsb eginns am 1 . Augu st in vielen Städten
Kundgebungen unter dem Motto »Nie wieder
Krieg« , an denen sich zunächst mehrere hundert-
tausend Menschen beteiligten; bis 1 9 2 4 gingen die-
se Zahlen auf einen kleinen Rest zurück. Die Erin-
nerung an den Krieg verblasste schnell . Innenpoli-
tische Probleme , die Ruhrbe setzung durch franzö-
sische und b elgische Truppen 1 9 2 3 , Inflationen
und die damit einhergehende Verarmung üb erla-
gerten die Friedensthematik. So hatte der Friedens-
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blieben seine Handlager unge schoren und prägten
die Gesellschaft der Bunde srepublik aus der zwei-
ten Reihe . Kein einziger der 3 . 0 0 0 Militärjuristen
de s Dritten Reiche s musste sich für die 3 0 . 0 0 0 To-
de surteile gegen die Kriegsgegner verantworten;
das Gleiche gilt für die Richter de s so genannten
Volksgerichtshofe s . Zwei von ihnen erlebte ich
no ch nach ihrer Pensionierung als Vorsitzende in
den Prüfungsausschü ssen für Kriegsdienstverwei-
gerer.

Im Zuge des O st-West-Konflikts , der innerdeut-
schen Grenze und de s Kore akriege s wurde schon
ab 1 9 5 0 die neue Aufrüstung der Bunde swehr und
deren Einbindung in das westliche Bündnis ge-
plant.

Für die sich seit 1 9 5 0 neu formende Friedensb e-
wegung war und blieb der Widerstand gegen die
Auf- und sp ätere Weiterrü stung das Hauptthema.
Zu B eginn waren auch noch die oppo sitionelle
SPD und die Gewerkschaften aktiv gegen eine Wie-
derb ewaffnung der Bundesrepublik und die da-
durch vertiefte Teilung D eutschlands . 1 9 5 8 kon-
kretisierte sich der Widerstand auch gegen die da-
mals geplante atomare B ewaffnung der Bunde s-
wehr im »Kampf dem Atomto d« .

1 9 60 b egannen die j ährlichen O stermärsche ge-
gen Rüstung und Militär, die mit unterschiedlichen
Teilnehmerzahlen bis heute einen Teil der öffentli-
chen Friedensaktivitäten in D eutschland b estim-
men .

Einen zahlenmäßigen Höhepunkt erreichte die
Friedensb ewegung nach den 5 0 er Jahren erst wie-
der 1 9 8 3 in den D emonstrationen und Aktionen
gegen die Nachrü stung mit atomar be stückten Mit-
telstreckenraketen . Jahrelang konzentrierten sich
die Aktionen auf Blo ckaden der Zufahrten zu den
atomaren Stützpunkten in Württemb erg und in der
Eifel . Tausende von D emonstranten wurden − wie
in den 5 0er Jahren − vor Gericht zu Strafen verur-
teilt.

Nach Auflö sung de s O st-We st-Gegensatze s 1 9 9 0
b egann für die Bundeswehr eine neue Ära der »hu-
manitären Interventionen« im ehemaligen Jugo sla-
wien, Somalia, Kambo dscha, Afghanistan, Kongo
und j etzt Lib anon . D amit ging und geht einher auch
eine neue Akzeptanz de s Militärs im Straßenbild .
Soldaten zeigen sich in Uniform, die wir in den
60er Jahren no ch vor Verlassen der Kaserne zum
Wo chenende schamhaft au sgezogen hatten .

Mit Wiedereinführung der allgemeinen Wehr-
pflicht 1 9 5 6 konzentrierte sich die Arbeit einiger
Friedensorganisationen, auch des Versöhnungs-
bundes , auf die B eratung und Unterstützung von
Kriegsdienstverweigerern sowie die gesetzliche
Ab schaffung der Gewissensprüfungen für die sen
Personenkreis . Heute ist die s weitgehend Vergan-
genheit. Kriegsdienstverweigerer müssen sich
zwar noch pro forma auf ihr Gewissen b erufen und
leisten im Übrigen einen zivilen Ersatzdienst von
der gleichen Länge wie der Wehrdienst. Viele von

wurden sie allerdings in Frankreich und England
als »feindliche Ausländer« interniert und in Frank-
reich den siegreichen deutschen Truppen üb erge-
b en .

D er deutsche Versöhnungsbund lö ste sich 1 9 3 3
selb st auf, eb enso wie viele andere Organisationen .

Die Kirchen, insb esondere die evangelischen
Lande skirchen, symp athisierten auch nach 1 9 3 3
mit dem gewaltb ereiten und gewaltausüb enden
Staat.

Kriegsdienstverweigerung war für deutsche
Christen nach Wiedereinführung der allgemeinen
Wehrpflicht 1 9 3 5 no ch immer kein Thema. D as galt
auch für die B ekennende Kirche , deren Mitglieder
sich 1 9 39 eb enso freiwillig zu den Waffen melde-
ten wie die übrigen Glieder der nationalkonservati-
ven Lande skirchen .

Nur wenige Christen aus den evangelischen und
katholischen Kirchen verweigerten 1 9 39 den
Kriegsdienst. D arunter der vormalige Reise se-
kretär des Versöhnungsbundes , Hermann Stöhr. Er
wurde am 1 8 . Juni 1 9 4 0 hingerichtet. Auch der ka-
tholische Prie ster Max Jo sef Metzger war Mitglied
de s Versöhnungsbundes gewesen; er wurde 1 9 4 4
hingerichtet. Zu erinnern ist auch an den ö sterrei-
chischen B auern Franz Jägerstetter, der ohne j eden
Zu sammenhang mit der vormaligen Friedensb e-
wegung den Kriegsdienst verweigerte und 1 9 4 3
hingerichtet wurde .

Insge samt ergingen 2 5 1 To de surteile gegen
prinzipielle Kriegsdienstverweigerer, die meisten
von ihnen Zeugen Jehovas .

Im Laufe de s Krieges wurden weitere ca. 3 0 . 0 0 0
To desstrafen gegen Kriegsgegner au sge spro chen,
viele wegen Gehorsamsverweigerung; 2 2 . 0 0 0 To-
de sstrafen ergingen gegen D eserteure .

D as »Dritte Reich« und der Zweite Weltkrieg ha-
b en in D eutschland so tiefe Spuren hinterlassen,
unermessliche Schuld aufgehäuft und Leid er-
zeugt, dass die Jahre von 1 9 3 3 bis 1 9 45 mit ihren
B ergen von Schutt und Scham alle s verdecken, was
vorher war. D er Erste Weltkrieg spielt seither in der
Erinnerung der no ch lebenden Generationen kei-
ne Rolle mehr.

1945 bis heute

Seit dem 8 . Mai 1 9 45 gab es in D eutschland keine
spürb aren Kriegseinsätze mehr. D ie Liste der Ge-
fallenen auf den D enkmälern in D örfern und Städ-
ten hören mit diesem D atum auf. In den Jahren
nach 1 9 45 war wohl zum ersten Mal in der jüngeren
deutschen Ge schichte die Ablehnung des Militärs
und der Wunsch des »Nie wieder« mehrheitsfähig.
D enno ch wurde die Vergangenheit in den ersten

Jahrzehnten nach 1 9 45 nur oberflächlich aufge ar-
b eitet. Im B ewu sstsein der meisten Menschen
blieb 1 9 45 dasJahr der Niederlage , nicht das der B e-
freiung.

Abgesehen von den Spitzen de s Naziregimes
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gegrenzt. Unsere Anliegen sind sogar salonfähig ge-
worden .

Andererseits sind die uns gestellten Aufgab en
nicht leichter geworden; wegen der äußeren guten
Verhältnisse ist e s eher schwieriger, die Gewissen
zu wecken .

Die Mehrheit der Menschen hat sich an den welt-
weiten Einsatz des Militärs − wie zu Zeiten des Im-
perialismus − gewöhnt. D er Gebrauch von Atom-
waffen im »Krieg gegen den Terror« ist kein Tabu
mehr und wird offen in Erwägung gezogen, eb enso
wie die Folter gegen Menschen, die als Terroristen
verdächtigt werden .

Auch in demokratischen Staaten gibt e s kein
Menschenrecht mehr, das nicht auf dem Altar der
Sicherheit geopfert werden kann; Guantanamo
zeugt davon .

D er strukturellen Gewalt durch Staat und Wirt-
schaft, an der mehr Menschen zugrunde gehen als
durch direkte Einwirkung von Waffen, stehen wir
zumeist ohnmächtig gegenüb er.

Unser Ziel eine s Friedens in Gerechtigkeit liegt
noch in weiter Ferne .

Ullrich Hah n ist Vorsitzender des deu tschen Zwei-

ges des In terna tio nalen Versöhn ungsbundes. Der

Text ist das Man uskript des Vortrages vo n Ullrich

Hah n beim deu tsch-französischen Treffen in Ver-

dun a m 29. Septem ber/1. Okto ber.

ihnen, wenn nicht die meisten, halten das Militär
für notwendig und gut, wollen nur aus verschiede-
nen persönlichen Gründen nicht in eine Kaserne
gehen .

D er Versöhnungsbund wurde in D eutschland
schon im Febru ar 1 9 4 6 neu gegründet, unterstützt
durch viele Freunde au s den USA und England , die
sich im Rahmen von Hilfs- und Versöhnungs-
diensten gleich nach dem Krieg in D eutschland en-
gagierten .

1 9 49 hielt der Versöhnungsbund in Comburg/
B aden-Württemb erg seine erste Jahre stagung nach
dem Krieg ab . Teilnehmer waren üb er viele Jahre
auch immer wieder Freunde aus Frankreich, z . B .
Henri Ro ser und André Tro cmé , aus England z . B .
Frau Muriel Le ster.

In der Folgezeit standen Mitglieder des Versöh-
nungsbunde s Pate b ei der Gründung einer Vielzahl
von Friedensdiensten (Aktion Sühnezeichen, Eire-
ne , Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden) ,
Menschenrechts- und Friedensorganisationen
(Zentralstelle für Recht und Schutz für Kriegs-
dienstverweigerer au s Gewissensgründen, Ohne
Rüstung leb en) und Schulungszentren für gewalt-
freie Aktion und Friedensarb eit (Freundschafts-
heim Bückeburg, Kurve Wustrow) . Seine Mitglie-
der engagierten und engagieren sich neb en den
traditionellen Friedensthemen auch in der B ewe-
gung gegen Kernkraftwerke und für B elange de s
Umweltschutze s , in der Arbeit für Flüchtlinge und
für andere sozial au sgegrenzte Menschen (z . B . in
den Lebenshäusern) .

Eine b esondere Geschichte hatte die Friedens-
bewegung in der DDR. Erstmals seit der Reformati-
on standen hier die evangelischen Landeskirchen
in Oppo sition zu Staat und Regierung. Die Kirchen
wurden dadurch − teilweise recht ungewollt − zu
Kristallisationspunkten für Friedens- und Umwelt-
gruppen, Gesprächszirkel und Widerstandskreise .
Die Kirchen begleiteten auch die erhebliche Zahl
von B ausoldaten und Totalverweigerern; unter ih-
rem D ach sammelte sich die B ewegung »Schwerter
zu Pflugscharen« .

1 9 89 entstand auf diese Weise erstmals in der
deutschen Ge schichte aus dem Schoß der Kirche
eine gewaltfreie Revolution, unter deren sanften
Druck Staatssicherheitsdienst- und Polizeieinhei-
ten kapitulierten und die Mauer fiel .

Insb esondere der ö sterreichische Versöhnungs-
bund , ab er auch einzelne VB-Mitglieder aus West-
deutschland , hatten durch ihre teils heimlichen,
teils offenen Kontakte mit Schriften, Filmen und
Seminaren zum Erstarken der Friedensbewegung
in der DDR b eigetragen; die wesentlichen Anstöße
kamen allerdings von den Menschen dort selb st.

Die B edingungen für die Friedens- und Versöh-
nungsarbeit hab en sich gegenüber früheren Zeiten
sicher verb e ssert: Wir müssen nicht mehr um un-
ser Leb en o der unsere Freiheit fürchten, werden
nicht mehr verfemt oder als Vaterlandsverräter aus-
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VE RAN STALTUN GE N

2 . März 2 0 07, Berlin, Friedrichstadtkirche,
17 Uhr: Jubiläumsveranstaltung 5 0 Jahre Zent-
ralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienst-
verweigerer aus Gewissensgründen . Als Re akti-
on auf die Einführung der Wehrpflicht wurde am
2 . März 1 9 5 7 die Zentralstelle KDV gegründet. D a
die Aufgab e nicht erledigt ist, »muss« die Zentral-
stelle KDV ihr 5 0-j ährige s Jubiläum feiern; weite-
re Informationen im Internet unter www. zen-

tralstelle-kdv. de

4. bis 6. Mai, B ad Boll: Tagung »Gewissen und
Recht – Zum Sp annungsverhältnis von Recht, Ge-
setz, Gerechtigkeit und Gewissen (nicht nur)
b eim Richten« ; gemeinsame Veranstaltung des
Forum Justizgeschichte und der Evang . Akada-
mie ; weitere Informationen im Internet unter
www. ev-akademie-b oll . de und www.forumjus-

tizgesch ich te. de

17. bis 2 0 . Mai 2 0 07, Bonn: Jahre stagung des
Versöhnungsbunde s zum Thema »Kampf um
Energie-Re ssourcen? – Verteilungsgerechtigkeit
statt Militärkonzepte ! « (Arb eitstitel) ; weitere In-
formationen im Internet unter www. versoeh-

n ungsbund. de

MATE RIALI EN

Neues Hintergrundp apier »Zivil-militäri-
sche Zusammenarbeit« . Am 2 5 . 1 0 . 2 0 0 6 fand
im Ausschu ss für wirtschaftliche Zu sammenar-
b eit de s Bunde stags eine öffentliche Anhörung
zum Thema »zivil-militärische Zusammenarb eit«
am B eispiel Afghanistan statt. Als Fachleute wa-
ren Vertreter des Verteidigungsministeriums ,
der Welthungerhilfe , des D eutschen Instituts für
Entwicklungspolitik und Ute Finckh-Krämer als
Vorsitzende des Bundes für Soziale Verteidigung
(B SV) eingeladen . D er Redeb eitrag von Ute
Finckh-Krämer ist im neu erschienenen Hinter-
grunds- und Disku ssionsp apier Nr. 2 2 des B SV
enthalten, das den von ihr gemeinsam mit Ulrich
Finckh verfassten Artikel zur Problematik zivil-
militärischer Zusammenarb eit (F or u m Pazi fi s-
mus I/0 6) in erweiterter und aktualisierter
Form dokumentiert. D as Papier ist gegen 2 , 5 0
Euro plus Versandko sten im B SV-Büro erhältlich;
weitere Informationen im Internet unter
www. soziale-verteidigung. de


